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Kurzskript über Vereinsmodell 

Einleitung: 
Ausgangspunkt des Vereinsmodells ist wie bei den anderen Modellen, Käuferschaft als BGB 
- Gesellschaft oder Bruchteilgemeinschaft zur sofortigen Bildung von Wohnungseigentum 
mit Eigennutzung bzw. Genossenschaftsmodell, das sich Herauslösen aus der Abhängigkeit 
eines Mieters.  
Da für viele Mieter nicht die Möglichkeit besteht, selber Eigentum mangels finanzieller 
Möglichkeiten zu erwerben, mußte eine Form gesucht werden, die das fehlende Eigenkapital 
der Einzelnen ersetzt. Grundsätzlich kann dieses aber nur unter Berücksichtigung der markt-
wirtschaftlichen Mechanismen geschehen, wie später noch ausführlich dargelegt wird. 
Ziel ist es, daß die Bewohner eines Hauses dieses selber in die Hand nehmen. Hierdurch soll 
ermöglicht werden, daß der Einzelne vor willkürlichen Maßnahmen eines Eigentümers 
geschützt wird, der für die Zukunft eine Absicherung erhält, dadurch der Wohnraum 
insgesamt für die Bewohner preisgünstiger wird, der als einer der 
Miteigentümer/Nutzungsberechtigten über die Gestaltung des Wohnraumes und die Nutzung 
des gesamten Hauses mit allen Nebenräumlichkeiten selber entscheiden kann. Der 
Unterschied des Vereinsmodell der BGB - Gesellschaft, der Bruchteilgemeinschaft und dem 
Wohnungseigentum besteht darin, daß der Einzelne wie bei der Genossenschaft nicht als 
Eigentümer in das Grundbuch eingetragen wird, d.h., der Einzelne hat keine Eigentü-
merfunktion. Eigentümer wird nur der Verein e als Juristische Person des Privatrechts. 
Hieraus ergibt sich die Konsequenz, daß der Einzelne als Nichteigentümer keine 
Steuervorteile in Anspruch nehmen kann (Ausnahme: Baukostenzuschuß mit Erlangung eines 
Dauerwohnrechtes und dergleichen siehe gesonderten Abschnitt Steuern). 
Auf der anderen Seite kann der Einzelne aber auch nicht über das Haus bzw. seinen Anteil 
frei verfügen, wie es sich beim Eigentum immer möglich ist. Das Eigentum kann durch 
Vertrag vielfach in der Nutzung und in der Gestaltungsmöglichkeit beschränkt werden, aber 
nie dahingehend, daß ein Verkauf auf ewig verboten ist bzw. eine dritte Person - z.B. die 
anderen Hausbewohner - bestimmen können, wer Käufer wird. Da die Ausgangsüberlegung 
darin bestand, daß ständig die Bewohner eines Hauses über dieses verfügen können sollten, 
muß es auch Möglich ein, daß die Bewohner des Hauses bestimmen, mit wem sie 
zusammenleben. Es sollte nicht so sein, daß derjenige der aus der Hausgemeinschaft aussteigt, 
nur weil er Eigentümer ist, bestimmen kann, wer in die Hausgemeinschaft wieder 
hineinwachsen soll. Dies führt zwangsläufig dazu, daß bestimmte marktwirtschaftliche 
Mechanismen in Gang gesetzt werden, die zu horrenden Stilblüten wie Abstandszahlungen in 
Höhe von 20.000,- DM und dergleichen führen. Für derartige Dinge wird kein Gegenwert 
geleistet und ein solches Verhalten ist deshalb grundsätzlich abzulehnen. "Ohne Fleiß kein 
Preis! Weg mit dem Lumpenproletariat!". Trotz vielfacher Bemühungen in Sozialprojekten 
auf Mietkaufbasis und Ähnlichem sehe ich späteren Verhaltensweisen mit Skepsis entgegen. 
Selbst wenn beim Mietkaufmodell eine Verkaufsbindung in der Notariellen Teilungserklärung 
festgelegt ist, kann eine Umgehung dadurch stattfinden, daß daß aufgrund vorgenommener 
privater Einbauten entsprechende Zahlungen unter dem Tisch geleistet werden, ohne daß 
hierdurch ein Verstoß gegen gesetzliche Bestimmungen gegeben ist, da der Verkauf von 
Mobilien nicht der notariellen Form bedarf und nicht ohne weiteres ein Kopplungsgeschäft 
mit dem notariellen Kaufvertrag der Eigentumswohnung bewiesen und hergestellt werden 
kann. Zwecks Vermeidung dieser Problematik ist es deshalb aus meiner Sicht immer 
richtiger, daß von vornherein der Zugriff für die Vergabe der Räumlichkeiten bei den 
Bewohnern des Hauses liegt. Dies ist rechtlich aber nur möglich, wenn eine Form geschaffen 
wird, in der die Bewohner des Hauses jederzeit entscheiden. Dies ist möglich über die 
Rechtskonstruktion der Juristischen Person. In Betracht kommen hier verschiedene 



Möglichkeiten, die jetzt im Einzelnen nicht dargelegt werden brauchen (siehe Kapitel dort). 
Grundsätzlich soll es so sein, daß Entscheidungen nach dem Personenverhältnis fallen, d.h. 
also das Prinzip eine Person eine Stimme, und nicht daß Kapitalverhältnisse entscheiden. Aus 
diesem Grunde kommen für solche Hausprojekte im Prinzip nur die eingetragene 
Genossenschaft und der eingetragene Verein in die engere Wahl. Der eingetragene Verein 
unterscheidet sich von der eingetragenen Genossenschaft dadurch, daß er nicht ausschließlich 
die Bewirtschaftung eines Hauses als Selbstzweck betreiben darf, sondern ein eingetragener 
Verein setzt voraus, daß dieser eine ideelle Zwecksetzung hat. Dieser ideelle Zweck ist 
entsprechend zu formulieren und in der Satzung niederzulegen und wesentlicher und 
tragender Bestandteil dieser Gemeinschaft. Es wurde sehr lange bestritten, daß die 
Bewirtschaftung eines Hauses ein ideeller Zweck sein könnte. Diesem ist zuzustimmen, 
andererseits nicht mit der Folge, daß deshalb ein Hausprojekt nicht als eingetragener Verein 
durchgeführt werden könnte. Es ist sehr wohl möglich, daß ein Hausprojekt ideelle Zwecke 
beinhaltet, nämlich dann, wenn entsprechende Werte festgehalten werden. Dieses kann das 
gemeinsame Zusammenleben von verschiedenen Sozialschichten sein, die Schaffung von So-
zialeinrichtungen im Hause, (Kinderspielplatz, Kindertagesstätte, Altenstätte, 
Behindertenwohnung im Souterrain und dergleichen), wie auch die Schaffung von preis-
wertem Wohnraum, wie auch die Erhaltung bestimmter historischer Gebäude mit ihrem 
entsprechend hohem Wohnwert sofern sie instandgesetzt und modernem Standard 
entsprechend angehoben werden und vieles mehr. Sofern dieses Ausgangspunkt der 
Überlegung ist, stellt die Bewirtschaftung des Hauses lediglich Mittel zum Zweck dar, 
nämlich die Ausgangsbasis um die ideelle Zielsetzung überhaupt zu erreichen zu können. Das 
Ergebnis dieser Überlegungen hat schon zu einer Mitwirkung an über dreißig derartigen 
Projekten meinerseits geführt und sehr gute Ergebnisse gezeigt. Als fertige Hausprojekte kann 
ich hinweisen auf den Stuttgarter Platz 20 in 1000 Berlin 19, Winscheidtstr. 20 in 
1000 Berlin 12, einem Fabrikprojekt als Kulturzentrum "Die Brennerei" und vieles mehr. Die 
Kriterien dieser Überlegung lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
 
1. Die Bewohner eines Hauses müssen über dieses selber verfügen können, 

2. der einzelne Bewohner darf kein Eigentum an dem Projekt haben, 

3. alle Entscheidungen werden nach dem Mehrheitsverhältnis der mitwirkenden 
Personen - eine Person eine Stimme - gefällt (Basisdemokratie), 

4. es wird ein eingetragener Verein gegründet, in dem jede Gemeinschaft bestimmte 
ideelle Werte als Zielsetzung auswählt,  

5. der Verein beschränkt sich grundsätzlich auf jeweils nur ein Mietshaus, da jede 
Hausgemeinschaft das Recht auf Selbstbestimmung hat, 

6. ein Vereinsmodell soll nur durchgeführt werden, wenn eine entsprechende Anzahl an 
Hausbewohnern mitwirkt, außenstehende Vereinsmitglieder dürfen nur in der Anzahl 
gewählt werden, wie der Anzahl des vorhandenen Wohnraumes noch eine realistische 
Einbeziehung ermöglicht. 

 Belastungen sind auf alle entsprechend den Möglichkeiten zu verteilen, bei 
mangelnder wirtschaftlicher Potenz sind Kredite notfalls durch Solidarbürgschaften 
abzusichern (Einer für Alle - Alle für Einen). 

Im Einzelnen werde ich auf folgende Bereiche eingehen: 
 



1. Vereinsgründunq 
2. Vereinsrecht 
3. Steuern 
4. Finanzierungsmöglichkeiten 
 

I. Vereinsgründung 
Dieser nachstehende Text wurde verfaßt, um eine kurze überschaubare Darstellung zu geben, 
wie eine Vereinsgründung sinnvollerweise durchgeführt werden kann.  
Voraussetzung ist, daß sich Personen zu einem Verein durch Einigung zusammenschließen. 
Einigung bedeutet hier, daß eine übereinstimmende Willenserklärung hinsichtlich der 
Gründung eines Vereins vorliegt. Erforderlich ist, daß dieses für alle Gründungsmitglieder 
gilt, d.h. ein bloßer Mehrheitsbeschluß genügt nicht. Ferner muß bei der Gründung vereinbart 
werden, daß die geschaffene Satzung wirksam werden soll und daß das Gründungsmitglied 
diesem Verein als Mitglied angehören will. Mit der Gründung des Vereins ist auch 
gleichzeitig der erste Vorstand durch die Vereinsgründer zu bestellen. Die Rechtsgrundlagen 
für die Gründung befinden sich in den §§ 21, 25, 26 Abs. 1, 56 BGB. Das Gesetz sieht keine 
Mindestgründerzahl vor, d.h. ein Verein kann daher auch durch nur zwei Gründer errichtet 
werden. Für die Eintragung in das Vereinsregister ist allerdings in den §§ 56, 59 Abs. 3 BGB 
vorgesehen, daß mindestens 7 Mitglieder mitwirken. Es ist vorteilhaft, gerade im Hinblick auf 
die am Anfang stattfindenden Schwierigkeiten, schon auf ein paar Personen mehr 
zurückzugreifen, damit selbst im Falle einer kleinen Auseinandersetzung nicht die 
Mitgliederzahl unterschritten wird und deshalb eine Vereinsgründung abgelehnt werden muß. 
Als Gründungsmitglieder können sowohl natürliche Personen als auch juristische Personen 
des Privatrechts auftreten. Ebenso können juristische Personen des öffentlichen Rechts oder 
Gesellschaften des Handelsrechts Mitglieder eines Vereins werden. Gemäß eines Urteils des 
Landgerichts Duisburg JW 1933, 2167 mit zustimmender Anmerkung Voß, Soergel-Schultze, 
BGB Rdz. 11 zu § 38, ist selbst die Mitgliedschaft eines nicht rechtsfähigen Vereins möglich. 
Unmöglich ist hingegen die Mitgliedschaft einer BGB-Gesellschaft. Hier kann wiederum nur 
jeder einzelne Gesellschafter als natürliche Person Mitglied des Vereins werden. 
Voraussetzung ist, daß die Gründungsmitglieder geschäftsfähig sind. Ein geschäftsunfähiger 
Gründer kann nicht Vereinsmitglied werden. Auf der anderen Seite berührt seine Teilnahme 
nicht die Vereinsgründung, wenn anschließend noch die notwendigen Mitglieder übrig 
bleiben, d.h. also mindestens zwei andere Personen bzw. für die Eintragungsfähigkeit in das 
Vereinsregister mindestens 7 Personen. 
Beschränkt geschäftsfähig, d.h. Minderjährige vom 7. bis 18. Lebensjahr und Volljährige mit 
entsprechender Beschränkung der Geschäftstätigkeit, können bei der Vereinsgründung unter 
den gleichen Voraussetzungen mitwirken, unter denen sie noch ihren Beitritt zu einem schon 
existierenden Verein erklären können. 
Vielfach kommt es vor, daß sich die Personen schon vorher zusammenschließen, um einen 
Verein zu gründen. Dieser Vorgang wird dann als sogenannte Gründervereinigung oder 
Vorverein bezeichnet, wobei es sich rechtlich gesehen um eine BGB-Gesellschaft handelt die 
Rechtsgrundlagen hierfür sind die §§ 21, 54, 705 ff. BGB. Sobald die Vereinsgründung 
vollzogen ist, löst sich die BGB-Gesellschaft als Vorgründergesellschaft wieder auf, da mit 
der Vereinsgründung der Zweck erreicht ist und die Gesellschaft gemäß § 726 BGB endet. 
Der nach Vereinsgründung vorhandene Verein wird meistens als Vorverein bezeichnet, da er 
bis zur Eintragung in das Vereinsregister die Rechtsform eines nicht rechtsfähigen Vereins 
beinhaltet. 
Die Erfahrung spricht dafür, daß es sinnvoll ist, wenn sich die Initiatoren eines solchen 
Vereinsgedankens mit der Vereinsfrage und einer möglichen Satzung etwas näher 
beschäftigten. In diesem Falle würden sich die Interessenten zu einer sogenannten 



Gründervereinigung zusammenschließen. Die Gründervereinigung hätte den Zweck, daß z.B. 
Aufwendungen, die im Hinblick auf eine Vereinsgründung geschehen, schon von Allen 
zutragen sind. Insoweit ergeben sich hieraus auch schon rechtliche Verpflichtungen. Mit der 
Gründervereinigung hebt sich also der Einzelne schon aus dem Bereich einer rein Aussage 
mit eventuellen moralischen Verpflichtungen ab und tritt ein in ein rechtsgeschäftliches 
Handeln. Mit Vereinsgründung endet die Gründervereinigung, und wir haben bis zur 
Eintragung in das Vereinsregister die Rechtsform des nicht rechtsfähigen Vereins, Vorverein 
genannt. In der Satzung kann bestimmt sein, daß die Handlungen des Vorvereins beschränkt 
sind auf die Erlangung der Rechtsfähigkeit. Vertreten wird der nicht rechtsfähige Verein 
bereits durch den berufenen Vorstand bzw. das nach der Satzung bestimmte zuständige 
Organ. Für alle Geschäfte des nicht rechtsfähigen Vereins haftet der Vorstand 
(Vertretungsorgan) persönlich. Nach einem Urteil des Oberlandesgerichts Celle OLG, Celle, 
NJW 1976, 806, soll dieses auch dann gelten, wenn der Verein anschließend tatsächlich die 
Rechtsfähigkeit erlangt. Nur wenn der Verein nach Erlangung der Rechtsfähigkeit auch das 
Rechtsgeschäft des Handelnden anschließend übernimmt, soll der Handelnde aus der Haftung 
entlassen werden. Ist die Vertretungsmacht allerdings auf die Gründungsgeschäfte beschränkt, 
bleibt es darüber hinaus bei der persönlichen Haftung. In das Grundbuch kann der Verein im 
Gründungsstadium nicht eingetragen werden. 
Mit der Registereintragung gem. § 21 BGB (von der Möglichkeit der staatlichen Verleihung 
gem. § 22 BGB wird hier abgesehen) setzt sich der sogenannte Vorverein ohne jede weitere 
Handlung automatisch fort in der Person eines rechtsfähigen Vereins. Aus dem bisherigen 
Vorverein und dem nunmehr rechtsfähigen Verein, d.h. der juristischen Person des 
Privatrechts ist eine Einheit geworden (BGH WPM 1978, 115). Dies hat zur Folge, daß die 
bisherigen Vermögensgegenstände automatisch in das Vermögen der juristischen Person 
übergehen und deshalb keine weiteren eigenen Rechtsakte durchgeführt werden müssen, 
sogenannte automatische Rechtsnachfolge. 
Neben der Darstellung der Wirkungen der einzelnen Rechtshandlungen soll nunmehr auf das 
formale Verfahren eingegangen werden. 
Meistens wird es so sein, daß sich einige Interessierte zu einer Gruppe zusammenfinden und 
über die Ziele diskutieren und verschiedene Rechtsformen erwägen. Hierbei wird man gerade 
aufgrund des ideellen Gedankens vielfach auf die Form des Vereins stoßen. Da sehr oft der 
Wunsch geäußert wird, in dieser Form eigene Rechtspersönlichkeit zu werden, z.B. um eine 
größere Handlungsfähigkeit zu erreichen, die persönliche Haftung der Mitglieder aus-
zuschließen, und dergleichen, wird sehr häufig die Rechtsform eines eingetragenen Vereins 
als juristische Person des Privatrechts angestrebt. Es ist angebracht, daß auf dieser ersten 
Zusammenkunft sich die einzelnen Interessierten über die inhaltliche Zielsetzung klar werden 
und diese grob umreißen. Ferner sollten grundlegende Kriterien geregelt werden. Hierzu 
zählen z.B. die Mindestanforderungen für die Vereinssatzung, die sich aus § 57 BGB ergibt. 
Hierzu zählen der Zweck, Name, Sitz des Vereins. Auf dieser ersten Versammlung sollen 
unbedingt der Zweck des Vereins insgesamt genauer umrissen werden, wobei gleichzeitig 
diskutiert werden sollte, welche Personen und Adressatenkreise hiermit angesprochen werden 
können, um das inhaltliche Betätigungsfeld des Vereins weiter abzustecken. Eventuell liegt 
diesem interessierten Kreis schon eine oder einige Satzungen von anderen Vereinen vor, 
sodaß schon ein grobes Gerippe für eine Gründungssatzung erarbeitet werden kann. Sofern 
dieses nicht der Fall ist, sollten einige aus der Gruppe beauftragt werden, sich hiermit zu 
beschäftigen und einige Mustersatzungen beizubringen. Sodann sollten die festgelegten Ziele 
auf dieser Mustersatzung umgearbeitet werden. Nachdem dieses redaktionell vorliegt, sollte 
der Interessentenkreis mit eventuell noch weiteren Interessierten zu einer Gründungs-
versammlung eingeladen werden. über die Gründungsversammlung ist ein 
Gründungsprotokoll zu fertigen, in welchem wesentliche Punkte festgehalten werden müssen. 
Hierzu zählen der Tag, Ortszeit und Ort. Folgend sollte festgehalten werden, wer die 



Versammlung eröffnet, wer die Versammlung leitet, wozu eingeladen wurde, das Verlesen 
und Diskutieren der Vereinssatzung, das genaue Festlegen der Vereinssatzung, die Be-
schlußfassung über die Vereinssatzung. Die Vereinssatzung muß von allen 
Gründungsmitgliedern einstimmig angenommen werden. Die Gründungssatzung muß der 
Niederschrift als Anlage beigefügt werden, und es muß hieraus hervorgehen, daß die 
Gründungsmitglieder auch diesem Verein dann angehören. Die Gründungsmitglieder haben 
durch Unterschrift unter die Satzung zu bekunden, daß sie den Verein gründen und Mitglied 
dieses Vereins sind. Ferner ist auf dieser Gründungsversammlung noch das gesetzliche 
Vertretungsorgan zu wählen. Dieses kann als Vorstand, Präsidium und dergl. bezeichnet 
werden. In der Anlage zu diesem Kapitel befindet sich ein Muster für eine Niederschrift über 
die Gründung des Vereins. Die aufgeführten Kriterien sollten möglichst alle enthalten sein, 
damit Eindeutigkeit über das vorgenommene Handeln besteht. 
Wie schon oben aufgeführt, erlangt der Verein erst Rechtsfähigkeit mit der Eintragung in das 
Vereinsregister, siehe § 55, Abs. 1 BGB. Die Vereinsregister werden beim Amtsgericht 
geführt. Für das Land Berlin handelt es sich hierbei um das Amtsgericht Charlottenburg, da 
hier ein Zentralregister geführt wird. Die Möglichkeit hierzu ergibt sich aus § 5, Abs. 2 BGB, 
wonach die Landesjustizverwaltungen die Möglichkeit haben, die Vereinssachen einem 
Amtsgericht für mehrere Bezirke zuzuweisen können. Ansonsten bleibt es bei der grundle-
genden Regelung, das das Amtsgericht örtlich zuständig ist, in dessen Bezirk der Verein 
seinen Sitz hat. 
Die Aufgaben in Vereinssachen sind den Rechtspflegern übertragen, siehe § 3 Nr. 1a 
Rechtspflegegesetz RpflG. 
Das Vereinsregister wird üblicherweise in Karteiform nach landesrechtlichen Bestimmungen 
geführt. 
Gemäß § 59, Abs. 1 BGB erfolgt die Eintragung des Vereins auf Anmeldung des Vorstands. 
Nachdem ein Verein erst einmal in das Vereinsregister eingetragen ist, müssen dem 
Vereinsregister nur noch folgende Gegenstände angezeigt/angemeldet werden: 
 

- jede Änderung des Vorstands, siehe § 67, Abs. 1 BGB 

- Änderungen der Satzung, siehe § 71, Abs. 1 BGB 

- der Verzicht auf die Rechtsfähigkeit, 
- die Ablösung des Vereins siehe § 74 BGB. 

 
Unabhängig hiervon gibt es noch mehrere Möglichkeiten, daß von Amts wegen Eintragungen 
erfolgen (gerichtlich bestellte Vorstandsmitglieder, Eröffnung des Konkurses, Entziehung der 
Rechtsfähigkeit, Verbot des Vereins...). 
Der nächste Akt nach Gründung ist die Anmeldung zur Registereintragung. Die 
Rechtsgrundlagen hierfür sind gesetzt in den §§ 59, 67, 71, 74, 76 BGB. Die Anmeldung des 
Vereins zum Vereinsregister ist die Stellung eines Antrages auf Eintragung in das 
Vereinsregister wird bei einem Notar beurkundet oder beglaubigt, wobei dieser gleichzeitig 
als ermächtigt gilt, die Eintragung im Namen des zur Anmeldung Verpflichteten ausdrücklich 
zu beantragen, siehe §§ 129, 159 FGG. Hierbei ist zu beachten, daß bei einem gesetzlichen 
Vertretungsorgan mit mehreren Personen, sogenannter mehrgliedriger Vorstand, auch alle 
Vorstandsmitglieder unterzeichnen müssen, wenn der Vorstand nur gemeinsam den Verein 
vertreten kann. Sieht die Grundsatzung vor, daß der Verein vertreten wird von z.B. zwei 
Vorstandsmitgliedern gemeinsam, müssen auch beide die Anmeldung vornehmen. Sieht die 
Satzung z.B. vor, daß der Vorstand aus drei Mitgliedern besteht, wobei immer zwei 
Vorstandsmitglieder gemeinsam handeln müssen, um den Verein rechtswirksam zu vertreten, 
so würde es nach dieser Ansicht genügen, daß zwei Vorstandsmitglieder den Verein hin- 
sichtlich des Antrags auf Eintragung in das Vereinsregister vertreten. Diese Meinung ist 



allerdings sehr strittig. Vielfach wird vertreten, insbesondere von der Rechtsprechung, daß 
auch bei Einzelvertretungsbefugnis der Vorstandsmitglieder eine Anmeldung durch alle dem 
Vorstand angehörenden Personen zu erfolgen hat. Diese Meinung unterscheidet zwischen 
Erstanmeldung und weiteren Anmeldungen. Um jeglichen Rechtstreit zu vermeiden und 
Verzögerungen aus dem Weg zu gehen, wird in jedem Fall empfohlen, unbedingt mit allen 
Mitgliedern des gesetzlichen Vertretungsorgans auch den Antrag auf Eintragung in das 
Vereinsregister zu stellen. 
Wichtig: Alle Vorstandsmitglieder haben den Antrag auf Eintragung in das Vereinsregister zu 
stellen! (auf den inhaltlichen Meinungsstreit soll hier aus pragmatischen Gesichtspunkten 
verzichtet werden).  
Die Form der Anmeldung ist die öffentlich beglaubigte Erklärung. Die Rechtsgrundlagen 
hierfür sind gegeben in den §§ 77 BGB, § 129, Abs. 1 BGB, § 40, Abs. 1 
Beurkundungsgesetz. (BeurkG). Die öffentliche Beglaubigung geschieht so, daß die 
Erklärung schriftlich abgefaßt sein muß und die Unterschrift des Erklärenden/Vorstands von 
einem Notar zu beglaubigen ist. Der Notar kann die Unterschrift beglaubigen, wenn sie in 
seiner Gegenwart vollzogen ist bzw. anerkannt ist. Es ist also nicht erforderlich, daß auch die 
Erklärung, d.h. der Wortlaut der Anmeldung von dem Notar gefaßt werden müssen. Es ist 
durchaus möglich, daß die Anmeldung von dem Anmeldenden selbst niedergeschrieben wird. 
Selbstverständlich kann die Aufnahme = Beurkundung der Anmeldung auch dem Notar 
übertragen werden, wobei diesem dann eine erhöhte Gebühr für seine Tätigkeit zusteht. Bei 
der Beglaubigung hat der Notar die Person festzustellen und auch die Bezeichnung der 
Beteiligten, siehe § 25 DONot, d.h. jeder der Beteiligten, der den Notar nicht persönlich 
kennt, sollte unbedingt seinen gültigen Personalausweis mitnehmen. Es ist durchaus möglich, 
daß die einzelnen Vorstandsmitglieder Unterschriften zu unterschiedlichen Zeiten bei dem 
Notar leisten, dann stehen dem Notar allerdings auch nacheinander Kosten zu. Deshalb sollten 
die Mitglieder des Vorstands auch gleichzeitig bei dem Notar erscheinen (auf die Frage der 
Vertretung deren Bevollmächtigten wird hier unter Hinweis auf die Form des § 77 BGB 
verzichtet). 
Wichtig: Früher war es möglich, die Anmeldung bei der Geschäftsstelle des Amtsgerichts zu 
Protokoll zu geben und damit zu erklären. Seit dem 1.1.1970 gilt das Beurkundungsgesetz, 
wonach dieses entfallen ist. Deshalb gilt heute generell die Pflicht der notariellen 
Beglaubigung. 
In der Anmeldung beim zuständigen Amtsgericht erfolgt die Prüfungspflicht desselben. 
Rechtsgrundlage hierfür sind die §§ 55 bis 60 BGB. 
Das Amtsgericht prüft nach Eingang der Anmeldung die örtliche Zuständigkeit, die 
Einhaltung der Form der Anmeldung (siehe § 77 BGB), ob die Anmeldung von den dazu 
ermächtigten und verpflichteten Personen erklärt wurden und ob die erforderlichen Urkunden 
vorliegen. Bei der Erstanmeldung wird außerdem noch geprüft, ob der Verein auf einen 
nichtwirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist siehe § 21 BGB. Ferner ist zu prüfen, ob 
der Vereinszweck erlaubt ist und ob die Erfordernisse der §§ 56 bis 58 BGB erfüllt sind. Die 
§§ 56 bis 58 regeln die Mindestmitgliederzahl von 7 Mitgliedern, daß die Satzung den Zweck 
des Vereins enthalten MUß, daß aus der Satzung der Name und Sitz des Vereins hervorgehen 
muß und daß aus der Satzung hervorgehen muß, daß der Verein eingetragen werden MUß. 
Dieses sind Mußbestimmungen in dem § 58 sind Sollbestimmungen enthalten, nämlich über 
den Ein- und Austritt der Mitglieder, welche Beiträge die Mitglieder zu leisten haben, wie der 
Vorstand gebildet wird und Voraussetzungen, unter denen die Mitgliederversammlung zu 
berufen ist, Voraussetzung über die Form der Berufung und der Beurkundung der Beschlüsse. 
In jedem Fall ist es ratsam, die wesentlichen Kriterien tatsächlich in der Satzung schon gere-
gelt zu haben. Deshalb wird empfohlen, eher eine ausführliche und etwas langatmige Satzung 
zu fertigen, in der auch tatsächlich alle wirklichen Belange enthalten sind als sich auf ein 
kurzes Minimalstück zurückzuziehen, da dann sehr leicht einzelne Punkte vergessen werden. 



Als Beispiel hierzu sei aufgeführt die Einberufung der Mitgliederversammlung. Das Gesetz 
regelt nicht, wie die Mitgliederversammlung einzuberufen ist. Gleichwohl ist es anerkannt, 
daß die Satzung in eindeutiger Weise enthalten muß, wie die Mitgliederversammlung 
einberufen werden muß. Man könnte nun meinen, dies sei ein Widerspruch, trotzdem hat es 
seine Berechtigung. Wenn der Gesetzgeber nicht eine bestimmte Form der Einberufung einer 
Mitgliederversammlung vorgeschrieben hat, so bedeutet dies, daß der Verein autonom ist 
festzulegen, wie Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgen soll. Auf der anderen Seite 
haben Rechtsprechung und auch die Rechtslehre entwickelt, daß das einzelne Vereinsmitglied 
nur dann eine Sicherheit hat, an der Versammlung auch tatsächlich teilnehmen zu können, 
wenn das Mitglied von vornherein weiß, unter welchen Modalitäten eingeladen wird. Nur 
wenn das einzelne Vereinsmitglied sich auch entsprechend in Kenntnis setzen bzw. 
entsprechende Vorkehrungen für eine Kenntniserlangung durchführen. Aus diesem Grunde 
wurde von der Rechtslehre entwickelt, daß viele verschiedene Arten der Einberufung der 
Mitgliederversammlung möglich sind, andererseits die Satzung aber eindeutig enthalten muß, 
wie eingeladen wird. Es reicht also nicht, daß in der Satzung steht, der Vorstand lädt die 
Mitgliederversammlung ein.  
Dieses kleine Beispiel für Ungenauigkeiten in einer Vereinbarung, sowie viele Weitere 
könnten zu einzelnen Punkten in der Vereinssatzung aufgeführt werden. Wir empfehlen 
deshalb von vornherein, alle Gliederungspunkte der Mustersatzung zu übernehmen und in 
möglichst genauer, eindeutiger Weise zu regeln. Die Modalitäten stehen hierbei den jewei-
ligen Vereinsgründern frei. Zu einzelnen speziellen Fragen siehe unter dem Kapitel 
"Vereinsrecht". 



M u s t e r 
Name, Anschrift 
des gegründeten Vereins       Ort, Datum 

ANMELDUNG des Vereins zur Eintragung in das Vereinsregister 
An das 
Amtsgericht 
........... 
 
In der Registersache 
- Verein 
 Neugründung 
melden wir, die Unterzeichneten sämtlichen Vorstandsmitglieder des ........... Vereins zur 
Eintragung in das Vereinsregister an: 
1. den am ........ gegründeten Verein, 
2. die Mitglieder des Vorstands: 

- Vorsitzender des Vorstands: (Name, Beruf, Anschrift  

- Stellvertretender Vorsitzender: (Name, Beruf, Anschrift) 

- Schatzmeister (sofern vorgesehen): (Name-, Beruf, Anschrift)  

Der Verein wird durch jeweils .. Mitglied(er) des Vorstands gemeinschaftlich vertreten (hier 
muß die Regelung der Satzung eingesetzt werden), siehe § .. der Satzung. 
Eine Abschrift des Protokolls der Gründungsversammlung sowie die Urschrift und zwei 
Abschriften der Satzung sind dieser Anmeldung beigefügt.  
Ort, Datum  
Unterschriften der Anmeldenden 



Niederschrift über die Gründungsversammlung des Kulturvereins 
Wendland 
Protokoll  
Heute, am ......... erschienen in:  
die aus der beigefügten Anwesenheitsliste ersichtlichen Personen zur Beschlußfassung über 
die Gründung eines Kulturvereins. Herr/Frau ... begrüßte die Erschienenen und erläuterte den 
Zweck der Versammlung. Durch Zuruf wurden Herr/Frau ... zum Versammlungsleiter und 
Herr/Frau ... als ProtokollführerIn gewählt sie nahmen die Ämter an.  
Herr/Frau ... schlug sodann folgende Tagesordnung vor: 

- Aussprache über die Gründung eines Kulturvereins  

- Beratung und Feststellung der Vereinssatzung  

- Wahl des Vorstandes  

- Verschiedenes.  

Gegen diese Tagesordnung wurde kein Widerspruch erhoben.  
Die Herren/Frauen ... und ... erläuterten die Notwendigkeit der Gründung eines Kulturvereins, 
insbesondere im Hinblick auf die Erlangung finanzieller Unterstützung für die Errichtung und 
den Betrieb einer Kulturstätte zur Wahrung wendländischen Volksgutes.  
Herr/Frau ... verteilte einen Satzungsentwurf, der im einzelnen durchgegangen und erörtert 
wurde.  
Der anliegenden Fassung der Satzung stimmten alle Anwesenden durch Handzeichen zu. 
Herr/Frau ... stellte fest, daß damit der Kulturverein Wendland gegründet ist und forderte alle 
Anwesenden auf, ihren Beitritt durch Unterzeichnung der Satzung zu bestätigen. Daraufhin 
unterzeichneten alle Versammlungsteilnehmer die Satzung.  
Aus dem Kreis der Versammlung wurden die Herren/Frauen ... als Vorstandsmitglieder 
vorgeschlagen. Daraufhin legte Herr/Frau ... die Versammlungsleitung nieder, die auf Zuruf 
Herr/Frau ... übernahm.  
Die Wahl der Vorstandsmitglieder wurde durch Handzeichen durchgeführt. Bei jeweils ... 
wurden mit jeweils ... Ja Stimmen zu Vorstandsmitgliedern gewählt:  
Vorsitzender:       Name, Beruf, Anschrift  
stellvertretender Vorsitzender:  
Schatzmeister:  
Alle Gewählten erklärten, daß sie die Wahl annehmen. Herr/Frau ... übernahm wieder die 
Versammlungsleitung. Sodann wurden die nächsten Schritte für die Aufnahme der 
Vereinstätigkeit erörtert. Auf Vorschlag von Herr/Frau ... wurde durch Handzeichen 
einstimmig beschlossen, daß der Vorstand bis zur Eintragung des Vereins ins Vereinsregister 
nur die Rechtsgeschäfte vornehmen darf, die zur Erlangung der Rechtsfähigkeit des Vereins 
erforderlich sind. 
Ausgenommen hiervon ist der Rechtsakt des Erwerbs, des notariellen Erwerbs des Objektes 
(Name, Lage, Grundbuchbezeichnung).  

Ort, ........ den, ........        Protokollführer 
(Unterschrift) 



II. Vereinsrecht 
Aufgrund der Kürze soll nur auf die grundlegenden Punkte zum Vereinsrecht eingegangen 
werden. Es handelt sich hierbei um die Rechtsgrundlage für das Vereinswesen, dabei speziell 
aus den Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches, derjenigen zum Bereich der ideellen 
Zwecksetzung, da dieses für die Eintragung eines ideellen Vereins gem. § 21 BGB 
erforderlich ist. Abschließend erfolgt nur eine kurze Zusammenfassung und Verweis auf 
Literaturmöglichkeiten.  
Die Vereinigungsfreiheit ist geregelt in Art. 9, Abs. 1 und 2 GG. Hiernach ist den einzelnen 
das Recht gewährt, sich zu Vereinen, Verbänden und Zusammenschlüssen aller Art 
zusammenzufinden, sie also zu gründen, ihnen aber auch fernzubleiben und auch wieder aus 
ihnen auszutreten. Art. 9, Abs. 1 GG schützt die Vereine selber vor staatlichem Eingriff in den 
Kernbereich des Vereinsbestandes und in die Vereinstätigkeiten, siehe Bundesverfassungsge-
richtsentscheidung 13, 174 und Bundesverfassungsgerichtsentscheidung 30, 227 (241). Dies 
ist die Grundlage für die Vereinigungsfreiheit und das Vereinsrecht.  
Das Vereinsrecht als solches ist generell in den §§ 21 bis 79 des BGB. Hierin sind alle 
Vorschriften enthalten über Rechtsfähigkeit, Vorstand, Mitgliederversammlung, 
Mitgliederrechte und sonstige Satzungsangelegenheiten, Haftung, Liquidation, Eintragung in 
das Vereinsregister, Auflösung und dergl. Wir empfehlen deshalb, sich einmal allein durch 
Lesen des Gesetzestextes, etwas weiter vertraut zu machen. Ferner ist das Vereinsrecht 
geregelt in dem Gesetz zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts, Vereinsgesetz genannt. 
Das Vereinsgesetz zählt zum Bereich des öffentlichen Rechts und setzt die 
verfassungsmäßigen Grenzen der Vereinsfreiheit. Hierin werden geregelt die Dinge, wie 
Verbot von Vereinen, Beschlagnahme und Entziehung des Vermögens verbotener Vereine, 
Vorschriften für Ausländer und ausländische Vereine (siehe auch Taschenbücher zum Thema 
Vereinsrecht).  
Ferner tangiert das Gesetz über Versammlungen und Aufzüge, Versammlungsgesetzgebung, 
das Recht aus Art. 8 GG, gleich Versammlungsrecht, näher und gilt auch für Vereine.  
Über das Verfahren beim Amtsgericht und das Vereinsregister geben die §§ 159 bis 160a und 
162 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nähere Auskunft.  
Das BGB selber regelt Begriff und Wesen des Vereins nicht. An Hand von Rechtsprechung 
und Schrifttum haben sich aber übereinstimmend folgende Kriterien entwickelt:  
Bei einem Verein handelt es sich um: 
 
- einen freiwilligen Zusammenschluß einer größeren Anzahl von Personen, der auf 

Dauer gerichtet ist 

- es muß ein gemeinsamer Zweck verfolgt werden 

- der Verein muß nach der Satzung körperschaftlich organisiert sein, d.h. er selber muß 
die Beschlußfassung der Mitglieder nach dem Mehrheitsprinzip ordnen, d.h. nach dem 
Grundsatz 1 Person - 1 Stimme 

 (Anmerkung: Hieraus ergibt sich, daß, wenn der Verein über Vermögenswerte verfügt, 
diese Vermögenswerte nicht von einer einzelnen Person in der Handhabung bestimmt 
werden können, sondern das Kollektiv als solches entscheidet; dies stellt eine Form 
des Kollektiveigentums dar.) 

Nach außen hin tritt der Verein als Körperschaft nicht mit den Mitgliedern auf, sondern als 
eine eigene Einheit. D.h. nach außen hin, also im Rechtsverkehr mit dritten Personen, das sind 
solche, die nicht dem Verein angehören, handelt der Verein und nicht die Einzelnen. Da diese 
Körper Handlungen rechtsverbindlich für den Verein vornehmen müssen, muß in der Satzung 



ein entsprechendes gesetzliches Vertretungsorgan bestimmt sein. Dieses kann als Vorstand, 
Präsidium oder wie auch immer bezeichnet werden. Es muß in jedem Fall aber die Befugnisse 
eines gesetzlichen Vertretungsorgans haben. Ferner muß der Verein einen Gesamtnamen 
führen und muß auf einen wechselnden Mitgliederbestand angelegt sein, d.h. die Vereinigung 
ist danach unabhängig vom Wechsel der Mitglieder. 
Nach der Stellung im Rechtsverkehr können unterschieden werden der rechtsfähige Verein 
und der nichtrechtsfähige Verein. Wir betrachten in diesen ganzen Ausführungen 
ausschließlich den rechtsfähigen Verein.  
Rechtsfähigkeit bedeutet, daß die Fähigkeit besessen wird, Träger von Rechten und Pflichten 
zu sein. Ein rechtsfähiger Verein nimmt also am Rechtsleben unter dem eigenen Namen und 
mit seiner eigenen Verpflichtung teil. Ähnliches gilt z.B. für die Aktiengesellschaft und die 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Der Verein kann somit Verträge schließen, 
Forderungen erlangen, Eigentum an Sachen erwerben, z.B. auch an Grundstücken, als Erbe 
eingesetzt werden, sowie vor dem Gericht klagen und verklagt werden.  
Da der Verein eine körperschaftliche Organisation hat, kann der Verein nur durch seine 
Organe handeln. Notwendige Vereinsorgane sind: 
 

- das gesetzliche Vertretungsorgan, meistens Vorstand genannt 

- die Mitgliederversammlung. 

Darüber hinaus kann jede Vereinssatzung noch weitere Organe vorsehen, wie Beiräte, Sparten 
oder Abteilungen, d.h. eine Untergliederung, die für ein organisatorisch sinnvolles 
Vereinsleben erforderlich sind. Sehr häufig sind und damit auch üblich geworden die 
sogenannten Revisoren oder Kassenprüfer, besondere Vertreter, wie Geschäftsführer (siehe 
§ 31 BGB).  
Die Rechtsfähigkeit erlangt der Verein mit Eintragung in das Vereinsregister unter Verleihung 
der Bezeichnung e Hierbei sind zu unterscheiden nach dem Vereinszweck sogenannte 
Idealvereine, d.h. Vereine, die nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet sind 
und sogenannte wirtschaftliche Vereine. Da ein wirtschaftlicher Verein nur dann in das Ver-
einsregister eingetragen werden kann, wenn das jeweilige Bundesland dem Verein die Rechts-
fähigkeit verleiht, wollen wir von diesen Vereinen mit Rechtsfähigkeit absehen. Der Grund 
dafür liegt darin, daß ein wirtschaftlicher Verein keinen Rechtsanspruch auf Verleihung der 
Rechtsfähigkeit hat, sondern nur auf fehlerfreien Ermessensgebrauch durch die zuständige 
Behörde (vgl. VG Stuttgart, MDR 73, 437). Außerdem wollen wir uns von der inhaltlichen 
Zielsetzung hier ausschließlich mit ideellen Vereinen befassen, da es unser Ansatzpunkt ist, 
nicht mehr eine rein wirtschaftliche Betätigung durchzuführen, sondern im Vordergrund 
ideelle Ziele zu stellen, wobei nicht ausgeschlossen wird, daß hiermit auch wirtschaftliche 
Konsequenzen verbunden sind.  
Wichtigster Ansatzpunkt und auch vielfach größtes Problem ist der genaue Umriß des 
Vereinszweckes in seiner Trennung zu den Mitteln, mit denen der Verein das Vereinsziel 
erreichen will.  
Der Vereinszweck ist von der Vereinstätigkeit grundsätzlich zu trennen, d.h. der 
Vereinszweck ist die übergeordnete Zielsetzung, die aufgrund verschiedenster Tätigkeiten, die 
z.T. aus der Satzung beschrieben sein werden, sich z.T. allerdings auch erst aus dem 
Vereinsleben ergeben können, zu erreichen sind. Ein paar Beispiele:  
Zweck des Vereins:  
Betreuung von Kleinkindern im Alter von 2 bis 4 Jahren  
Mittel: 
Anbietung und Unterhaltung einer Kindertagesstätte  
oder: 
 



Zweck: 
Erhaltung von Altbausubstanz unter Berücksichtigung der Milieustruktur eines 
Stadtteilgebietes und Gestaltung der Altbausubstanz durch Instandsetzung, Modernisierung 
bei Schaffung von preiswerten und Erhalt von preiswertem Wohnraum 
Mittel: 
Für diesen Zweck soll der Verein Verträge mit Eigentümern und öffentlichen Behörden 
schließen, damit Häuser und Stadtteilgebiete entsprechend gestaltet und genutzt werden. 
Hierbei kann der Verein Objekte in Miete, Dauerwohnrecht oder Erbpacht oder Kauf 
übernehmen.  
Vereinszweck können verschiedenartigste Ziele und Aufgaben sein. Die Grenze wird gezogen 
durch das Grundgesetz, d.h. unsere verfassungsmäßige Ordnung, sowie den Strafgesetzen. 
Ferner sind solche Vereinszwecke verboten, die gegen die guten Sitten verstoßen, § 138 BGB, 
oder gegen ein gesetzliches Verbot, § 134 BGB. So verfolgt ein Verein z.B. einen 
gesetzwidrigen Zweck, wenn die Vermittlung von Wohnraum an Mitglieder gegen Entgelt 
angestrebt wird (z.B. Zahlung einer Aufnahmegebühr und Jahresbeiträge) siehe LG Karlsruhe 
Rpfleger 1974, 221. Letzteres wird insbesondere bei den Vereinen, die sich mit Wohnfragen 
beschäftigen, ins Feld geführt, wenn die Satzung eine Regelung enthält, daß preiswerter 
Wohnraum zur Verfügung gestellt werden soll. In diesen Fällen ist es besonders wichtig, daß 
die Schaffung von preiswertem Wohnraum als Vereinszweck deklariert wird. Nicht 
Vereinszweck ist es, daß die einzelnen Vereinsmitglieder einen Wohnraum vermittelt be-
kommen. Deshalb sollte die Satzung auch keine Aussagen über den Erhalt und Verteilung und 
dergl. von Wohnraum enthalten. Dies mag vielleicht kurios wirken, denn selbstverständlich 
sind soziale Verteilungsmechanismen bei der Vergabe von Wohnraum auch entsprechend 
wirtschaftlich nach den sozialen Belangen verteilt wird. Gleichwohl wird dieses nicht als 
ideeller Zweck angesehen, sondern als ein Betätigungsfeld, das in die Wohnraumvermittlung 
hineinfällt, wofür eine entsprechende Gewerbeerlaubnis vorliegen muß. Ohne entsprechende 
Gewerbeerlaubnis für die Vermittlung von Wohnraum würde der Verein gegen ein 
gesetzliches Verbot verstoßen und dürfte deshalb nicht eingetragen werden.  
Zwecke von Vereinen können insbesondere wohltätige, gesellige, sportliche, religiöse, 
künstlerische, politische, berufliche oder standesrechtliche, sozialpolitische oder ähnliche 
Ziele sein. Vielfach werden verschiedene Vereinszwecke auch miteinander verbunden. In 
jedem Fall sind die oben aufgeführten Ausführungen zu beachten.  
Bei der Frage, ob die Gestaltung eines Hauses in der Form eines eingetragenen Vereins 
möglich ist, wurde früher vielfach die Auffassung vertreten, daß dieses nicht möglich sei, da 
es sich um einen wirtschaftlichen Verein handeln würde. Dem sind wir entgegengetreten und 
haben schon mehrfach Modelle dieser Art durchgeführt.  
Ausgangspunkt unserer Überlegungen war, daß auch Wohnraum als solcher nicht isoliert zu 
sehen ist. Der Wohnraum kann aber isoliert gesehen werden, wenn es sich um den reinen 
Mietvertrag handelt. Über das Mietverhältnis, d.h. Gebrauchsüberlassung gegen Entgelt 
hinaus gibt es aber noch vielfach weitere Bezüge. Weitere Bezüge ist die Einbettung dieses 
Wohnraumes in eine Hausgemeinschaft mit verschiedensten Nebenräumlichkeiten, wie z.B. 
Treppenhaus, Keller, Dach, Hof. Ferner die Einbettung in eine bestimmte Bewohnerstruktur 
dieses Hauses, Kontakte zum Nachbarn, gemeinsame Beziehungen, die aufgebaut werden, 
ferner die Einbettung dieses Hauses in ein bestimmtes Stadtteilgebiet, wie Kindergarten, 
Spielflächen, Vergnügungsflächen, Freizeitgestaltung und dergl. Unter Berücksichtigung von 
gleichberechtigten, nicht überspannten und Erhaltung von bewährten Mechanismen, wurde 
das Vereinsmodell unter dem Gesichtspunkt der Erhaltung einer Stadtteilstruktur, der 
Erhaltung von Milieugebieten, der Erhaltung von preiswertem Wohnraum, der weiteren und 
besseren Ausnutzung von Nebenflächen, wie Dach, Treppenhaus, Keller, Hof, der 
Entwicklung von gemeinsamen Aktivitäten, der Unterstützung von bedürftigen Personen als 
Vereinszweck entwickelt. Zweck des Vereins kann es deshalb ohne weiteres sein, ein 



Gebäude, z.B. einen Altbau, vor dem Abriß zu bewahren, den Altbau instandzusetzen und zu 
modernisieren, um ihn auf den heutigen Standard und Wohnkomfort zu bringen, die 
Bewohnerstruktur hieran zu beteiligen, die Bewohnerstruktur dieses Hauses möglichst zu 
erhalten, insgesamt preiswerten Wohnraum zu erhalten, die Aktivitäten der Bewohner unter-
einander zu fördern, Bedürftige innerhalb des Hauses zu unterstützen. Alle diese Punkte sind 
Dinge, die nicht einen wirtschaftlichen Zweck beinhalten, sondern einen ideellen 
übergeordneten Zweck, der von den wirtschaftlichen Verhältnissen des einzelnen erst einmal 
absieht. Um dieses erreichen zu können, ist es erforderlich, daß der Verein auch 
entsprechende Verfügungsgewalten erhält. Dieses kann geschehen mittels entsprechender 
Verträge mit Eigentümern, öffentlichen Einrichtungen und dergl. Verträge mit Eigentümern 
können vielfältiger Art sein, wie z.B. Mietverträge, Pachtverträge, Dauerwohnrechte, 
Erbbaurechte und natürlich auch der Erwerb. Im Endergebnis kann festgehalten werden, daß 
als Mittel zum Zweck sehr wohl auch der Erwerb von Grundstücken bereits als Vereinszweck 
zulässig ist. Die Bewirtschaftung dieses Hauses nicht Zweck des Vereins ist, sondern nur 
Mittel zum Zweck zur Erreichung des Vereinszieles. In der Anlage zu diesem Skript befindet 
sich eine Vereinssatzung, aus der ein entsprechender Zweck für eine Hausgemeinschaft 
entnommen werden kann.  
Abschließend zum Vereinsrecht sei neben den Bestimmungen des BGB auf zwei kleine 
Taschenbücher hingewiesen, die sich mit dem Vereinsrecht beschäftigen. Es handelt sich 
hierbei um  
 
1. Stöber, Vereinsrecht mit steuerrechtlichen Hinweisen, IV. Auflage, Schriftenreihe 

Recht und Praxis, Stollfuß-Verlag, Juli 1980"  

2. Adalbert Peter, Recht und Steuern der Vereine, Leitfadenverlag Dieter Sudholt, 1980.  

Unabhängig von diesen Unterlagen stehen wir selbstverständlich bei Fragen zur Verfügung. 



III. Kurzscript Steuerrecht 
Für Vereine gibt es kein eigenes Steuergesetz, weshalb die Einzelsteuergesetze maßgebend 
sind.  
Für Vereine sind in den Einzelsteuergesetzen vielfache Steuervergünstigungen angeordnet. 
Dies trifft aber nur dann zu, wenn der Verein ausschließlich und unmittelbar mildtätige, 
gemeinnützige oder kirchliche Zwecke verfolgt. Zu dem Themenbereich Gemeinnützigkeit 
von Vereinen äußern wir uns an anderer Stelle, da die hier von uns angesprochenen 
Hausgemeinschaftsmodelle nicht der Gemeinnützigkeit unterliegen. Insofern verweisen wir 
auf andere Zusammenhänge und die von uns dazu erstellten Skripten.  
 
Die Steuern für die Vereine stellt sich wie folgt dar:  
Der Verein als Körperschaft des Privatrechts unterliegt grundsätzlich der Körperschaftssteuer. 
Die Körperschaftssteuer ist eine Jahressteuer, siehe § 7 Abs. 3 Satz 2 KStG.  
Was Einkommen ist und wie dieses ermittelt werden muß, bestimmt sich nach dem KstG und 
dem EstG, dort 8 Abs. 1 KStG.  
Steuerfreie Einnahmen sind die Mitgliedsbeiträge, siehe § 8 Abs. 6 KStG. Die 
Mitgliedsbeiträge bleiben - ebenso wie der einnmalige Aufnahmebeitrag - bei der Ermittlung 
des Einkommens außer Betracht. Voraussetzung ist, daß es sich um Mitgliedsbeiträge handelt, 
die ausschließlich für den in der Vereinssatzung angegebenen Zweck verwendet werden. Die 
Begründung hierfür liegt darin, daß diese Beiträge der einzelnen Vereinsmitglieder versteuer-
tes Geld darstellen und deshalb es sich um eine rein private, nicht gewerbsmäßige, Betätigung 
handelt, weshalb hier auch nicht ein erneuter Steueranteil entfallen darf. Demzufolge sind 
selbstverständlich solche Leistungen aufgenommen, die der Verein im Interesse der 
Wahrnehmung besonderer geschäftlicher Interessen der Mitglieder durchführt. Wenn also ein 
Vereinsmitglied für eine bestimmte Inanspruchnahme der Vereinsleistung ein Entgelt leistet, 
ist dieses nicht mehr steuerfrei, sofern es sich hierbei um geschäftliche Interessen des 
Mitglieds handelt. Handelt es sich dabei ausschließlich um ideelle Interessen, die 
durchgeführt werden, ist ein Mitgliedsbeitrag nicht steuerpflichtig. Ansonsten wären die 
Aufwendungen steuerpflichtig.  
Sofern von der Gemeinde, dem Land oder dem Bund oder anderen Körperschaften 
(Lottomittel) Zuwendungen an einen Verein erfolgen, sind dies nicht Einnahmen nach dem 
EStG oder nach dem KStG. Deshalb tritt auch keine KStG für diese Einkünfte ein. Das 
gleiche gilt für Spenden, Schenkung, Erbschaft und Vermächtnisse, wobei hierfür allerdings 
Schenkungs- oder Erbschaftssteuer anfallen kann.  
Die Vermögensverwaltung als solche begründet noch keinen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb, siehe § 14 Satz 3 AO. Wenn der Verein also beispielsweise ein Haus 
betreibt, bedeuten die Mieteinnahmen noch keinen Geschäftsbetrieb. Beträge einer solchen 
Vermögensverwaltung können z.B. Zinsen auf Sparguthaben sein, Zinsen aus Anlagen von 
Festgeldern, Wertpapiererträge, Mieten aus Vermietung eines Hauses. Diese Erlöse stellen 
nur eine Vermögenseigenverwaltung dar und sind nicht körperschaftssteuerpflichtig. Etwas 
anderes gilt dann, wenn der Verein diese Anlage wie ein selbständiger Unternehmer führt. Da 
grundsätzlich jedes Objekt eine eigene Einheit darstellen soll und dieses auch nicht 
beabsichtigt ist, wird eine Körperschaftssteuer nicht entfallen.  
Sofern der Verein ein Vereinslokal unterhält oder einen Versammlungsraum oder ein 
Geschäftsbüro, stellt dieses noch keine wirtschaftliche Betätigung dar und ist auch nicht 
körperschaftssteuerpflichtig. Das Gleiche gilt für die dafür benötigten 
Einrichtungsgegenstände, wie Schreibmaschinen und dgl.  
Sollte sich allerdings der Verein entschließen, ein Vereinslokal generell als Lokal zu 
betreiben, stellt dieses ohne weiteres eine wirtschaftliche Betätigung dar, und hierfür würde 
Körperschaftssteuer anfallen.  



Insgesamt kann festgehalten werden, daß im Normalfall keine Körperschaftssteuer anfällt, es 
sei denn, der Verein betätigt sich wie ein Unternehmer und führt entsprechende Verrichtungen 
aus.  
Neben der Körperschaftssteuer greift noch die Vorschrift des EstG. Die Ermittlung richtet 
sich nach § 8 Abs. 1a KstG. Handelt es sich bei dem Verein um ein Hausmodell, kommen 
Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, siehe § 2, Abs. 1 Nr. 6 EStG, in Betracht. Näheres 
regelt hierbei auch der § 21 EStG. Die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung werden 
ermittelt aus dem Überschuß der Einnahmen über die Werbungskosten. Als Werbungskosten 
sind die einzelnen Hausbewirtschaftungskosten für laufende Instandhaltung und kleinere 
Instandsetzungen sofort in dem Jahr des Anfalls in Abzug zu bringen. Größere 
Instandsetzungen und Modernisierungen müssen im Werte über einen bestimmten Zeitraum 
abgeschrieben werden. Hierzu dürfen wir auf unsere Steuerskripten bezüglich Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung von Wohngebäuden hinweisen. Anmerken dürfen wir hier 
abschließend, daß der Gebäudeanteil noch abgeschrieben wird, woraus sich ein Verlust ergibt. 
Ferner dürfen die Zinsbelastungen für die Einkommensfinanzierung in Abzug gebracht 
werden. Hieraus und aufgrund der aufgenommenen privaten Darlehensbeträge zur 
Finanzierung des Objektes entstehen derartig hohe Verluste, daß der Verein nie in den 
Bereich einer Steuerpflicht bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung gelangt.  
Ausgangspunkt der Überlegung war, daß sich die Bewohner eines Hauses zusam-
menschließen, um dieses selber in die Hand zu nehmen. Hierbei sollen die Bewohner die 
Beträge, die sie zur Verfügung haben, aufbringen und dem Verein in Form eines privaten 
Darlehens, siehe § 607 BGB, zur Verfügung stellen. Meist werden diese privaten 
Darlehensbeträge noch geringfügig verzinst, z.B. durch Teilnahme an der Wertsteigerung des 
Gebäudes. Hierzu siehe unsere Darlehensverträge.  
Da diese Darlehensverträge meistens an der Wertsteigerung des Gebäudes teilnehmen, wird 
die Verschuldung des Verein inzwischen immer höher. Hierbei ist es denkbar, daß auf Grund 
der nur langsam stattfindenden Entschuldung des Vereins inzwischen eine immer höher 
werdende Verschuldung stattfindet.  
Theoretisch ist denkbar, daß der Verein aufgrund der immer höher werdenden Verschuldung 
Konkurs anmelden müßte. Steuertechnisch findet dieses unter Berücksichtigung der 
Schlußbilanz der einzelnen Geschäftsjahre auch tatsächlich statt. Auf der anderen Seite erhöht 
sich in entsprechendem Maße der Gebäudewert, so daß durch eine Stichtagbilanz bewiesen 
werden kann, daß ein entsprechender Gegenwert des Vereins vorhanden ist. Aufgrund des 
tatsächlichen Aufbaus des Gegenwertes liegt kein betrügerischer Konkurs für den Vorstand 
vor, so daß tatsächlich in diesem Rahmen verfahren werden kann. 
Da es für den Verein bezüglich der Körperschaftssteuer nicht zu Leistungen im Normalfall 
kommt, braucht hier auch nicht weiter auf die Steuererhebung und auf die Auswirkung des 
50%igen KStG des zu versteuernden Einkommens, siehe § 23, Abs. 2 KStG, eingegangen zu 
werden. Oft wird auf eine Darstellung der Steuererleichterungen für Vereine mit Sitz in Berlin 
aufgrund des § 21 BFG vom 22. Dezember 1978, BGBl 1979 I 1., verzichtet.  
Die Gewerbesteuer als Gemeindesteuer fällt für den Verein nicht an, da eine Gewinnabsicht 
gem. § 2, Abs. 1 und 2 GweStG, § 1 GewSpDV nicht besteht, so daß ein Gewerbebetrieb für 
den Verein nicht gegeben ist. Dies trifft aber nur dann zu, wenn der Verein sich insgesamt 
auch nicht gewerblich betätigt.  
Es ist durchaus denkbar, daß der Verein sich in einzelnen Bereichen gewerbesteuermäßig 
betätigt, indem er eine Einrichtung schafft, bei der ständig auch Gewinn abgerechnet wird, 
z.B. Vereinslokal. Da dieses für Hausgemeinschaftsmodelle nicht beabsichtigt ist, wird hier 
auch nicht näher darauf eingegangen.  
Bezüglich der Umsatzsteuer, wird auf das UStG vom 26. November 1979, BGBl I 1953 (= 
UStG 1980, mit der Umsatzsteuerdurchführungsverordnung vom 21. Dez. 1979, BGBl I 
2359), verwiesen. Die Umsatzsteuer ist eine Verkehrssteuer, d.h. ihr unterliegen alle Umsätze 



als Vorgänge des Rechtsverkehrs, siehe § 1 UStG. Vereine sind - wie jeder andere 
Unternehmer - auch umsatzsteuerpflichtig, d.h. der Umsatzsteuer unterliegen alle Lieferungen 
und sonstigen Leistungen, die ein Verein als Unternehmer gegen Entgelt ausführt, unter-
nehmerische Eigenverbräuche, Lieferungen und sonstige Leistung, die der Verein an 
Mitglieder des Vereins zur Verfügung stellt, ohne daß ein Entgelt genommen wird, siehe § 1, 
Abs. 1 Nr. 3 OStG. Wichtig ist hierbei, daß Mitgliedsbeiträge, die ein Verein erhebt, um 
satzungsgemäße Vereinszwecke durchführen zu können, keine Leistung für bestimmte 
Gegenleistungen begründen und deshalb auch nicht umsatzsteuerpflichtig sind.  
Für Vereine enthält das Umsatzsteuergesetz als Erlös keine bestimmten Ge-
brauchsvorschriften für Vereinstätigkeiten, d.h. die Vereine sind anderen Unternehmern 
gleichgestellt. Auf der anderen Seite bedeutet dies, daß selbstverständlich auch für Vereine 
die allgemeinen sachlichen Steuerbefreiungstatbestände gelten.  
Hiernach ist die Vermietung und die Verpachtung von Grundstücken, siehe § 4 Nr. 12a UStG, 
steuerfrei. Es handelt sich hierbei um die sogenannte Vermögensverwaltung. Auf die 
Ausnahme von kurzfristiger und dauernder wiederholter Vermietung in Form von 
Beherbergungen und dgl. braucht nicht eingegangen zu werden. Da im Normalfall die 
Hausgemeinschaft/Verein keine Lieferung oder sonstige Leistung erbringt, MUß auch kein 
Entgelt als Bemessungsgrundlage gem. § 10 Abs. 1 UStG ermittelt werden, da es überhaupt 
nicht zu einer Umsatzsteuer kommt. Deshalb können wir es uns auch ersparen, auf die 
jeweiligen Steuergesetze einzugehen.  
Selbstverständlich hat der Verein Vermögenssteuer zu zahlen, siehe ZVStG vom 
17. April 1974 BGBl I 949, Vermögensteuerrichtlinien (VStR 1980). Der Vermögenssteuer 
unterliegt das Gesamtvermögen des Vereins, siehe §§ 114 bis 120 BewG.  
Gem. § 10, Abs. 1 Nr. 2 VStG beträgt der Vermögens- steuersatzwert 0,7% des 
steuerpflichtigen Vermögens. Im Rahmen einer Hauptveranlagung nach § 15 VStG wird die 
Vermögenssteuer für drei Jahre allgemein festgesetzt. Auf den jeweiligen 
Hauptveranlagungszeitpunkt oder nach Aufforderung durch die Finanzbehörde sind 
entsprechende Vermögenssteuererklärungen abzugeben, siehe § 19, Abs. 1 VStG. 
Üblicherweise wird die Vermögenssteuer in Vierteljahresquartalen fällig. Bei Grundstücken 
bemißt sich das Vermögen nach dem Einheitswert, so daß zum Glück hier nicht so hohe 
Vermögenswerte anfallen, trotz der sehr hohen Verkehrswerte.  
Sofern der Verein etwas geschenkt bekommt oder ererbt, sind selbstverständlich die 
erforderlichen Steuersätze für Schenkungs- und Erbschaftssteuer zu zahlen.  
Die Grundsteuer ist geregelt im Grundsteuergesetz vom 7. August 1973, BGBl I 965, da 
davon ausgegangen wird, daß die Hausgemeinschaftsmodelle nicht gemeinnützig sind, ist 
eine Grunderwerbssteuerbefreiung nur möglich, wenn eine städtebauliche Maßnahme erfolgt. 
Ansonsten sehen die landesrechtlichen Vorschriften einen Teil der 
Grunderwerbssteuerbefreiung für Vereine vor bzw. generell nicht vor. Im Endeffekt bedeutet 
dies, daß grundsätzlich bei einem Grunderwerb auch die Grunderwerbssteuer in Höhe von 7% 
des Kaufpreises zu leisten ist. Hier wäre es sehr wünschenswert, wenn der Bundesgesetzgeber 
endlich die Grunderwerbssteuer auf generell 2% senkt und dafür keine Steu-
erbefreiungstatbestände mehr zuläßt.  
Abschließend ist anzumerken, daß selbstverständlich die entsprechenden Steuererklärungen 
abzugeben sind und daß der Verein als Körperschaft selbstverständlich auch eine Bilanz zu 
erstellen hat. Ein in Gründung befindlicher Dachverband für die Hausgemeinschaftsmodelle 
soll hierzu Hilfestellung geben. Für Rückfragen stehen wir zur Verfügung. 
gez. Claus Schikora Regensburger Str. 33 1000 Berlin 30 Tel. 2114600  



Finanzierungsmöglichkeiten beim Vereinsmodell 
Die Finanzierung eines Hausprojektes in Form eines eingetragenen Vereins unterliegt den 
gleichen Prinzipien wie jede andere Form auch, d.h. zur Erlangung des Eigentums durch den 
Verein ist der vereinbarte Kaufpreis zu zahlen. Sofern dieses Geld nicht aus Mitteln des 
Vereins aufgebracht werden kann, hat er auf eine Finanzierung zurückzugreifen, wie schon an 
anderer Stelle dargelegt, heißt Finanzierung nichts anderes, als Beschaffung von Eigen- und 
Fremdmitteln zur Erreichung eines gesteckten Zieles. Da neu gegründete Vereine zum 
Zwecke der Durchführung eines Hausmodells noch kein eigenes bzw. so gut wie kein eigenes 
Vermögen haben, muß dieses durch Finanzierung geschehen. Prinzipiell sind diese Vereine 
auf eine komplette Fremdfinanzierung angewiesen. Üblicherweise stehen für eine 
Finanzierung Kreditinstitute, die sich diesen Bereich zum Geschäft gemacht haben, zur 
Verfügung. Allerdings ist es jedem bekannt, daß Kredit erlangen kann, wer entsprechende 
Sicherheit bietet. Hier tauchen bei dem Vereinsmodell einige Probleme auf. Zum einen 
reichen die Grundstücke mit dem darauf befindlichen Gebäude bzw. Gebäuden normalerweise 
bei den überhöhten jetzigen Kaufpreisen nicht aus, um entsprechende Sicherheit zu geben. der 
Wert dieser Immobilie wird, wie schon an anderer Stelle dargelegt, durch ein Gutachten eines 
öffentlichen vereidigten Sachverständigen festgestellt. Da Hypothekenbanken nur maximal 
6O% des festgestellten Beleihungswertes beleihen dürfen, taucht ein großes finanzielles Loch 
auf. Eigentlich kann man nur davon ausgehen, daß 70-80% des Beleihungswertes insgesamt 
von Banken im Rahmen der Sicherheit als Sach- und Ertragswert angenommen wird. Diese 
sogenannte dingliche Sicherheit reicht also nicht aus, um kaufen zu können. Es muß noch 
entsprechendes Eigenkapital vorhanden sein. Da der Verein dieses Eigenkapital nicht hat, an-
dererseits die Banken nichts mehr geben, muß noch eine weitere Finanzierungsmöglichkeit 
gesucht werden. Hier kommen als Kreditgeber private Personen in Betracht. Das 
Vereinsmodell ist nun so aufgebaut, daß das fehlende Eigenkapital des Vereins ersetzt wird 
durch Eigenkapital der Vereinsmitglieder, die ihre Mittel dem Verein in Form von 
Darlehensverträgen zur Verfügung stellen. Dieses dem Verein zur Verfügung gestellte Geld 
muß den Restbetrag zur Abdeckung des Kaufpreises zuzüglich aller Nebenkosten ausmachen. 
Je höher diese Mittel sind, desto günstiger ist es für den Verein, da er dann mehr Freiraum zur 
Erlangung der fehlenden Kredite bei den Banken erhält und ansonsten auch mehr 
wirtschaftliche Bewegungsfreiheit hat. Vielfach ist dem aber eine Grenze gesetzt, so das 
Beleihungen im Rahmen des Vereinsmodells auch schon bis 85% des Kaufpreises 
durchgeführt wurden. Dies ist allerdings nur dann möglich, wenn der Bank entsprechende 
weitere Sicherheiten geboten werden. Grundsätzlich bedarf es dann neben der erstellten 
Hypothekenbeleihung auch noch einer nachrangigen Beleihung. Diese kann nur durch 
Geschäftsbankkredite gegeben werden als sogenanntes Hypothekendarlehen. Da die 
Sicherheit der Immobilie nicht mehr ausreicht, muß hier noch eine persönliche 
Bürgschaftsübernahme erfolgen. Dies kann im Einzelfall durch sogenannte 
Einzelbetragshöchstbürgschaften erfolgen, d.h. jedes Vereinsmitglied muß eine persönliche 
Höchstbetragsbürgschaft (z.B. 40.000,- DM) übernehmen. Sofern die Summe und die Anzahl 
der Vereinsmitglieder etwas höher liegen, ist es durchaus möglich, daß die Kreditinstitute ihr 
Geld nur geben, wenn sich die Vereinsmitglieder in ihrer Gesamtheit als sogenannte Solidar-
bürgen auf den nicht durch das direkt abgesicherten Betrag verpflichten. Bürgschaft heißt, daß 
jemand für die Schulden eines anderen einzustehen hat, wenn dieser als Schuldner gegenüber 
dem Gläubiger nicht mit seinen Verpflichtungen nachkommt. Schuldner ist der Verein, denn 
er hat bei der Bank der Gläubigerin, einen Kredit genommen. Wenn der Verein seinen 
Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommt, muß das einzelne Vereinsmitglied als Bürge 
eintreten. Solidarbürgschaft bedeutet nun, daß alle Vereinsmitglieder auf den gesamten Betrag 
haften. Bei dem ersten Vereinsmodell dieser Art machte dieses einen Betrag von 
504.000,- DM aus. Gleichzeitig mußte jeder den Verzicht auf die Vorausklage erklären, d.h. 



die Bank kann den Bürgen direkt in Angriff nehmen, wenn der Schuldner gleich Verein 
seinen Verpflichtungen nicht nachkommt.  
Die Bank ist nicht gezwungen, erst bei dem Schuldner zu vollstrecken durch entsprechene 
gerichtliche Schritte. Dies ist die härteste Form der Absicherung, andererseits aber auch ein 
Mittel, welches dem Prinzip des solidarischen Handelns und auch solidarischen 
Einstehenmüssens entspricht. Ferner ergibt sich gegenüber den Eigentumsformen noch ein 
weiterer Unterschied der darin besteht, daß beim Privateigentum in das Vermögen des 
Eigentümers vollstreckt werden kann, d.h., wenn in das Vermögen eines 
Wohnungseigentümers vollstreckt wird, verliert er eventuell seinen eigenen Wohnraum. 
Aufgrund der rechtlichen Trennung von Vereinsmitglied als Mieter, denn er bleibt weiterhin 
Mieter - hieran ändert sich nichts! -, und dem Verein als Eigentümer, kann bei einer 
Inanspruchnahme des Eigentümervereins selbst bei einer Zwangsversteigerung der Mieter 
nicht hinausgesetzt werden, denn das Mietverhältnis währt fort nach dem Grundsatz des 
Bürgerlichen Gesetzbuches "Kauf bricht nicht Miete". Insofern kann im Falle der 
Zwangsvollstreckung der zu erzielende Erlös niedriger sein als bei dem Privateigentum. 
Aufgrund der niedrig angesetzten Beleihung mit entsprechenden Sicherheiten dürfte dieses 
allerdings nicht ins Gewicht fallen. Anders hingegen bezüglich der weiteren Verschuldung 
des Vereins gegenüber den Vereinsmitgliedern aufgrund der gewährten Darlehensbeträge. 
Theoretisch ist es denkbar, daß der Verein in Konkurs gehen muß, weil einige 
Vereinsmitglieder nach einiger Zeit ihre Darlehensverträge wieder kündigen. Weder ist es 
sinnvoll dieses dadurch zu vermeiden, daß die Darlehensverträge auf lange Zeit geschlossen 
werden, noch wäre es sinnvoll auf diese Möglichkeit nicht einzugehen. Als sinnvoll hat sich 
die Forderung der Banken erwiesen, solange nicht entsprechende Vermögenswerte bei dem 
Verein angewachsen sind, sich diese Darlehen von Darlehensgebern - Vereinsmitglied - 
abtreten zu lassen. Im Endergebnis heißt dies, daß das einzelne Vereinsmitglied seinen 
Anspruch an den Verein auf Rückgewähr des Darlehens nach erfolgter Kündigung an das 
finanzierende Kreditinstitut abtreten muß. Dies geschieht solange, bis das Kreditinstitut nicht 
Gefahr läuft, das hierdurch das Vermögen des Vereins aufgezehrt werden kann und deshalb 
die weitere Rückzahlung des Kredites gefährdet ist.  
Für einen technischen Ablauf lassen sich jetzt folgende Punkte zusammenfassen:  
 
1. Der Verein hat noch kein oder ein zu geringes Vermögen (nur Mitgliedsbeiträge oder 

Spenden oder Schenkungen)  

2. Das fehlende Eigenkapital, um einen Kauf tätigen zu können, ersetzt der Verein durch 
weitere Fremdmittel in Form von privaten Darlehen durch seine Vereinsmitglieder  

3. bei Kreditinstituten werden entsprechende Kredite beantragt  

 a) bei Hypothekenbanken entsprechende Hypotheken gemäß den bekannten 
Beleihungskriterien  

 b) für noch erforderliche nachrangige Finanzierungen durch Geschäftsbanken.  

4. die von den Vereinsmitgliedern gewährten Darlehen sind an die Kreditinstitute, d.h., 
an das nachrangig finanzierende Kreditinstitut, abzutreten,  

5. bei fehlender dringlicher Sicherungsmöglichkeit sind den Banken entsprechende 
Beträge durch Höchstbetragbürgschaften der einzelnen Vereinsmitglieder oder aber 
durch eine Solidarbürgschaft aller Vereinsmitglieder unter Verzicht auf die 
Vorausklage abzusichern,  



6. sofern sich die Vereinseinnahmen nicht mit den Ausgaben decken, müssen sich die 
einzelnen Vereinsmitglieder gegenüber den Kreditinstituten zur Tragung der fehlenden 
Mittel verpflichten,  

7. Durchführung des Kaufes und der Finanzierung nach den vorstehend genannten 
Kriterien.  

Sofern diese Punkte beachtet werden, halten wir eine Durchführung des Modells 
grundsätzlich für möglich. Gleichwohl gilt es bei den Kreditinstituten noch erhebliche 
Sperren gegen einen derartigen Vorgang, da es von der bisherigen Geschäftspraxis der 
Kreditinstitute her als besser angesehen wird, wenn nur ein Schuldner mit möglichst hohem 
Einkommen auftaucht. Inwieweit dieses wirklich den Interessen einer Bank gerecht wird, mag 
hier dahingestellt bleiben. Aus meiner Sicht ist es im Hinblick auf eine Absicherung immer 
günstiger, sofern viele Schuldner zur Verfügung stehen. Je mehr Personen in Regress 
genommen werden können, desto höher ist auch die Chance einer Realisierung. Wenn sich 
dieses bei den Banken noch nicht herumgesprochen hat, so dann vielleicht deshalb, weil bei 
der Prüfung der Unterlagen von mehreren Personen automatisch mehr Arbeitsaufwand anfällt 
und es sich einzelne Sachbearbeiter etwas hiergegen sträuben. Der Grund mag vielleicht des-
halb vielmehr in dem Bereich der einzelnen Mitarbeiter einer Bank liegen, als an einem 
prinzipiellen Problem. Deshalb wäre es wünschenswert, wenn dieses Modell mit der sich 
daraus ergebenden Problematik auf entsprechend hoher Ebene grundsätzlich abgeklärt wird. 
Wegen der noch bestehenden Unbekanntheit des Vorhabens mag es hier sicherlich einige 
juristische Fehleinschätzungen geben, so wie es z.B. durch ein Vorstandsmitglied einer 
Hypothekenbank geschehen ist, indem angenommen wurde, daß das Vereinsmitglied dann 
nicht mehr Mitglied sein würde. Im Rahmen von entsprechenden weiteren Modellen mit sich 
daraus ergebenden weiteren Verhandlungen sind diese Fehleinschätzungen und Mißverständ-
nisse abzubauen.  
Wir haben in unserem Büro entsprechende Vertragsformulare und Muster für alle Bereiche 
entworfen und können sie bei entsprechender Einschaltung zur Verfügung stellen.  



Satzung Verein Humanes Wohnen  
§ 1 : Name und Sitz des Vereins, Geschäftsjahr  
(1) Der Verein trägt den Namen "...". Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden, 

nach der Eintragung lautet der Name "Verein ... e" 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Berlin Schöneberg.  

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

§ 2 : Zweck des Vereins  
(1) Zweck des Vereins ist es, unter den gegebenen Verhältnissen Wohnformen zu 

entwickeln in denen die Bewohner eines Hauses dieses selbst verwalten. Dabei sollen 
insbesondere gewachsene soziale Strukturen erhalten werden. Durch die Schaffung 
sozialer Einrichtungen strebt der Verein an, die Vereinzelung der Menschen in der 
Großstadt aufzuheben. Der Satzungszweck wird hierdurch erreicht, daß der Verein 
sich für die Erhaltung von historischen Gebäuden und Altbauten durch Informationen, 
Beratungen und Verträge einsetzt.  

§ 3 : Mitglieder  
Der Verein besteht nur aus ordentlichen Mitgliedern.  
§ 4 : Erwerb der Mitgliedschaft  
Mitglied des Vereins kann auf schriftlichen Antrag jede natürliche Person werden. Der Antrag 
zur Aufnahme ist an den Vorstand zu richten. Über die Aufnahme entscheidet die 
Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit.  
§ 5 : Rechte und Pflichten der Mitglieder  
(1) Die Mitglieder genießen alle Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung ergeben.  

(2) Jedes Mitglied hat in der Mitgliederversammlung eine Stimme.  

(3) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Vereinszweck nach Kräften zu unterstützen, an 
der Selbstverwaltung aktiv teilzunehmen und eine demokratische Selbstverwaltung zu 
praktizieren.  

§ 6 : Beitrag  
(1) Jedes Mitglied ist verpflichtet, Beiträge an den Verein zu entrichten. Gleiches gilt von 

besonderen Umlagen, die mit 2/3 Mehrheit beschlossen werden.  

(2) Die Höhe des Beitrags und der Umlagen wird in der Mitgliederversammlung 
festgesetzt.  

§ 7 : Beendigung der Mitgliedschaft  
(1) Der Austritt ist unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen zum Ende 

eine Kalendervierteljahres möglich.  

(2) Der Austritt ist dem Vorstand schriftlich zu erklären. Zur Einhaltung der 
Kündigungsfrist ist rechtzeitiger Zugang beim Vorstand erforderlich.  

(3) Die Austrittserklärung ist innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der 
Austrittserklärung ohne Nennung von Gründen schriftlich widerrufbar.  

§ 8 : Ausschluß der Mitglieder  



(1) Die Mitgliederversammlung kann mit 3/4 Mehrheit ein Mitglied aus dem Verein 
ausschließen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.  

(2) Der Vorstand hat den Auftrag, dies dem auszuschließenden Mitglied mindestens zwei 
Wochen vor der Mitgliedsversammlung mitzuteilen und Gelegenheit zu geben, sich zu 
dem wichtigen Grund zu äußern  

(3) Eine schriftliche eingehende Stellungnahme des Mitglieds ist in der über den 
Ausschluß befindenden Mitgliederversammlung zu verlesen.  

(4) Der Ausschluß soll dem Mitglied, wenn es bei der Beschlußfassung nicht anwesend 
war, durch den Vorstand unverzüglich eingeschrieben bekannt gemacht werden.  

§ 9 : Vereinsorgane 
Die Organe des Vereins sind:  
a) die Mitgliederversammlung  
b) der Vorstand.  
§ 10 : Ordentliche Mitgliederversammlung  
(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Entscheidungsorgan des Vereins und tritt 

mindestens einmal jährlich zusammen.  

(2) Die Mitglieder sind unter Bekanntgabe der Tagesordnung und unter Einhaltung einer 
Frist von mindestens einer Woche vom Vorstand einzuladen.  

§ 11 : Beschlußfassung der Mitgliederversammlung  
(1) Beschlußfähig ist jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung, wenn 

mindestens die Hälfte aller Stämme vertreten ist. Zur Beschlußfassung über eine 
Änderung der Satzung oder die Auflösung des Vereins müssen dreiviertel aller 
Stimmen vertreten sein. 

(2) Tritt Beschlußfähigkeit ein, muß der Vorstand nach frühestens 14 Tagen, spätestens 
innerhalb von vier Wochen, eine neue Mitgliederversammlung einberufen und 
durchführen. In einem solchen Fall sind bei einfacher Mehrheit die anwesenden 
Mitglieder beschlußfähig. In der Einladung ist auf diese besondere Beschlußfähigkeit 
hinzuweisen.  

(3) Die Mitgliederversammlung faßt ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, es sei denn, Gesetz oder Satzung schreiben eine andere 
Stimmenmehrheit vor. Eine Vertretung in der Stimmenabgabe ist nicht zulässig.  

(4) Die Mitgliederversammlung beschließt insbesondere über:  

a) mit 3/4 Mehrheit aller Stimmen über Änderungen, Ergänzungen dieser Satzung sowie über 
die Auflösung des Vereins  
b) einstimmig über die Änderung des Vereinszwecks die Zustimmung nicht anwesender 
Mitglieder muß schriftlich eingeholt werden  
c) über die Aufnahme von Mitgliedern gem. § 4.  
(5) Die Mitgliederversammlung wählt den Vorstand des Vereins.  

(6) Es wird mit Handzeichen abgestimmt. Auf Antrag von mindestens 1/4 der anwesenden 
Stimmen ist schriftlich und geheim abzustimmen.  



(7) über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu führen, das vom 
jeweiligen Versammlungsleiter abzuzeichnen ist.  

(8) Die Mitgliederversammlung kann die Einsetzung eines Rechnungs-
prüfungsausschusses sowie dessen Zusammensetzung beschließen.  

§ 12 : Außerordentliche Mitgliederversammlung  
(1) Der Vorstand kann von sich aus eine außerordentliche Mitgliederversammlung 

einberufen. Es ist dazu verpflichtet, wenn dies mindestens 1/4 der Mitglieder 
verlangen und eine entsprechende Tagesordnung vorlegen.  

(2) Die Vorschriften über die ordentliche Mitgliederversammlung gelten entsprechend.  

§ 13 : Vorstand  
(1) Der Vorstand besteht aus drei Vorsitzenden  

(2) Die Vorsitzenden vertreten den Verein gerichtlich und außerordentlich im Sinne des 
§ 26 BGB jeder für sich allein.  

(3) Die Vorsitzenden werden durch Beschluß der Mitgliederversammlung auf die Dauer 
von zwei Jahren bestellt. Sie bleiben bis zur satzungsmäßigen Bestellung der nächsten 
Vorsitzenden im Amt.  

(4) Die Vorsitzenden werden direkt und auf Antrag geheim gewählt.  

(5) Ein Vorsitzender ist abgewählt, wenn die Mitgliederversammlung einen neuen 
Vorsitzenden wählt. (konstruktives Mißtrauensvotum).  

§ 14 : Vereinsvermögen  
(1) Das Vermögen des Vereins und etwaige Gewinne dürfen nur für die satzungsmäßigen 

Zwecke verwendet werden.  

(2) Die Mitglieder erhalten keine Gewinnbeteiligung und in ihrer Eigenschaft als 
Vereinsmitglied auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  

(3) Die Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung des Vereins keine 
Anteile des Vereinsvermögens.  

§ 15 : Auflösung und Aufhebung des Uereins  
(1) Der Vorschlag zur Vereinsauflösung kann mindestens von fünf Mitgliedern oder durch 

den Vorsitzenden erfolgen. 

(2) Die Auflösung des Vereins kann nur von einer außerordentlichen Mit-
gliederversammlung beschlossen werden, die andere Beschlüsse nicht faßt.  

(3) Für die Auflösung des Vereins müssen mindestens 3/4 aller Mitglieder stimmen.  

(4) Bei Aufhebung oder Auflösung darf das Vereinsvermögen nur für gemeinnützige oder 
soziale Zwecke verwendet werden. Über den Empfänger beschließt die auflösende 
Mitgliederversammlung.  

§ 16 : Inkrafttreten  
Diese Satzung tritt am 23. Juni 1981 in Kraft.  



Die Satzung wurde in der Gründungsversammlung am 23. Juni 1981 beschlossen. 
Die Gründungsmitglieder: 
______________________________________________________________ 
______________________________________________________________ 
______________________________________________________________ 
______________________________________________________________ 



Verein ... e  
c/o Vorstand "  
Straße ............... 
Ort .................. 

Solidar - Bürgschaft  
Der im Vereinsregister des Amtsgerichts  
eingetragene "Verein .......................... e"  

- nachstehend Verein genannt -  

hat bei ................................................. 
nachstehend Kreditgeber genannt  
einen zweckgebundenen Kredit zur Mitfinanzierung des Kaufpreises für den Verein 
erworbene Grundstück, 
  '   beantragt, der von dem Kreditgeber voraussichtlich in der Höhe 
von rund  

   ........................ DM ( i.w. )  

gewährt wird.  
Wir, die auf Seite 2 dieser Erklärung unterzeichnenden Vereinsmitglieder, übernehmen für 
alle aus der Gewährung dieses Kredites gegenwärtig bestehenden und künftig entstehenden 
Ansprüche des Kreditgebers gegen den Verein und dessen etwaige Rechtsnachfolger die 
selbstschuldnerische Solidar-Bürgschaft bis zum Höchstbetrag von  

   .......................... DM ( i.w. )  

Der Betrag der von uns übernommenen Bürgschaft erhöht sich um die Beträge, die als Zinsen, 
Provisionen, Spesen und Kosten jeder Art auf den verbürgten Betrag anfallen, oder durch 
dessen Geltendmachung entstehen dies gilt auch dann, wenn die Beiträge durch 
Saldofeststellung im Kontokorrent jeweils zum Kapital geschlagen werden und dadurch ver-
bürgte Höchstbetrag überschritten wird.  
Die Bürgschaft besteht bis zur Rückführung aller vorgenannten Ansprüche des Kreditgebers 
sie erlischt insbesondere nicht durch eine vorübergehende Rückzahlung des Kredits. Wenn es 
der Kreditgeber nach seinem billigem Ermessen für erforderlich hält, werden wir für diese 
Bürgschaft bankmäßige Sicherheit leisten, und zwar auch dann, wenn die Ansprüche des 
Kreditgebers bedingt oder noch nicht fällig sind.  
Unsere Zahlungen dienen als Sicherheitsleistung für unsere Bürgschaftsschuld, bis der 
Kreditgeber wegen seiner sämtlichen Ansprüche, die im Zeitpunkt der vollständigen 
Erfüllung unserer Bürgschaftsschuld gegen den Verein bestehen befriedigt ist. Daher gehen 
die Ansprüche des Kreditgebers gegen den Verein erst dann auf uns über. Der Kreditgeber ist 
jedoch berechtigt, sich jederzeit aus den von uns bezahlten Beträgen zu befriedigen. Wenn die 
Ansprüche des Kreditgebers den verbürgten Betrag übersteigen, so darf der Kreditgeber den 
Erlös aus ihr anderweitig bestellten Sicherheiten, ferner alle ihr von dem Verein oder für 
dessen Rechnung geleisteten Zahlungen sowie dessen etwaige Gegenforderungen zunächst 
auf den durch diese Bürgschaft nicht gedeckten Teil seiner Ansprüche anrechnen. Alle 
Maßnahmen und Vereinbarungen, die der Kreditgeber hinsichtlich seiner Ansprüche oder bei 
der Verwertung anderweitiger Sicherheiten für zweckmäßig erachtet, berühren den Umfang 
der Bürgschaftsverpflichtungen nicht. Insbesondere bleibt diese Bürgschaft bis zur vollen 
Befriedigung des Kreditgebers auch dann unverändert bestehen, wenn der Kreditgeber dem 
Verein Stundung gewährt oder Sicherheiten und Vorzugrechte, welche ihm für die verbürgten 
Ansprüche anderweitig bestellt sind oder künftig bestellt werden, frei gibt.  



Der Kreditgeber ist berechtigt, mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des 
Vereinsvorstandes Mitbürgen aus dieser Bürgschaft zu entlassen.  
Sicherheiten, die dem Kreditgeber vom Verein oder von dritter Seite bestellt sind, hat der 
Kreditgeber gegebenenfalls nur insoweit auf uns zu übertragen, als der Besteller uns den 
Anspruch gegen den Kreditgeber auf Rückübertragung der Sicherheiten, die Kraft Gesetzes 
auf uns übergehen.  
Wir werden uns über den jeweiligen Stand der Hauptschuld gegebenenfalls beim Verein 
selbst unterrichten.  
Für das Bürgschaftsverhältnis ist das Recht der Bundesrepublik maßgebend. Ergänzend gelten 
die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Kreditgebers, die uns auf Wunsch zugesandt 
werden.  
Bürgschaft gemäß umseitiger Erklärung  
Name und Anschrift der Bürgen   Datum der Unterschrift 
(wohnhaft in)    Unterzeichnung der Bürgen 
 
----------------------------------------------------------- 
----------------------------------------------------------- 
----------------------------------------------------------- 
----------------------------------------------------------- 



Abtretungserkärung 
Gemäß den im beigefügten Muster aufgeführten Bestimmungen trete ich das dem Verein 
......................................... gewährte Darlehen  
(Darlehensvertrag vom ..........................) an die Bank ab. 
Darlehenssumme .......................DM (i.W. ........................) 
 
Name ............................................................................................  
Vorname .........................................................................................  
Beruf/Titel .....................................................................................  
Wohnort .........................................................................................  
Straße/Haus Nr. .................................................................................  
 
Ort    , den .............................  
Unterschrift ..................................................................  



Höchstbetrags-Bürgschaft  
Name und Anschrift des Bürgen ................................ 
den (Ort/Datum) .................. 
(1) Für alle bestehenden und künftigen -auch bedingten und befristeten- Ansprüche der Bank 
Aktiengesellschaft  

- nachstehend Bank genannt -  

mit ihren sämtlichen in- und ausländischen Geschäftsstellen gegen Verein e  
- nachstehend Hauptschuldner genannt -  

aus der Geschäftsverbindung, insbesondere aus laufender Rechnung und aus der Gewährung 
von Krediten jeder Art, sowie aus Wechseln (auch soweit diese von Dritten hereingenommen 
sind) übernehme(n) ich/wir die  

Selbstschuldnerische Bürgschaft 

bis zum Höchstbetrag von DM ________________________________ 
(i.w.: Deutsche Mark) ______________________________________ 
Der Betrag der von mir/uns übernommenen Bürgschaft erhöht sich um die Beträge, die als 
Zinsen, Provisionen, Spesen und Kosten jeder Art auf den verbürgten Betrag anfallen oder 
durch dessen Geltendmachung entstehen dies gilt auch dann, wenn die Beträge durch 
Saldofeststellung im Kontokorrent jeweils zum Kapital geschlagen werden und dadurch der 
verbürgte Höchstbetrag überschritten wird.  
Im Falle eines Inhaberwechsels oder einer Änderung der Rechtsform auf Seiten des 
Hauptschuldners sind auch die Ansprüche aus der künftigen Geschäftsverbindung mit dem 
neuen Hauptschuldner verbürgt.  
(2) Die Bürgschaft besteht bis zur Beendigung der Geschäftsverbindung und bis zur 

Rückführung aller gesicherten Ansprüche der Bank sie erlischt insbesondere nicht 
durch eine vorübergehende Rückzahlung der Kredite.  

(3) Wenn die Bank es nach ihrem billigem Ermessen für erforderlich hält, werde(n) 
ich/wir für diese Bürgschaft bankmäßige Sicherheit leisten, und zwar auch dann, wenn 
die Ansprüche der Bank bedingt oder noch nicht fällig sind.  

(4) Unsere Zahlungen dienen als Sicherheitsleistungen für unsere Bürgschaftsschuld, bis 
die Bank wegen ihrer sämtlichen Ansprüche, die im Zeitpunkt der vollständigen 
Hauptschuldner bestehen, befriedigt ist. Daher gehen die Ansprüche der Bank gegen 
den Hauptschuldner erst dann auf uns über. Die Bank jedoch ist berechtigt, sich 
jederzeit aus den von uns bezahlten Beträgen zu befriedigen.  

(5) Wenn die Ansprüche der Bank den verbürgten Betrag übersteigen, so darf die Bank 
den Erlös aus ihr anderweitig bestellten Sicherheiten, ferner alle ihr von dem 
Hauptschuldner oder für dessen Rechnung geleisteten Zahlungen sowie dessen 
etwaige Gegenforderungen zunächst auf den durch diese Bürgschaft nicht gedeckten 
Teil ihrer Ansprüche anrechnen.  

(6) Haften für die Ansprüche der Bank auch andere Bürgen, so haften wir unter Ausschluß 
eines Gesamtschuldverhältnisses unabhängig von den anderen für jeden Teil der von 
uns verbürgten Ansprüche.  

(7) Diese Bürgschaft gilt zusätzlich zu etwaigen von uns abgegebenen 
Bürgschaftserklärungen.  



(8) Alle Maßnahmen und Vereinbarungen, die die Bank hinsichtlich ihrer Ansprüche oder 
bei der Verwertung anderweitiger Sicherheiten für zweckmäßig erachtet, berühren den 
Umfang der Bürgschaftsverpflichtung nicht. insbesondere bleibt diese Bürgschaft bis 
zur vollen Befriedigung der Bank auch dann unverändert gewährt oder Sicherheiten 
und Vorzugsrechte, welche ihr für die verbürgten Ansprüche anderweitig bestellt sind 
oder künftig bestellt werden, freigibt, namentlich andere Bürgen aus der Haftung 
entläßt.  

(9) Sicherheiten, die der Bank vom Hauptschuldner oder von dritter Seite bestellt worden 
sind, hat die Bank gegebenenfalls nur insoweit auf mich/uns zu übertragen, als der 
Besteller uns den Anspruch gegen die Bank auf Rückübertragung der Sicherheiten 
abgetreten oder sich mit der Übertragung auf uns ausdrücklich einverstanden erklärt 
hat. Dies gilt nicht für Sicherheiten, die Kraft Gesetzes auf uns übergehen.  

(10) Falls die Bank es bei einer befristeten Bürgschaft unterläßt, und unverzüglich nach 
Fristablauf anzuzeigen, daß sie uns in Anspruch nimmt, stehen uns hieraus keine 
Einwendungen zu. Wir verzichten auf die Einrede der Anfechtbarkeit und der 
Aufrechenbarkeit.  

(11) Wir werden uns über den jeweiligen Stand der Hauptschuld gegebenenfalls beim 
Hauptschuldner selbst unterrichten.  

(12) Für das Bürgschaftsverhältnis ist das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
maßgebend.  

Im Zusammenhang mit der bernahme und Abwicklung dieser Bürgschaft werden 
Schutzgemeinschaft für Allgemeine Kreditsicherung (SCHUFA) Daten zur Speicherung im 
Rahmen ihrer Tätigkeit übermittelt. Die Adresse der örtlich zuständigen SCHUFA teilt die 
Bank uns auf Wunsch mit außerdem ist die Bundes-SCHUFA, Kronprinzenstraße 28, 6200 
Wiesbaden, zur Auskunftserteilung bereit.  
Ergänzend gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank, die in jeder 
Geschäftsstelle eingesehen werden können und auf Wunsch zugesandt werden. 

__________________________ 

(Unterschrift des Bürgen) 



Teil A: Rechtliche Voraussetzungen  
Im Kapitel rechtliche Voraussetzungen wird ein Überblick über die Vertragsparteien, 
Vertragsgegenstand und Vertragsaufbau gegeben. Außerdem werden die unterschiedlichen 
Verfügungsrechte behandelt und Grundsätze zum Immobilienrecht dargelegt. Als ein 
spezieller Abschnitt wird die Erwerbsmöglichkeit in unterschiedlichen Rechtskonstruktionen 
durch mehrere Erwerber behandelt.  

I. Rechtsverkehr  

1. Rechtssubjekt  
Rechtssubjekt bedeutet Träger von Rechten und Pflichten sein zu können. Das sind alle 
Menschen. Neben den Menschen, die sogenannten natürlichen Personen, hat der Gesetzgeber 
aber auch noch juristische Personen zugelassen. Eine juristische Person als solche gibt es 
nicht, sie ist vielmehr eine Fiktion des Gesetzgebers. Eine juristische Person bedeutet eine 
Personenvereinigung oder ein Zweckvermögen, wofür das Gesetz rechtliche Selbstständigkeit 
anerkennt. Es sind nur solche juristischen Personen zugelassen, die der Gesetzgeber 
vorgesehen hat. Juristische Personen entstehen durch einen Gründungsakt, Eintragung in ein 
zuständiges Register bei einem Amtsgericht, Vertretung der juristischen Person durch einen 
Vertreter oder mehrere, die der Gesetzgeber vorgeschrieben hat. Da im Rechtsverkehr nur die 
juristische Person beteiligt wird, d.h. die einzelnen Mitglieder nicht beteiligt werden, nennt 
man die juristischen Personen auch Körperschaften, da sie nach außen nur durch ihren Körper 
handeln. Die Körperschaft ist nicht von den Mitgliedern und dem Bestand abhängig, d.h. die 
Mitglieder sind an den juristischen Personen entweder vermögensrechtlich oder korporativ 
beteiligt. Träger von Rechten und Pflichten sein zu können, bedeutet nun, daß Verträge 
geschlossen werden können, Eigentum erworben wird, Inhaber von Lizenzen und 
Urheberrechten zu sein.  
Im Ergebnis bedeutet dies, daß jedes Rechtssubjekt jedes gesetzlich zulässige Rechtsgeschäft 
vornehmen darf, Grundstücke erwerben kann, Grundstücke veräußern kann, Grundstücke 
belasten kann, Kredite aufnehmen kann, Urheberrechte erlangt und vieles mehr. Juristische 
Personen können somit genau so am Rechtsverkehr teilnehmen, wie natürliche Personen, mit 
Ausnahme sogenannter höchstpersönlicher Rechtsgeschäfte wie Eheschließung, Scheidung, 
Testament usw.. 

2. Rechtsobjekt  
Unter Rechtsobjekt werden alle Gegenstände körperlicher und unkörperlicher Art verstanden, 
die der Rechtsmacht eines Rechtssubjektes unterworfen werden können. Körperliche 
Gegenstände sind alle Sachen, unkörperliche Gegenstände sind z.B. Forderungen, 
Energieleistungen, Geschäftswerte von Firmen, Lizenzen, Urheberrechte und dergleichen. 

3. Vertrag  
Grundgedanke unseres bürgerlichen Rechts ist die sogenannte Privatautonomie. Sie wird im 
Kern durch Artikel 1 und 2 unseres Grundgesetzes geschützt. In der Rechtsprechung und auch 
in der Rechtslehre wird sie als Teil des allgemeinen Prinzips der Selbstbestimmung des 
Menschen betrachtet. Vertragsfreiheit berechtigt somit den Einzelnen, Rechte und Pflichten 
zu begründen, aufzuheben, Änderungen zu vereinbaren, also selbständig rechtsverbindliche 
Regelungen zu treffen. Neben der Vertragsfreiheit (siehe § 145 BGB) umfaßt die 
Privatautonomie auch noch die Vereinigungsfreiheit (siehe § 21 BGB), die Testierfreiheit 
(siehe § 2064 BGB), die Freiheit des Eigentums (siehe § 903 BGB). Dieses Recht ist mehr als 
nur ein Freiheitsrecht, womit auch automatisch eine Mißbrauchsmöglichkeit rasch die Folge 
ist. Aus diesem Grunde gibt es sehr viele gesetzliche Bestimmungen, innerhalb derer sich die 



Privatautonomie zu konkretisieren hat. Eines der wichtigsten Gesetzeswerke hierfür ist immer 
noch das bürgerliche Gesetzbuch, BGB genannt. Hiernach werden zwingende gesetzliche 
Bestimmungen von sog. dispositiven Bestimmungen unterschieden, die der Gesetzgeber nur 
getroffen hat, um dem Richter im Streitfalle eine Handlungsanweisung zu geben. Dies macht 
es dem Laien nur sehr schwer verständlich, warum nicht unbedingt der Gesetzestext gilt, 
wenn etwas Anderes vereinbart wurde, andererseits vielfach etwas vereinbart wird, dieses 
aber ohne Bedeutung ist, da das Gesetz zwingend etwas Anderes vorschreibt. Hier ist 
unbedingt die Einschaltung von fachkundigen Personen erforderlich. Grundsätzlich sollte sich 
aber jeder mit dem Inhalt ausführlich beschäftigen und sich grundsätzlich nie durch 
Vordrucke oder Formularverträge abspeisen lassen, da diese fast durchweg nicht die 
persönlichen Zielvorstellungen der Betroffenen beinhalten.  
Vertrag bedeutet nun, daß zwei übereinstimmende Willenserklärungen zusammenkommen, 
nämlich eine Willenserklärung, die darauf gerichtet ist, ein Angebot für einen 
Vertragsabschluß über einen Vertragsgegenstand zu unterbreiten und eine zweite 
Willenserklärung, die dieses Angebot annimmt und erklärt, daß der Vertrag zustande kommen 
soll. Voraussetzung für das wirksame Zustandekommen eines Vertrages ist somit das 
Vorliegen von zwei übereinstimmenden Willenserklärungen. Dies ist das Grundgeschäft, was 
jedem gegenseitigen Vertrag zugrunde liegt. Ein Vertrag kann nicht vorliegen, wenn sich die 
Vertragsparteien nicht über alle Punkte geeinigt haben, dann ist der Vertrag nämlich noch 
nicht geschlossen, oder aber der Vertrag gegen die allgemeinen Verbote der Gesetzwidrigkeit 
verstößt (siehe § 134 BGB), Sittenwidrigkeit (siehe § 138 BGB), oder andere zwingende 
gesetzliche Regelungen außer acht läßt.  
Der Vertrag beinhaltet in der Regel, daß sich eine Partei zu einer Leistung verpflichtet und 
dafür eine Gegenleistung erhält. Beispiel: Person A veräußert an Person B ein Grundstück. 
Das gegenseitige Leistungsverhältnis besteht darin, daß Person A an Person B das Eigentum 
übereignen muß, dafür Person B an Person A einen Kaufpreis zu bezahlen hat.  
Beachte: Jeden Vertrag ausführlich und gründlich lesen!  
Vorgehen: - jedes unbekannte Wort unterstreichen, - jeden Satz, dessen Sinn nicht verstanden 
wird, ankreuzen, - jede Vorstellung, über eine andere Regelung schriftlich auf einem 
separaten Blatt notieren.  
Mit diesen Fragen und Anmerkungen zu Vertragsentwürfen sollte jedes Gruppenmitglied in 
der gemeinsamen Sitzung mit dem Berater alle Punkte durchsprechen. Nur so ist es möglich, 
daß jeder die Grundlagen für eine persönliche Entscheidung erhält und auch seine eigene 
inhaltliche Vorstellung in die Diskussion und auch in den späteren Vertrag miteinschließen 
kann.  

II. Besonderheiten des Immobilienrechts  
Wir hatten oben bereits über den Vertrag gesprochenen, d.h. das Verhältnis von zwei 
Personen zueinander durch Angebot und Annahme des Angebotes, d.g. einer sog. 
schuldrechtlichen Verpflichtung. Danach hat jemand etwas zu leisten, nämlich das Eigentum 
zu verschaffen, so daß er bezüglich der Verschaffung des Eigentums Schuldner ist, anderer-
seits erlangt er einen Kaufpreis, wofür er Gläubiger ist, d.h. einen Anspruch hat. Bei einem 
gegenseitigen Vertrag ist somit jede Vertragspartei sowohl Gläubiger als auch Schuldner, 
nämlich Gläubiger in Bezug auf die Erlangung des vereinbarten Rechts, Schuldner in Bezie-
hung auf die Erfüllung der von ihm zu erbringenden Leistung.  
Das Immobilienrecht ist Bestandteil des Sachenrechts. Das Sachenrecht ist eine abschließende 
Zusammenfassung von Rechtsnormen, die die Beziehungen einer Person (Rechtssubjekt) zu 
einer Sache zum Inhalt haben, d.h. das unmittelbare dingliche Recht an der Sache. Sachen 
sind körperliche Gegenstände, siehe § 90 BGB, also alles, was sinnlich wahrnehmbar und 
beherrschbar ist. Unter Sachen fallen somit nicht die freie Luft, das Meerwasser und 
dergleichen.  



Das Immobilienrecht bezieht sich auf Grundstücke und ist ein absolutes, d.h. gegenüber 
jedermann wirkendes Recht. Hierdurch unterscheidet es sich vom Schuldrecht, was nur im 
Interesse der Vertragsparteien ist.  
Die Möglichkeiten der dinglichen Rechte sind in den §§ 854 bis 1296 und hierzu ergangene 
Nebengesetze, wie z.B. Wohnungseigentumsgesetz, abschließend geregelt.  

1. Grundsätzliches  
Das Immobilienrecht bezieht sich auf Grundstücke. Ein Grundstück ist ein abgegrenzter Teil 
der Erdoberfläche, das in einem Bestandsverzeichnis eines Grundbuchblattes aufgeführt ist. 
Dieser rechtstechnische Begriff muß nicht unbedingt mit dem Grundstücksbegriff in Bau- und 
Bodengesetzen übereinstimmen, da diese Begriffe sich oftmals auf wirtschaftlichen Nutzen 
beziehen, während der rechtstechnische Begriff sich nur auf die tatsächliche Erfassung im 
Grundbuch bezieht. Beim zuständigen Grundbuchamt, das nach räumlichen Bezirken von 
Amtsgerichten wahrgenommen wird, erhält jedes Grundstück ein eigenes Grundbuchblatt, das 
als Grundbuch für das betreffende Grundstück gilt, siehe § 3 Grundbuchordnung. Fast 
durchweg besteht Beurkundungszwang, d.h. jedes Grundstück muß erfaßt sein. 
Ausgenommen hiervon sind beispielsweise die Grundstücke des Bundes, der Länder und 
Gemeinden, öffentlicher Wege, Wasserläufe, Eisenbahnen... Das Grundbuchblatt besteht 
neben der Aufschrift aus dem Bestandsverzeichnis, wie aus drei Abteilungen. In der ersten 
Abteilung steht der jeweilige Eigentümer des Grundstücks sowie der dingliche Erwerbsgrund 
(Eigentumserwerb, Erbfolge usw.). In Abteilung zwei des Grundbuchs stehen alle 
Belastungen mit Ausnahme von Grundpfandrechten, z.B. Dienstbarkeiten, Reallasten, 
Verfügungsbeschränkungen, Vormerkungen, Widersprüche usw. In der Abteilung drei 
werden Hypotheken und Grundschulden eingetragen. Das Grundbuch genießt sog. 
öffentlichen Glauben, d.h. jeder, der in das Grundbuch Einblick nimmt, darf sich darauf 
verlassen, daß das, was im Grundbuch steht, richtig ist. Grundsätzlich kann nicht ein Teil 
eines Grundstücks belastet werden (Ausnahmen sind Dienstbarkeiten, Reallasten), sondern 
das Grundstück müßte vorher abgeschrieben oder zugeschrieben werden und als ein neues 
eigenes Grundstück eingetragen werden, (siehe § 7 Grundbuchordnung), d.h. es muß durch 
die zuständige Behörde eine Grundstücksteilung genehmigt werden. Wegen der Zeitdauer, 
Kosten und evtl. wohungsrechtlicher Schwierigkeiten sollte dies unbedingt vor 
Kaufvertragsunterzeichnung abgeklärt sein oder zumindest vom Verkäufer im Kaufvertrag 
zugesichert werden. Grundstücksrechte entstehen also dadurch, daß sie ins Grundbuch 
eingetragen werden. Dies setzt zuvor eine sog. materiell-rechtliche Einigung voraus, die z.B. 
darin besteht, daß der Verkäufer eines Grundstücks erklärt, daß das Eigentum am Grundstück 
auf den Erwerber übergehen soll, und dieser erklärt, daß er damit einverstanden ist. Der 
Eigentumswechsel vom Verkäufer auf den Käufer nennt sich Auflassung.  
Der § 29 Grundbuchordnung (GBO) schreibt vor, daß alle Eintragungsvoraussetzungen im 
Grundbuchamt durch öffentliche, insbesondere notarielle oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden, nachgewiesen werden müssen. Dieses Formerfordernis führt durchweg zur 
Einschaltung eines Notars, woraus sich entsprechende Nebenkosten bei einem Erwerb 
ergeben. 
Neben dem Begriff Grundbuch/Grundbuchauszug taucht immer noch der Begriff Kataster auf. 
Das Kataster ist die Grundlage der Bezeichnung eines Grundstücks im Grundbuch. Es handelt 
sich hierbei um ein amtliches vermessungstechnisches Verzeichnis, das Aufschluß über die 
tatsächlichen Verhältnisse eines Grundstücks bezüglich Lage, Größe, Nutzung geben soll. Die 
Katasterunterlagen beinhalten neben einer zahlenmässigen Auflistung auch noch eine 
vermessungstechnische Zeichnung, aus der die Grundstücke mit Bebauungen hervorgehen. 
Diese Unterlage ist für Kreditinstitute von besonderer Bedeutung, da sich hieraus 
Himmelsrichtung, Abstand zur Nachbarbebauung, Ausblick, mögliche Grundrisse und vieles 
mehr ergeben können. Die Katasterunterlagen sind beim Katasteramt, in Berlin beim Bauamt 



des jeweiligen Bezirks, für einige Bezirke beim Senator für Bau- und Wohnungswesen, 
erhältlich.  

2. Unterscheidung Grundstückseigentum und Wohnungseigentum 
Ein Grundstück ist eine Sache im Sinne des § 90 BGB. Nach dem § 94 gehören alle mit dem 
Grund und Boden fest verbundenen Sachen, insbesondere Gebäude, zu dem wesentlichen 
Bestandteil eines Grundstücks. Zu den wesentlichen Bestandteilen des Gebäudes gehören die 
zur Herstellung des Gebäudes eingefügten Sachen.  
Das Eigentum als das umfassendste dingliche Recht an einer Sache, d.h. jedes Grundstücks, 
umfasst also nach den Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches auch automatisch die 
darauf befindlichen Gebäude. Diese Verknüpfung wird auch als Grundstückseigentum 
bezeichnet. Hiervon unterscheidet sich in Auswirkungen das Wohnungseigentum.  
Das Wohnungseigentum ist noch eine sehr junge juristische Konstruktion. Es ist verankert im 
Gesetz über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht vom 15.3.1951, geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Wohnungseigentumgesetzes und der Verordnung über das 
Erbbaurecht vom 30.7.1973. Wohnungseigentum bedeutet, daß der jeweilige Eigentümer ein 
volles Eigentumsrecht genießt, d.h. für die Eigentumswohnung besteht wie beim 
Grundstückseigentum ein eigenes Grundbuchblatt. Hieraus ergibt sich eine sehr hohe Si-
cherheit im Rechtsverkehr. Wohnungseigentum bedeutet nun, daß für jede Wohnung, die sich 
in einem Hause befindet und als Eigentumswohnung gekennzeichnet ist, auch über ein 
eigenes Grundbuchblatt verfügt. Dieses nennt sich dann Wohnungsgrundbuchblatt. Da jede 
Eigentumswohnung einen eigenen Eigentümer hat, mit Hypotheken und Grundschulden 
belastet werden kann, d.h. wie beim Grundstückseigentum alle Rechtsvorgänge in gleicher 
Weise vorgenommen werden können, ist das Wohnungseigentum als ein wirtschaftliches 
Instrumentarium voll anerkannt. Aus diesem Grunde hat in den letzten zwei Jahrzehnten das 
Wohnungseigentum zunehmend an Bedeutung gewonnen. Dies insbesondere auch unter dem 
Gesichtspunkt, daß die Grundstückspreise sehr gestiegen sind und daher aufgrund der hohen 
Bebauungen vielfach nur noch der Erwerb einer Wohnung als Eigentumswohnung möglich 
ist. 
Im folgenden werde ich kurz die wichtigsten Punkte des Wohnungseigentums darlegen.  
Das Wohnungseigentum ist dreigliedrig aufgebaut. Es besteht aus einem Miteigentumsanteil 
an den gemeinschaftlichen Einrichtungen und Gebäudebestandteilen, ferner aus einem 
Sondereigentum an den jeweiligen erworbenen Räumen des Wohnungseigentums sowie 
einem Mitgliedschaftsrecht in der Eigentümerversammlung. Grundsätzlich sind diese drei 
Wesenselemente des Wohnungseigentums untrennbar und unabdingbar miteinander 
verbunden (sog. Trinomie des Wohnungseigentums). Grundsätzlich sollte in der 
Teilungserklärung mit Gemeinschaftsordnung eine Erläuterung der Begriffe Miteigentum und 
Sondereigentum vorgenommen werden. Da diese rechtlich im Wohnungseigentumgesetz, 
siehe § 1 WEG, nicht in das Letzte definiert sind, können sich von Teilungserklärung zu 
Teilungserklärung Unterschiede ergeben. Üblicherweise zählen zum Miteigentum die 
gemeinschaftlichen Anlagen des Hauses, z.B. Treppenhaus, Hauszugang, Vorgärten, Keller, 
Dachböden. Ferner die Versorgungseinrichtungen, die der gemeinschaftlichen Versorgung 
dienen, d.h. die Steigestränge für die Be- und Entwässerung, die Grundverteilung, und dgl.. 
Zum Sondereigentum zählt das persönliche Nutzungsrecht der Wohnung, ob man vermietet, 
ob die Küche gefliest wird, die Unterteilung in den Wohnungen, der Bodenbelag usw. 
Mitgliedschaftsrecht in der Eigentümerversammlung bedeutet, daß per Verschluß der 
Eigentümerversammlung die Gestaltung und Bewirtschaftung des Hauses beschlossen werden 
muß. Aus diesem Grunde hat auch jeder Eigentümer einen Rechtsanspruch auf Teilnahme an 
einer Eigentümerversammlung. Die Abstimmungen und die Kostentragungspflicht werden 
meistens über die Miteigentumsanteile geregelt. Nach dem Gesetz ist es auch möglich, 
Abstimmungen so durchzuführen, daß auf jede Eigentumswohnung eine Stimme entfällt. Ich 



persönlich rate als Kombination zwischen den beiden Formen unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen und sozialen Belange so zu verfahren, daß alle Abstimmungen über die Art 
der Nutzung von Gemeinschaftseinrichtungen gefällt wird, nach dem Prinzip "pro 
Wohneinheit eine Stimme" und daß alle Kriterien der Kostentragung nach dem Verhältnis der 
Miteigentumsanteile getroffen werden. In der Eigentümerversammlung muß Beschluß gefaßt 
werden über die Kriterien, z.B. Art des Treppenhausanstriches, eine Mülltonne mehr 'oder 
weniger um.. 
Ich rate jedem, der sich für Wohnungseigentum interessiert, sich auch mit der 
Gemeinschaftsordnung zu beschäftigen. Vielfach wird von Notaren erzählt, daß es 
unbeachtlich sei, die Gemeinschaftsordnung genau durchzuarbeiten, da ein Notar diesen 
Vertrag im Interesse beider Parteien ausgearbeitet hätte. Grundsätzlich kann die Teilung in 
Wohnungseigentum aber nur der jeweilige Grundstückseigentümer bewirken. Dies ist im 
Normalfall der Verkäufer. Ausnahme: mehrere Erwerber erwerben gemeinsam das 
Grundstück und teilen dasselbe in Wohnungseigentum auf! Aus diesem Grunde hat der 
Verkäufer auch kein großes Interesse daran, die Gemeinschaftsordnung unbedingt im Sinne 
der Erwerber vorzunehmen. Ich selber konnte im Laufe meiner Tätigkeit große Unterschiede 
feststellen und rate deshalb jedem, die Gemeinschaftsordnung anzuschauen.  
Für die Aufteilung in Wohnungseigentum ist eine Abgeschlossenheitsbescheinigung 
erforderlich. Hierfür ist ein formloser Antrag an das zuständige Bauamt einzureichen, nebst 
Bestandsplänen jeder Etage in zweifacher Ausfertigung. Neuerdings verlangen die 
Grundbuchämter auch Schnitte und Fassadenansichten sowie Kellergeschoß und 
Dachgeschoß. Aus den Bestandsplänen muß in eindeutiger Weise hervorgehen, welche 
Wohnungen zu Eigentumswohnungen erklärt werden sollen. Dieses kann geschehen durch 
farbige Umrandung, Bezeichnung der einzelnen Räume mit einer entsprechenden Nummer, 
die diese Wohnung als Eigentumswohnung gemäß der späteren Teilungserklärung behalten 
soll. Die Art der Kennzeichnung sollte grundsätzlich mit dem dafür zuständigen Bauamt 
abgesprochen werden, da jedes Bauamt einen eigenen Stil entwickelt hat. Grundsätzlich 
können nur solche Wohnungen in Eigentumswohnungen umfunktioniert werden, die in sich 
abgeschlossen sind, d.h. es kann nur eine solche Wohnung Eigentumswohnung werden, für 
die eine Innentoilette besteht und neben einer Küche oder Kochnische noch mindestens ein 
Zimmer vorhanden ist, um als Wohnung im baurechtlichen Sinne zu gelten.  
Sobald die Abgeschlossenheitsbescheinigung des Bauamtes vorliegt, kann der Eigentümer 
eine Aufteilung in Wohnungseigentum erklären. Dieses ist beim Notar vorzunehmen. Dieser 
beantragt die Aufteilung beim zuständigen Grundbuchamt, der Rechtspfleger verfügt die 
Aufteilung und die Wohnungsgrundbuchblätter werden angelegt, nachdem das Grundbuch-
blatt des Gesamtgrundstücks geschlossen wurde. Dieses nimmt wieder einige Zeit in 
Anspruch, so daß der gesamte Zeitraum hierfür mit 6 bis 12 Monaten veranschlagt werden 
muß.  
Sofern mehrere Personen ein Grundstück erwerben, kann sich das Grundstückseigentum vom 
Wohnungseigentum dadurch unterscheiden, daß beim Grundstückseigentum der 
Personenzusammenschluß in der Rechtskonstruktion, wie erworben wurde, bestehen bleibt. 
Beim Wohnungseigentum könnte sich die Gemeinschaft wieder auflösen, indem jedem 
einzelnem Mitglied der Erwerbergesellschaft eine oder mehrere Eigentumswohnungen 
zugewiesen werden. Mit der Aufteilung in Wohnungseigentum könnte sich also die 
Gesellschaft auch gleichzeitig auflösen und würde sich dann nur noch als 
Wohnungseigentümergemeinschaft fortführen. Es ist grundsätzlich möglich, im Rahmen der 
Vertragsfreiheit in der Gemeinschaftsordnung für das Wohnungseigentum soziale Bindungen 
einzubeziehen. Die Frage ist allerdings, inwieweit diese Vertragsfreiheit geht und wo Grenzen 
sind. Schwierig sind Fragen, wie die Bestimmung des Erwerbers durch die anderen 
Wohnungseigentümer im Falle einer Veräußerung, Beschränkung der Verkaufspreise, und 
sonstige Einschränkungen dieser Art. Es gibt schon sehr viele Gemeinschaftsverträge, die 



entsprechende Bindungen vorsehen, wobei m.E. die Grenze der Vertragsfreiheit im Verhältnis 
zur Eigentumsgarantie überschritten wird. Da es aber zu diesem Bereich, insbesondere der 
gemeinschaftlichen Erwerber, noch zu wenig Erfahrung und Rechtsprechung gibt, ist die 
Grauzone möglicher Entscheidungen sehr groß, so daß gerade für diesen Bereich eine gute 
Beratung erforderlich ist. Im Rahmen dieser Arbeit kann auf diese Problematik nicht mehr 
eingegangen werden.  

III. Verfügungsrechte, ohne persönlich Eigentümer zu sein  
Das BGB kennt verschiedene Qualitätsstufen für die Verfügungsgewalt über Sachen. Diese 
verschiedenen Verfügungsgewalten werden unterschiedlich benannt und stehen in 
unterschiedlichen rechtlichen Abhängigkeiten. Diese sollen folgend dargestellt werden, wobei 
das Eigentum als höchste Verfügungsgewalt unserer Rechtsordnung siehe Eigentumsgarantie 
des Art. 14 Grundgesetz als ein separater Abschnitt behandelt wird.  
Als Verfügungsrechte, ohne Eigentümer zu sein, kommen grundsätzlich in Betracht: 
Mietvertrag, Nießbrauch, Nutzungsvertrag, Dauernutzungsvertrag, dingliches Wohnrecht, 
Dauerwohnrecht, Pacht, Erbpacht, Erbbaurecht, Wohnbesitz.  

1. Mietvertrag  
Der Mietvertrag ist ein gegenseitiger Vertrag, wonach sich der Vermieter zur 
Gebrauchswährung einer Sache verpflichtet und der Mieter die Zahlung eines 
Gebrauchsentgeltes als Hauptleistung zu leisten hat. Üblicherweise werden die gegenseitigen 
Rechte und Pflichten im Mietvertrag näher geregelt. Solche individuellen Regelungen dürfen 
grundsätzlich getroffen werden, soweit sie dispositiv sind. Werden keine Vereinbarungen 
darüber hinausgehend getroffen und liegen keine unabdingbaren gesetzlichen Regelungen 
vor, so richten sich die gegenseitigen Rechte und Pflichten nach den Vorschriften der §§ 535 
ff. BGB.  
Mietgegenstand können bei unbeweglichen Sachen z.B. das Grundstück, der Wohnraum, 
Geschäftsräume, Mischräume und dergl. sein.  
Verfügungsberechtigt für den Abschluß eines Mietvertrages ist grundsätzlich der Eigentümer 
des Mietgegenstandes. Dieser wiederum kann anderen Personen die Verfügungsgewalt 
übertragen, z.B. einem bestellten Verwalter. Der Mieter ist im Verhältnis zum Untermieter 
Vermieter.  
Die Hauptpflicht des Vermieters besteht darin, dem Mieter die Sache in vertragsmäßigem 
Zustand zum Gebrauch auszuhändigen und dieses auch während der gesamten Mietzeit zu 
gewährleisten. Hinzu kommen noch bestimmte Nebenpflichten wie Gewährleistungspflicht, 
Instandhaltungspflicht und dergleichen. Die Hauptverpflichtung des Mieters besteht in der 
Bezahlung des Mietzinses. Auch ihn treffen eine Reihe von Nebenpflichten, wie z.B. die 
Sorgfaltspflicht im Hinblick auf die Abnutzung, die Pflicht zur Anzeige von Mängeln, 
Rückgabepflicht und dergleichen. Damit den beiden Vertragsparteien, nämlich Mieter und 
Vermieter, bewußt ist, was sie tatsächlich vereinbart haben, empfiehlt sich grundsätzlich der 
Abschluß eines schriftlichen Mietvertrages. Da es aber schon mittlerweile eine Vielzahl von 
Mietvertragsmustern gibt, die fast ausschließlich zugunsten des Vermieters herausgegeben 
sind, empfiehlt sich die Erarbeitung des Muster-Mietvertrages des Bundesjustizministeriums 
vom Januar 1976. Ein Exemplar liegt dieser Anlage ebenfalls bei. Dieser Mustermietvertrag 
sieht teilweise die gesetzlichen Vorschriften vor, teilweise abweichende vorformulierte 
Vereinbarungen, aus denen durch Ankreuzen gewählt werden kann. Ferner darüberhinaus 
Regelungen für bestehende Gesetzeslücken in Anlehnung an die bisherige Rechtsprechung, 
womit diese Gesetzeslücken geschlossen werden. 
Literaturempfehlung: Schmidt-Futterer/Blank: Mietgesetze, Beck-Verlag  
Beispiele:  



Klassische Beispiele für dispositive Bestimmungen im bürgerlichen Gesetzbuch ist 
beispielsweise der Zeitpunkt der Entrichtung der Miete. Im Gesetz steht, daß der Mietzins für 
den vereinbarten Zeitraum im Nachhinein zu entrichten ist. Bei einer Monatsmiete wäre es 
also das Monatsende. Hier handelt es sich allerdings um eine frei vereinbare Bestimmung, so 
daß durchweg im deutschen Einheitsmietsvertrag vorgesehen ist, daß die Miete am 3. 
Werktag eines Monats für den laufenden Monat zu entrichten ist. Sobald beide 
Vertragsparteien dies unterzeichnen, ist das Vereinbarte rechtswirksam. Der Mieter muß sich 
dann hieran halten.  
Ein weiteres Beispiel für frei vereinbare Bestimmungen ist die Regelung der 
Schönheitsreparaturen. Grundsätzlich ist der Vermieter für den baulichen Zustand der 
gemieteten Sache verantwortlich. Im Rahmen gewisser Grenzen kann allerdings vereinbart 
werden, daß auch der Mieter bestimmte Arbeiten vorzunehmen hat. Es handelt sich hierbei 
z.B. um Schönheitsreparaturen in bestimmten Abständen, Vornahme von Kleinreparaturen bis 
z.B. 300,- DM.  
Neben den vorgenannten dispositiven Bestimmungen möchte ich noch darauf hinweisen, daß 
dem Mieter auch wichtige Rechte zustehen. Wichtigste Rechte sind die 
Minderungsmöglichkeit, wenn die gemietete Sache einen Mangel hat oder dieser im Laufe der 
Zeit entsteht. Im Gesetz steht, daß die Minderung abhängig vom Grad der Beeinträchtigung 
ist und ein angemessener Teil einbehalten werden darf. Hierzu hat sich viel Rechtsprechung 
entwickelt, so daß die Einschaltung von Mieterberatern oder Rechtsanwälten angeraten ist. 
Für preisgebundenen Wohnraum in Berlin gibt es auch noch die Möglichkeit, daß das Bauamt 
nach § 31 des I. Bundesmietengesetzes die Ausführung von Instandsetzungs- oder 
Instandhaltungsarbeiten verfügt, weil der Vermieter diese unterlassen hat. Hierzu kann die 
Behörde bestimmen, daß bis zu 50% der jeweiligen Grundmiete nicht an den Vermieter, 
sondern direkt an die Behörde oder eine von ihr benannte Stelle zu entrichten sind. Die 
Einzelheiten zu diesen Verfahren sind in einer Rechtsverordnung geregelt. Jeder Mieter kann 
sich beim zuständigen Bezirksamt erkundigen. Abschließend möchte ich noch auf das 
Wohnungsaufsichtsgesetz hinweisen, wonach das Bauamt verpflichtet ist, bei Mißständen 
einzuschreiten. Weitere Bestimmungen für die Behörde zum Tätigwerden sind bauliche 
Mängel im Sinne des § 110 Absatz 1 Bauordnung Berlin und gefährliche Zustände im Sinne 
des § 110 Absatz 2 Bauordnung Berlin. Wichtig ist in jedem Falle, daß die Mängel eindeutig 
aufgeführt werden. Hilfe leisten hierbei die Mietervereine. 
Literaturempfehlung: Groth/Wiegenstein, Stadterhaltung durch Wohnungsaufsicht, Bd. 1 der 
Schriftenreihe des Instituts für soziale Stadtentwicklung, Spichernstr. 12, 1000 Berlin 30. 

2. Nießbrauch  
Ein Nießbrauch kann an Sachen bestellt werden, d.h. also auch an unbeweglichen 
Gegenständen wie Grundstücken. Nießbrauch bedeutet die Berechtigung, die Nutzungen einer 
Sache zu ziehen. Damit geht der Nießbrauch über das bloße Gebrauchsrecht bei der Miete 
hinaus, indem alle Produkte der Nießbrauchsache in der vorhandenen Nutzungsart dem Nieß-
braucher zustehen.  
In Ballungsgebieten hat der Nießbrauch aber keine Bedeutung erlangt, so daß er hier nicht 
weiter dargestellt wird.  

3. Nutzungsvertrag  
Der Begriff Nutzungsvertrag ist in gesetzlichen Bestimmungen nicht vorgesehen. Meistens 
werden inhaltlich hiermit Mietverhältnisse gemeint, die aus Anlaß eines besonderen 
Umstandes zusätzliche Gestaltungskriterien erfahren haben, die über das normale 
Mietverhältnis hinausgehen. Dies trifft z.B. auf Genossenschaftswohnungen zu, wo ein 
persönliches Treueverhältnis zwischen Genossenschaft und Genossenschaftsmitglied als 
Wechselbeziehung besteht. Diese Verträge über Genossenschaftswohnungen werden 



Dauernutzungsverträge genannt und sind inhaltlich Mietverträge, d.h., die gesetzlichen 
Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches und der Nebengesetze über das Mietverhältnis 
treffen hier zu.  
Der Begriff Dauernutzungsvertrag, der ein Mietverhältnis darstellt, darf aber nicht 
verwechselt werden mit vielen Verträgen, die in der letzten Zeit insbesondere mit Besetzern 
geschlossen wurden, nämlich den sogenannten Nutzungsverträgen, Überlassungsverträge und 
dergleichen. Mit diesen Verträgen soll nicht sofort ein Mietverhältnis begründet werden, 
sondern es soll der Gebrauch einer Sache übertragen werden. Die Nutzer können also das 
Grundstück betreten, das Gebäude betreten und beispielsweise dort Reparaturmaßnahmen 
vornehmen, ein Materiallager oder eine Baubude einrichten, so daß mit der Nutzung auch alle 
Vorteile der Immobilie dem Nutzer zustehen. Fast durchweg werden diese Verträge 
geschlossen, damit ein zur Zeit nicht mehr bewohnbarer Zustand durch vorgeschaltete 
Verträge wieder in einen bewohnbaren Zustand überführt wird. Solange die Bewohnbarkeit 
nicht gegeben ist, darf in dem Haus auch nicht gewohnt werden. Ein Wohnen setzt die Be-
wohnbarkeit voraus und das Wohnen wiederum begründet ein Mietverhältnis. Sofern der 
Eigentümer nicht weiß, daß in dem Gebäude gewohnt wird, kann er immer noch auf die 
Einhaltung des Überlassungsvertrages klagen. Hat er hiervon allerdings Kenntnis und duldet 
er den Zustand, muß er sich ein Mietverhältnis zurechnen lassen. Der Unterschied zwischen 
Überlassungsvertrag und Mietvertrag ist sehr wichtig, da das Mietverhältnis alle 
Rechtsansprüche eines Mieters nach den vorgenannten Bestimmungen umfaßt. Beim 
Nutzungsvertrag/Überlassungsvertrag können diese Kriterien alle ausgeschlossen sein. Da es 
sich nicht um einen Mietvertrag handelt, greifen auch keine Mieterschutzbestimmungen ein. 
Der Grenzfall kann allerdings sehr schwierig sein, da oftmals die Überlassungsverträge einen 
anschließenden Mietvertrag begründen, so daß auch noch während der Phase des 
Überlassungsvertrages die Auslegung sehr schwierig werden kann, ob die Berechtigung der 
Kündigung des Überlassungsvertrages nach dem Sinn und Zweck des Gesamtvertrages nicht 
doch schon eine unzulässige Rechtausübung darstellen könnte. Die Abgrenzung kann hier 
nicht vorgenommen werden, so daß ich nicht nur auf wichtigste Kriterien hinweisen kann.  
Beispiele:  
Ist im Überlassungsvertrag vereinbart, daß ein Übergang in ein Mietverhältnis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt stattfindet und bis dahin bestimmte Maßnahmen von Seiten des Nut-
zers/Überlassungsempfängers vorgenommen sein müssen, sind diese vertraglichen Kriterien 
einzuhalten, da ansonsten das Mietverhältnis verweigert werden könnte, da der Vertrag von 
Seiten des Überlassungsempfängers nicht erfüllt wurde. Aus diesem Grunde ist es sehr 
wichtig, sich die Verfahrenskriterien zur Einhaltung der eigenen vertraglichen Verpflichtung 
genauestens anzusehen. Ein weiteres Beispiel ist der Unterschied im Entgelt während der 
Dauer des Überlassungsvertrages und der Dauer des Mietverhältnisses, das sich an den 
Überlassungsvertrag anschließen soll. Üblicherweise wird das Mietverhältnis höher bewertet 
als die Überlassung, die fast durchweg dazu dienen soll, durch Baumaßnahmen eine 
Bewohnbarkeit wieder herzustellen, sodaß es geschehen könnte, daß bei Erfüllung der Vor-
aussetzungen schon ein höheres Entgelt zu leisten ist.  
Hier in Berlin sind Überlassungsverträge aufgrund des Leerstandes und der Verrottung von 
vielen Häusern sehr wichtig, um genügend Zeit zu erhalten, daß sich Selbsthilfegruppen 
gründen, einen eigenen Arbeitsprozeß organisieren, unter Einsatz von eigener Arbeitskraft, 
geringfügigen eigenen Mitteln, die zur Verfügung stehen, Einsatz von öffentlicher Förderung 
das Gebäude mit viel Aufwand wieder herzurichten. In diesem Stadium werden insbesondere 
für Grundstücke im Besitz des Landes Berlin und Wohnungsbaugesellschaften, die als 
Sanierungsträger tätig sind, per Überlassugsvertrag zunächst die Grundstücke und Gebäude 
überlassen, damit sich die Selbsthelfer organisieren können, z.B. in der Form eines 
eingetragenen Vereins, um einen Modernisierungsvertrag vorzubereiten, um die endgültige 
Übertragung des Grundstücks z.B. in der Form des Erbbaurechts vorzubereiten. Da hierfür 



aufgrund der behördlichen Abläufe längere Zeiträume erforderlich sind und die Gebäude 
unbedingt gesichert, baulich gestaltet werden müssen, ist ein Zugang durch die Selbsthelfer 
erforderlich. Während dieser Phase ist der Nutzungsvertrag/Überlassungsvertrag eine 
sinnvolle vorgeschaltete Komponente, es muß allerdings jedem deutlich sein, daß hiermit das 
Endziel eines Mietvertrages mit einer Sicherung auf eine gewisse Dauer oder aber die 
endgültige Übertragung nicht verbunden ist.  
Insoweit sollten z.B. alle gewarnt sein, die in Form einer Überlassungsvereinbarung eine 
Fabriketage übernehmen.  
Wie, leider in den meisten anderen Fällen auch, kann ich hier jedem nur raten, sich mit 
speziellen Fragen an einen Rechtsbeistand zu wenden.  

4. Dauernutzungsvertrag 
Der Begriff Dauernutzungsvertrag hat sich aus dem genossenschaftlichen Bereich entwickelt. 
Die Dauernutzungsverträge sind wie Mietverträge zu behandeln. Der Dauernutzungsvertrag 
beinhaltet also die Gebrauchsgewährung gegen Entgelt auf Zeit von Wohnraum. Die 
Mietverhältnisse als Dauernutzungsvertrag bei Genossenschaftswohnungen beinhalten aller-
dings besondere gegenseitige Rechte und Pflichten, die in diesen entsprechenden 
Vertragsmustern ihre Ausgestaltung finden. In der Anlage befinden sich zwei Muster für 
Dauernutzungsverträge, nämlich ein Exemplar einer freien Vereinbarung sowie ein Exemplar 
für die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen, dessen Formularmuster vom Spitzenverband 
der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen verfaßt und gebilligt werden müssen. Diese 
Formularmuster müssen außerdem von den obersten Landesbehörden genehmigt sein. In 
diesen Dauernutzungsverträgen verzichtet der Vermieter, d.h. die Genossenschaft 
üblicherweise von vornherein auf die Ausübung ihres Rechts zur ordentlichen, befristeten 
Kündigung, so daß im Endergebnis der Mieter den Verlust der Wohnung nur beim Vorliegen 
gesetzlicher Kündigungsgründe für eine fristlose Vertragsbeendigung befürchten muß §§ 553 
ff. BGB. Hierdurch wird dem gegenseitigen partnerschaftlichen Gedanken zwischen 
Vermieter und Mieter mit den Positionen Genossenschaft und Nutzer Rechnung getragen.  
Darüber hinausgehend hat die Genossenschaft bei der Behandlung ihrer Mitglieder aus den 
Mietverhältnissen/Dauernutzungsverträgen heraus stets den genossenschaftlichen 
Gleichbehandlungsgrundsatz zu wahren. Dies bedeutet, daß die Genossen in dem Umfang 
gleich zu behandeln sind, nicht allein nur bei der Beziehung aus der Mitgliedschaft, sondern 
auch bei der Inanspruchnahme genossenschaftlicher Einrichtungen, sofern keine tatsächlichen 
und rechtlichen wesentlichen Unterschiede vorliegen (BGH WM 70, 173).  
Das Dauernutzungsverhältnis bietet dem Nutzer somit Sicherheit, nicht wegen Eigenbedarfs 
oder aufgrund befristeter Mietverhältnisse gekündigt zu werden. Gleichzeitig bestehen bei den 
meisten Genossenschaften Gemeinschaftseinrichtungen, die weit über den Gebrauch des 
bloßen Wohnraums hinausgehen, so daß die Wohnwertqualität um ein etliches höher liegt, als 
in einem üblichen Mietshaus. Andererseits ergeben sich aus dem Treueverhältnis auch 
besondere Pflichten des Mieters, die bei Mißachtung zum schnelleren "Verlust" des 
Wohnraums durch fristlose Kündigung führen können. (Diffizil, siehe hierzu 
Rechtsprechung).  

5. Erbbaurecht 
Historisch gesehen war das Erbbaurecht eine Fortführung des Lehnswesens, nämlich daß 
Grundbesitz unter Auflagen oder zeitlicher Beschränkung übertragen wurde. Die Stellung des 
Erbbauberechtigten ist sehr stark, nämlich so als sei er Eigentümer mit der 
Bewirtschaftungsmöglichkeit, Baumöglichkeit, Bearbeitung der Böden und Ziehung von Nut-
zungen aus dem Boden. Bei dem Erbbaurecht handelt es sich somit um die Überlassung von 
Grundbesitz gegen ein laufendes Entgelt, Erbbauzins genannt. Insbesondere in ländlichen 
Gebieten hatte sich das Erbpachtwesen stark ausgebreitet, vielfach unter dem Gesichtspunkt, 



daß ein Familienbesitz zusammengehalten werden sollte, Kinder aber kein Interesse mehr am 
Hof hatten. Rechtspolitisch sollte also mit der Erbbaurechtsverordnung unter anderem auch 
die Zersplitterung der Höfe vermieden werden und gleichwohl ein Nichteigentümer in so eine 
starke Rechtsposition versetzt werden, daß er mit wenigen Einschränkungen wie ein Eigen-
tümer verfahren kann. Die heutige Auswirkung des Erbbaurechts ist stark in den Hintergrund 
getreten, da landwirtschaftliche Grundstücke aufgrund der Rationalisierung bereits wieder 
zusammengeführt sind, der Hof endgültig übertragen wurde, in Gemeinden und Städten die 
Grundstücke häufigst parzelliert wurden, so daß ein Zusammenhalt von altem Familienbesitz 
kaum mehr gegeben ist. Zunehmend wird in jüngerer Zeit die Diskussion um das Erbbaurecht 
geführt. Ansatzpunkt ist hierbei die Zugriffsgewalt auf das Grundstück durch den Eigentümer, 
wenn bestimmte Kriterien des Erbbaurechts nicht eingehalten werden oder aber bestimmte 
Zeiträume abgelaufen sind. Da das Erbbaurecht aufgrund der Einschränkungen für den 
Erbbauberechtigten gegenüber einem Eigentümer nicht so vollwertig ist, wie das Eigentum, 
wird es im Verkehr mit geringerem Wert gehandelt. Hier ergibt sich die heute tragende 
Komponente. Wenn ein Erbbaurecht weniger Wert ist im Verkehr als ein Volleigentum, dann 
muß auch die Belastung bei Übernahme eines Erbbaurechtes geringer ausfallen als die 
Belastung durch einen Kauf und Erwerb des Eigentums. Dieser Vorteil in der 
Anfangsbelastung kann insbesondere für Selbsthilfegruppen sehr wichtig sein, da hierdurch 
die monatliche Belastung sinkt. Andererseits kann es auf lange Sicht aber auch ungünstiger 
sein bzw. ist es fast durchweg, weil der Erbbauzins bis zum Ende des Erbbaurechtsvertrages 
fällig ist und die Zinsen über die vielen Jahre hinweg zusammengerechnet mehr sind in der 
Summe als der Aufwand für die Zinszahlungen für einen Kredit. Wenn also beispielsweise 
bei einem Kauf des Grundstücks der Kreditbetrag in Form von Zinsen noch einmal bezahlt 
wird, so mag die Belastung für den Erbbauzins in der Anfangsphase vielleicht nur bei 3 bis 
5% liegen, also im Schnitt um 3, 4 oder 5% günstiger sein als beim Kauf, so daß die mo-
natliche Belastung niedriger ist, aber auf einen Zeitraum von 60 Jahren doch fast doppelt 
soviel sein können, wie einer Bank entrichtet wurden. Deshalb sollte bei der Frage, ob Erwerb 
oder Erbbaurecht grundsätzlich die Ausgangssituation der Selbsthilfegruppe berücksichtigt 
werden, nämlich welcher monatliche Aufwand tragbar ist. Wenn ein Erwerb tragbar ist, und 
ein Erwerb durch Zustimmung des Eigentümers stattfinden könnte, dann sollte ein Erwerb des 
Grundstücks vorgenommen werden. Dies ist auf Dauer die preiswertere Lösung. Wenn der 
Eigentümer allerdings nicht verkaufen will oder aber ein Kauf von der Belastung her für die 
Selbsthelfer zu teuer wird, dann muß ein Erbbaurechtsvertrag geschlossen werden. Die Zinsen 
für den Erbbaurechtsvertrag sind nirgendwo vorgeschrieben, d.h. es können auch Zinsen von 
2, 4, 6, 8% vereinbart werden. Dies ist Verhandlungssache der Vertragsparteien. Wenn ein 
Eigentümer zum Verkauf bereit ist, der Kauf aber nur an der mangelnden Belastbarkeit der 
Selbsthelfer scheitert, dann sollte im Erbbaurechtsvertrag zumindest vereinbart werden, daß 
der Erbbauberechtigte ein unbedingtes notarielles Kaufangebot gleichzeitig erhält, mit der 
Maßgabe, daß dieses innerhalb von z.B. 10 Jahren angenommen werden muß. Diese Lösung 
beinhaltet, daß bei einer Verbesserung der finanziellen Situation der Erbbauberechtigte 
zugreifen kann und das Volleigentum erlangt. Die häufigste Situation, warum ein Eigentümer 
nicht veräußern will, ist die, daß es sich bei dem Eigentümer um die öffentliche Hand handelt. 
Hier soll vielfach der städtische Besitz zur Durchführung von öffentlichen Maßnahmen 
dienen. Öffentliche Maßnahmen können hierbei z.B. das Freihalten von Flächen für Planung 
in der Zukunft sein, so daß beispielsweise Erbbaurechtsverträge nur auf 25 oder 40 Jahre 
geschlossen werden. Auch besteht vielfach von Seiten der öffentlichen Hand der Wunsch, daß 
öffentliche Grundstücke nicht wieder reprivatisiert werden sollen, damit mit Grund und 
Boden nicht mehr weiter spekuliert werden kann. Grundsätzlich ist es möglich, daß die 
öffentliche Hand in den Kaufverträgen auch bestimmte Sozialbindungen hineinschreibt. Da 
aber Ewigkeitsverträge rechtlich nicht zulässig sind und viele Konstruktionen angestellt 
werden müssen, um rechtzeitig Spekulantentum zu verhindern, ständig die Frage auftaucht, 



welche Vertragsbindungen zulässig sind und welche nicht, ist das Erbbaurecht als ein 
gesichertes Rückfallrecht mit eventuell der Maßgabe einer Verlängerung, wenn bestimmte 
Bedingungen weiterhin eingehalten werden, eine nicht zu unterschätzende sinnvolle Lösung. 
Das Problem hierbei allerdings ist immer, daß sich die öffentliche Hand durch die jeweiligen 
Mitarbeiter in der öffentlichen Verwaltung kon- kretisiert. Aufgrund geänderter politischer 
Verhältnisse läßt sich deshalb nie sagen, ob die Entscheidung für die Verlängerung eines Erb-
baurechts, wenn es auf 20 Jahre läuft oder 50 Jahre danach noch genauso gesehen wird. Hier 
liegt eine kleine Gefahr, da die öffentliche Hand als ein abstraktes Gebilde und kaum 
identifizierbaren Menschen dahinter vorsichtig einschätzen würde. Dies mag jetzt eine 
kritische Würdigung sein, die auch anrät zur Vorsicht, wobei ich immer empfehlen würde, als 
einen ersten Schritt zu einem Erbbaurecht zu gelangen, damit sich die Selbsthilfegruppen 
stabilisieren können, genügend Zeit haben, um sich mit der Materie zu beschäftigen, ihre 
finanzielle Stärke allmählich aufbauen und dann endgültig übernehmen können. Im 
Folgenden kommen nun die wichtigsten Kriterien des Erbbaurechtes.  
Das Erbbaurecht war ursprünglich im BGB geregelt, wurde allerdings durch eine eigene 
Erbbaurechtsverordnung ERBB RVO geregelt. Die §§ über das Erbbaurecht innerhalb des 
BGB gelten nur noch für alte Erbbauverträge. Nach § 1 der Erbbaurechtsverordnung kann ein 
Grundstück in der Weise belastet werden, daß demjenigen, zu dessen Gunsten die Belastung 
erfolgt, das veräußerliche und vererbliche Recht zusteht, auf oder unter der Oberfläche des 
Grundstücks ein Bauwerk zu haben. Nach Absatz 2 kann des Erbbaurecht sich auf Teile des 
Grundstücks erstrecken, die nicht für das Bauwerk erforderlich sind, sofern das Bauwerk 
wirtschaftlich die Hauptsache bleibt. Nach Absatz 3 sind Beschränkungen des Erbbaurechts 
auf einen Teil eines Gebäudes z.B. Stockwerk oder eine Wohnung, nicht zulässig. Nach 
Absatz 3 kann das Erbbaurecht auch nicht durch äußere Bedingungen beschränkt werden, d.h. 
es ist bedingungsfeindlich. Eine Vereinbarung zwischen dem Grundstückseigentümer und 
einem Erbbauberechtigten in der Weise, daß der Erbbaurechtsvertrag beispielsweise aufgelöst 
wird, wenn der Sohn des Grundstückseigentümers heiratet und Nachwuchs erhält, ist 
unzulässig. Der Inhalt des Erbbaurechts wird gemäß § 2 der Erbbaurechtsverordnung mit 
folgenden Punkten geregelt durch 
1. die Errichtung, die Instandhaltung und die Verwendung des Bauwerkes 

2. die Versicherung des Bauwerkes und seinen Wiederaufbau im Falle der Zerstörung 

3. die Tragung der öffentlichen und privatrechtlichen Lasten und Abgaben 

4. eine Verpflichtung des Erbbauberechtigten, das Erbbaurecht beim Eintreten 
bestimmter Voraussetzungen auf den Grundstückseigentümer zu übertragen 
(Heimfall) 

5. eine Verpflichtung des Erbbauberechtigten zur Zahlung von Vertragsstrafen 

6. die Einräumung eines Vorrechts für den Erbbauberechtigten auf Erneuerung des 
Erbbaurechts nach dessen Ablauf 

7. eine Verpflichtung des Grundstückseigentümers, das Grundstück an den jeweiligen 
Erbbauberechtigten zu verkaufen.  

Das Erbbaurecht entsteht durch Einigung der Beteiligten und Eintragung in das Grundbuch. 
Auch die schuldrechtlichen Verpflichtungsverträge bedürfen der Form von 
Grundstückskaufverträgen, d.h. sie sind notariell zu bestellen. Nach § 10 der 
Erbbaurechtsverordnung bedarf die Eintragung des Erbbaurechts grundsätzlich der ersten 
Rangstelle, was bedeutet, daß in dem Grundbuch beim zuständigen Amtsgericht in einer se-



paraten Abteilung alle Belastungen wertmäßiger Art des Grundstücks aufgelistet werden. Für 
Grundstücksbelastungen ist festgelegt, daß sich aus dem Text der Eintragung ergeben muß, 
wer im Falle einer Zwangsversteigerung den ersten Zuschlag erhalten soll. Hierfür werden die 
Eintragungen unter laufenden Nummern vorgenommen und im Text erläutert. Belastungen, 
die nicht mehr bestehen, werden gestrichen. So läßt sich aus dem Grundbuch ersehen, in 
welcher Reihenfolge Belastungen auf dem Grundstück lasten. Auch in Abteilung II des 
Grundbuches gibt es Belastungen, z.B. Wegerechte, Wasserleitungsrechte und einiges mehr. 
Für das Erbbaurecht muß grundsätzlich die erste Rangstelle im Grundbuch eingetragen sein, 
das heißt es dürfen keine anderen Belastungen vorgehen. Auch wird für das Erbbaurecht dann 
ein eigenes Grundbuchblatt angelegt, das sogenannte Erbbaugrundbuch. Das Erbbaurecht ist 
ein sogenanntes grundstücksgleiches Recht, d.h. es kann wie ein Grundstück übertragen 
werden, es kann eine Hypothek oder eine Grundschuld bestellt werden, Wegerechte, 
Wasserleitungsrechte, und andere dingliche Rechte können eingetragen werden. Wenn diese 
Belastungen durch den Erbbauberechtigten erfolgen, werden diese Belastungen aber auch nur 
in dem Erbbaugrundbuch und nicht auf dem Gesamtgrundstück eingetragen.  
Nach § 12 der Erbbaurechtsverordnung ist es so, daß das aufgrund eines Erbbaurechtes 
errichtete Bauwerk als wesentlicher Bestandteil des Erbbaurechts gilt, d.h. der 
Erbbauberechtigte ist Eigentümer des Bauwerkes. Nach der Erbbaurechtsverordnung finden 
deshalb die §§ 94 und 95 des BGB auf das Erbbaurecht entsprechende Anwendung, die 
besagen, daß fest mit dem Boden verbundene Gebäude wesentliche Bestandteile eines 
Grundstücks sind bzw. welche Sachen als sogenannte Scheinbestandteile nicht zu den 
Bestandteilen eines Grundstückes bzw. Gebäuden gehören. Wichtig ist, daß mit dem 
Erlöschen des Erbbau- rechts alle Bestandteile des Erbbaurechts dann Bestandteil des 
Grundstücks werden. 
Das Erbbaurecht kann auch beliehen werden, da üblicherweise das Grundstück in Erbbaurecht 
übernommen wird und die Gebäude einen Wert darstellen. Dieser Wert, der über einen 
sogenannten Beleihungswert ermittelt wird, ermöglicht es, daß Kredite auch im Erbbaurecht 
aufgenommen werden können. Allerdings wird die Sicherheit dieser Bauwerke aufgrund der 
Einschränkungen des Erbbaurechts nicht so hoch bewertet, so daß vom ermittelten 
Beleihungswert meistens nur 40% als Sicherheit bewertet werden.  
Im Falle einer Zwangsversteigerung ist gemäß Erbbaurechtsverordnung der 
Grundstückseigentümer Beteiligter im Sinne des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung. Hiernach bleibt das Erbbaurecht bestehen, wenn das Grundstück 
zwangsweise versteigert wird.  
Beispiel: Das Land Berlin veräußert an einen Sanierungsträger, hatte aber zuvor mit einer 
Selbsthilfegruppe einen Erbbaurechtsvertrag geschlossen. Neuer Eigentümer wird die 
Sanierungsgesellschaft, das Erbbaurecht erlischt aber nicht, d.h. es bleibt unverändert für die 
Selbsthilfegruppen bestehen.  
Über die Auswirkungen nach Ablauf des Erbbaurechts kann sich jeder aber schon jetzt ein 
Bild machen. Das Erbbaurecht kann zum Erlöschen kommen, wenn Erbbauberechtigter und 
Grundstückseigentümer dies dem Grundbuchamt gegenüber erklären. Es kann auch durch 
Zeitablauf enden, z.B. wenn es auf 40 Jahre bestellt ist, wobei dann der Grundstücksei-
gentümer dem Erbbauberechtigten eine Entschädigung für das Bauwerk zu leisten hat. Der 
Grund hierfür liegt darin, daß der Eigentümer das Erbbaurecht seiner Zeit meistens mit einem 
Kaufvertrag eines Gebäudes verbunden hat oder aber eine weitergehende oder neue Bebauung 
zugelassen hat. Würde dort kein finanzieller Ausgleich vereinbart, dann wäre der 
Grundstückseigentümer unverhältnismäßig gut bevorteilt. Jedes Gebäude, das dann auf einem 
Grundstück errichtet wurde, müßte mit Ablauf des Erbbaurechtsvertrages auch wirtschaftlich 
abgenutzt sein. So sollte man nie bauen, denn das wäre volkswirtschaftlich größte Ver-
schwendung, so daß Immobilien einfach viele Jahrzehnte/Jahrhunderte ausgerichtet sein 
müssen. Aus diesem Grunde muß ein dann noch vorhandener Verkehrswert, der notfalls über 



das Gutachten eines öffentlich vereidigten Sachverständigen festgestellt werden muß, zum 
Ausgleich kommen.  
Wenn das Erbbaurecht erlischt, bleiben Miet- und Pachtverträge, die der Erbbauberechtigte 
abgeschlossen hat, bestehen. d.h. es gilt die gleiche Vorschrift wie bei der Übertragung des 
Eigentums.  
Neben der Beendigung durch Zeitablauf und Aufhebung kann das Erbbaurecht auch durch 
sogenannten Heimfall enden. Der Heimfall unterscheidet sich von dem zeitlichen Ablauf 
dadurch, daß beim Heimfall das Erbbaurecht nicht erlischt, sondern noch weiterbestehen 
bleibt. Beim Heimfall geht das Erbbaurecht samt Bauwerk und allen hierauf ruhenden Lasten 
auf die Grundstückseigentümer über, die es wiederum neu übertragen können. Hierbei hat der 
bisherige Erbbauberechtigte bezüglich des Bauwerkes kein Wegnahmerecht, so daß er sich 
mit einer angemessenen Vergütung durch die Grundstückseigentümer begnügen muß. Auf die 
Höhe und die Abwicklung kann hier leider nicht eingegangen werden.  
Für Selbsthilfegruppen läßt sich abschließend empfehlen, daß bei geringem Eigenkapital oder 
gar keinem Eigenkapital das Erbbaurecht eine gute Form der Übernahme von Grundstücken 
ist. Im Erbbaurechtsvertrag sollte eindeutig geregelt sein, wie der Erbbauzins festgelegt wird, 
ob dieser sich im Laufe der Zeit z.B. verändern kann, siehe z.B. nebenstehende Regelungen 
für das Grundstück Derfflingerstr. 20a in 1000 Berlin 30 mit dem Land Berlin, auf welche 
Dauer das Erbbaurecht geschlossen ist, ob ein Erwerb des Grundstücks aufgrund eines 
unbedingten notariellen Kaufangebotes des Eigentümers enthalten ist oder nicht, welche 
Bebauung stattfinden darf oder ob es Einschränkungen gibt, und wie die Gebäude bewertet 
werden. Zur Bewertung der Gebäude verweise ich auch hier auf das Beispiel 
Derfflingerstr. 20a.  

IV. Eigentum und der Erwerb durch Mehrere 

1. Begriff und Abgrenzungen 
Eigentum ist das umfassendste dingliche Recht an körperlichen Gegenständen beweglicher 
oder unbeweglicher Art. Dies ist die Definition für das Privatrecht. Im öffentliche Recht, 
siehe Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 Grundgesetz werden darüber hinaus auch 
Forderungen und Rechte erfaßt, z.B. Konzessionen, geistiges Eigentum und dergleichen. Das 
öffentliche Recht enthält einschränkende Vorschriften über die Möglichkeiten einer 
Enteignung, da unsere Rechtsordnung das Privateigentum garantiert.  
Im Privatrecht wird das Eigentum als ein unbeschränktes Herrschaftsrecht über eine Sache 
bezeichnet, die den Eigentümer berechtigt, mit einer Sache nach Belieben zu verfahren, z.B. 
Übereignung, Verbrauch, Zerstörung, Belastung, andere von einer Einwirkung 
auszuschließen, das Eigentum von Dritten herausverlangen zu können. Bei einem Grundstück 
erstreckt sich das Eigentum auch über und unter der Erdoberfläche, wobei solche, 
Einwirkungen nicht untersagt werden können, die in einer derartigen Tiefe oder Höhe 
stattfinden, daß an der Ausschließung ein schutzwürdiges Interesse besteht, z.B. Überfliegen 
mit einem Flugzeug. Gleichwohl ist das Eigentum zu relativieren, d.h. es ist zwar das um-
fassendste Herrschaftsrecht, aber kein schrankenloses Herrschaftsrecht. Das Eigentum und 
damit verbunden das Herrschaftsrecht als umfassende Befugnis steht dem Eigentümer nur zu, 
soweit nicht Gesetz oder Rechte Dritter entgegenstehen, siehe § 903 BGB. Als Einschränkun-
gen des Eigentums kommen also beispielsweise das Nachbarrecht, sämtliche beschränkten 
dinglichen Rechte (Dienstbarkeit, Hypothek, usw.), Verbot der mißbräuchlichen Ausübung 
und dgl. Darüberhinaus betont auch das Grundgesetz die Sozialgebundenheit des Eigentums, 
wonach Eigentum verpflichtet und sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit 
dienen. Inhalt und Schranken werden durch die Gesetze bestimmt, so daß sich hier wiederum 
das Auseinandersetzungsverhältnis der politischen Meinungen ausdrückt. Wichtigste 
öffentlich-rechtliche Beschränkungen des Eigentums sind das Baurecht und öffentliches 



Nachbarrecht, wie z.B. Flächennutzungspläne, Regelungen der Baugestaltungen, 
Grenzabstände, Verkehrsrechte, Wasserhaushaltsrecht, usw.  
Zusammenfassend kann gesagt werden, daß das Eigentum das umfassendste Gestaltungs- und 
Herrschaftsrecht ist, das unsere Rechtsordnung kennt. Sofern die gesetzlichen Bestimmungen 
eingehalten werden, findet keine Beschränkung des Eigentums statt. Die meisten 
Beschränkungen des Eigentums geschehen wiederum nur durch Verträge, die der berechtigte 
Eigentümer mit anderen Rechtssubjekten geschlossen hat, worin es sich meistens eines Teils 
seiner Rechte entledigt durch Vertragsübertragung.  
Als Arten des Eigentums gibt es neben dem Allein-Eigentum das Eigentum nach Bruchteilen, 
das Gesamthandseigentum, das Sicherungseigentum, das vorbehaltene Eigentum und das 
Wohnungseigentum. Ein Über- oder Untereigentum ist nicht möglich, da es nur einen 
einheitlichen Eigentumsbegriff gibt. Bezüglich der Rechtsgestaltungen im Hinblick auf 
Eigentum, nämlich Erwerb, siehe unter dem Abschnitt Besonderheiten im Kaufvertrag.  
2. Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
Ein Zusammenschluß von mindestens zwei Personen geschieht in der Form der Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts, wenn sie gemeinsam die Förderung eines von ihnen befolgten Zwecks 
beabsichtigen, siehe § 705 BGB. Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts selber hat keine 
Rechtsfähigkeit. Sie ist eine Gesamthandsgemeinschaft und die Grundform der 
Personengesellschaften. Sie kommt sehr häufig vor, auch wenn es den meisten nicht bewußt 
wird. Das gemeinsame Anmieten eines Zimmers stellt z.B. einen gemeinsamen 
wirtschaftlichen Zweck dar, so daß zwischen den gemeinsam anmietenden Personen eine 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts besteht. Weitere sehr gut bekannte Beispiele sind die 
Rechtsanwaltssozietäten und dgl. Der Vertrag der beteiligten Personen, Gesellschafter 
genannt, ist grundsätzlich formfrei, kann daher auch mündlich geschlossen werden, 
desgleichen auch durch schlüssiges Verhalten zustandekommen. Sofern allerdings 
Leistungsversprechen vorgenommen werden, beispielsweise Grundstücksübereignungen, 
siehe § 313 BGB, muß er in gleicher erforderlicher Form abgeschlossen werden. Das 
Vermögen der Gesellschaft, das entsteht durch Einbringen von Vermögenswerten der 
einzelnen Gesellschafter und durch die Erwirtschaftung der Gesellschafter selber, steht allen 
Gesellschaftern gemeinschaftlich zu, wobei der einzelne Gesellschafter keinen Anteil in 
direkter Form angewiesen erhält und realisieren kann. Vielmehr steht allen Gesellschaftern 
das Vermögen zur sogenannten gesamten Hand zur Verfügung, d.h. die Gesellschafter können 
nur gemeinsam über das Vermögen verfügen. Die einzelnen Gesellschafter verfügen somit 
über Anteile an den einzelnen zum Gesellschaftsvermögen gehörenden Gegenständen, können 
aber nicht frei darüber verfügen, da dieses nur gemeinsam geschehen kann. Bei der Ent-
scheidung über die jeweilige Verfügung können sich die Gesellschafter vertreten lassen, eine 
Verfügung selber darf nur im Namen aller Gesellschafter geschehen. Mit dem Abschluß des 
Gesellschaftsvertrages gehen die Gesellschafter verschiedene Verpflichtungen, die im Gesell-
schaftsvertrag festgelegt werden, z.B. Leistung der vereinbarten Beiträge, Übereignung 
vereinbarter Sachen und dgl. Sofern nichts Entsprechendes vereinbart ist, müssen sie aber 
nicht nachträglich diese Leistungen erhöhen oder bei Verlust ersetzen, siehe § 707 BGB.  
Jeder Gesellschafter hat auch eine Treuepflicht, d.h. er hat die Interessen der Gesellschaft 
wahrzunehmen, insbesondere muß er auch alles unterlassen, was den Interessen 
zuwiderlaufen könnte. Bei Erfüllung von Pflichten haftet der Gesellschafter für die Sorgfalt, 
die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt, siehe §§ 708, 277 BGB. Die 
wichtigsten Rechte von Gesellschaftern sind Ansprüche auf den Gewinn, siehe §§ 721, 722 
BGB und auf das Auseinandersetzungsguthaben, siehe §§ 734, 738 BGB. Außerdem hat jeder 
Gesellschafter ein Informationsrecht gemäß § 716 BGB.  
Zur Geschäftsführung sind die Gesellschafter berechtigt und auch verpflichtet und diese steht 
ihnen grundsätzlich gemeinschaftlich zu, wobei für jedes Rechtsgeschäft selbstverständlich 
die Zustimmung aller Gesellschafter erforderlich ist, siehe § 709 BGB. Im Gesellschaftsver-



trag kann oft andererseits bestimmt werden, daß bei der Geschäftsführung die Mehrheit die 
Stimmen entscheidet, siehe § 709 Abs. 2 BGB. Ebenfalls kann die Geschäftsführung einem 
oder mehreren Gesellschaftern übertragen werden und die anderen Gesellschafter davon 
ausgeschlossen werden, siehe § 710 BGB. Jeder Gesellschafter kann Widerspruch gegen die 
Vornahme einzelner Geschäfte einlegen, siehe § 711 BGB, den Geschäftsführern kann durch 
Kündigung die Geschäftsführung entzogen werden, siehe § 172 BGB.  
So wie das Geschäftsvermögen allen Gesellschaftern zusteht, haften die Gesellschafter als 
Gesamtschuldner auch für alle Schulden der Gesellschaft (siehe § 427 BGB). Grundsätzlich 
haften die Gesellschafter dabei mit ihrem gesamten Vermögen, es sei denn, mit den 
Gläubigern wird vereinbart, daß die Gesellschaft nur mit dem Gesellschaftsvermögen haftet. 
Gemäß § 736 ZPO muß ein Vollstreckungstitel für eine Vollstreckung in das 
Gesellschaftsvermögen gegen alle Gesellschafter gerichtet sein.  
Es kann vorgesehen werden, daß weitere Gesellschafter durch Vertrag mit allen bisherigen 
Gesellschaftern in die Gesellschaft eintreten können, wobei dann die alte Gesellschaft unter 
Einschluß des neuen Gesellschafters fortbesteht. Unter gleicher Zielsetzung kann auch der 
Austritt eines Gesellschafters geregelt werden. Aus wichtigem Grund kann ein Gesellschafter 
auch gegen oder ohne seinen Willen den Beschluß der übrigen Gesellschafter unter den 
Voraussetzungen des § 737 BGB ausgeschlossen werden. Bei Tod oder Kündigung oder 
Konkurs eines Gesellschafters würde die Gesellschaft sich normalerweise auflösen. Aus 
diesem Grunde sehen fast alle Gesellschaftsverträge vor, daß in einem solchen Falle die 
Gesellschaft unter den übrigen fortgesetzt wird. In diesem Falle scheidet der Gesellschafter 
mit Eintritt dieses Ereignisses aus der Gesellschaft aus, § 736 BGB. Es kann Abfindung in 
Höhe des Auseinandersetzungsguthaben von dem Berechtigten verlangt werden, wofür dann 
andererseits dieser Gesellschaftsanteil den anderen Gesellschaftern zuwächst. Anders 
hingegen ist es, wenn ein Gesellschafter seinen Gesellschaftsanteil auf eine andere Person 
überträgt. Hierzu ist immer die Zustimmung aller übrigen Gesellschafter erforderlich. Die 
dritte Person wird in diesem Fall Gesellschafter.  
Die Gesellschaft kann unter zahlreichen Gründen aufgelöst werden, z.B durch Kündigung, 
§ 723 BGB, oder durch Zeitablauf, § 724 BGB, oder aber durch Unmöglichwerden eines 
vereinbarten Zwecks, § 726 BGB. 
Für Tod oder Konkurs eines Gesellschafters kann das Fortbestehen der Gesellschaft 
vereinbart werden.  
Die Auseinandersetzung beim Ausscheiden eines Gesellschafters ist in § 738 BGB geregelt. 
Hiernach wächst den anderen Gesellschaftern der Anteil des ausscheidenden Gesellschafters 
am Gesellschaftsvermögen zu. Diese sind wiederum dafür verpflichtet, dem Ausscheidenden 
alle Gegenstände, die er der Gesellschaft zur Benutzung überlassen hat, nach Maßgabe von 
§ 732 zurückzugeben, ferner ihn von allen gemeinschaftlichen Schulden zu befreien, und ihm 
dasjenige zu zahlen, was er erhalten würde, wenn die Gesellschaft zur Zeit seines 
Ausscheidens aufgelöst worden wäre. Ferner wird bestimmt, daß der Wert des Gesell-
schaftsvermögens, soweit erforderlich, auf dem Wege der Schätzung zu ermitteln ist. Hieraus 
ergibt sich, daß nur ein Anspruch auf Geldabfindung besteht, in Bezug auf die Zahlung des 
Abfindungsguthabens. Daher ist oftmals eine Auseinandersetzungsbilanz nötig. Hierbei ist 
der Verkehrswert des Gesellschaftsvermögens zu schätzen. Hierzu kann auch der sogenannte 
Geschäftswert gehören. Vielfach werden Abfindungsklauseln im Gesellschaftsvertrag 
vereinbart. Grundsätzlich unterliegen solche Ausschlüsse oder Beschränkungen des 
Abfindungsanspruches der richterlichen Kontrolle im Rahmen des § 138 und die §§ 133 
Abs. 2 BGB, 723 Abs. 3 BGB, d.h. es handelt sich um ein gesetzlich garantiertes 
Kündigungsrecht.  
Grundlage und Zweck der Abfindungsklausel ist fast immer der Bestandsschutz, als ein Teil 
der Gesellschaft. Ferner kann die Angemessenheit einer Abfindung hineinspielen. Hierbei 
wird vertreten, daß grundsätzlich die Außer-acht-Lassung des Firmenwertes und der 



sogenannten stillen Reserven zulässig sein, ebenso eine Beschränkung der Abfindungsan-
sprüche auf Buchwerte. Sofern dieses vereinbart ist, ist keine Abschlußstichtagsbilanz 
erforderlich (BGH, WPM 80, 1362). Sofern allerdings ein Gesellschafter ohne wichtigen 
Grund ausscheidet, muß das Abfindungsguthaben nach den Umständen des Einzelfalles 
angemessen sein. Eine Beschränkung auf sogenannte Buchwerte ist in solchen Fällen unzu-
lässig, wenn der Abfindungsanspruch wesentlich hinter dem wirklichen Wert der 
Gesellschaftsanteile des Gesellschafters am Gesamtvermögen zurückbleibt (BGH NJW 79, 
104). 
Der letzteren Auffassung ist unbedingt zuzustimmen, da alle Gesellschafter gleichberechtigt 
am Gewinn je nach ihrem Gesellschaftsanteil teilhaben. Scheidet ein Gesellschafter mit 
Zustimmung der anderen Gesellschafter aus, so muß er mit den anderen auch gleichberechtigt 
sein am Vermögen der Gesellschaft. Vielfach wird von Gruppen unter gewissen sozialen 
Aspekten eine Beschränkung vorgenommen, andererseits aber die Gesellschaftsform der 
BGB-Gesellschaft gewählt, damit der Einzelne als Eigentümer in das Grundbuch eingetragen 
wird und aufgrund dieser Rechtsstellung Steuervorteile bei den Verlusten, den Einkünften, 
Vermietungen und Verpachtungen geltend machen kann. Da solche Objekte oftmals aber 
auch enorme Wertsteigerungen durch Grundstückssteigerungen, Steigerungen der Sachwerte, 
Eigenarbeit, die den Wert erhöht, Entschuldung der Kredite, Ansteigen von Mieteinnahmen 
und dgl. mehr haben, würde es möglich sein, daß ein Gesellschafter, der mit DM 10.000,- 
einen ideellen Anteil von 1/10 am Objekt erworben hatte, nach Ausscheiden von 10 Jahren 
durch sogenannte Wertsteigerungsklauseln einer Verzinsung von z.B. 10% anschliessend nur 
auf einen Wert von vielleicht 120.000,- DM kommen würde, während hingegen das Gesamt-
objekt im Wert gestiegen ist auf 2,5 Millionen DM, da öffentliche Fördermittel eingeflossen 
sind, die in der Bindefrist ausgelaufen sind, Eigenarbeit erfolgt ist und vieles mehr. Dieser 
Gesellschafter müßte bei seinem Ausscheiden einen Wert von DM 250.000,- erhalten. Würde 
er auf den anderen Wert beschränkt werden, wäre diese Regelung in der Art nicht zulässig. 
Dieser Meinung ist unbedingt zu folgen, da sonst einzelne Gesellschafter andere 
Gesellschafter durch Mehrheitsentscheidung bei der konkreten Nutzung allmählich 
hinausekeln könnten und die Werte würden ihnen zuwachsen.  
Niemand hätte die Kontrolle, daß die verbleibenden Gesellschafter von ursprünglich 10 
vielleicht noch 4, nicht irgendwann die Auflösung der Gesellschaft beschließen und die 
gesamten bislang angewachsenen noch stillen Reserven persönlich für sich realisieren 
werden.  
Dieses kann nicht in absoluter Position ausgeschlossen werden. Aus diesem Grunde muß 
ausscheidenden Gesellschaftern von vornherein ein entsprechender Anteil zuwachsen können.  

Bruchteilsgemeinschaft 
Bei einer Bruchteilsgemeinschaft steht ein Recht mehreren Personen gemeinschaftlich zu, 
wobei jedem Teilhaber an jedem einzelnen Gegenstand des Vermögens bestimmte Anteile 
ausgewiesen sind. Handelt es sich hierbei um Sachen, besteht Miteigentum, wie es in den 
§§ 1008 bis 1111 BGB geregelt ist. Hiernach kann jeder Teilhaber grundsätzlich über seinen 
Anteil frei verfügen. Durch Vertrag der Bruchteilseigentümer untereinander kann eine interne 
Bindung herbeigeführt werden, diese ist jedoch Dritten gegenüber ohne Bedeutung.  
Die Bruchteilsgemeinschaft ist keine juristische Person, d.h. sie ist damit nicht rechtsfähig. 
Dies bedeutet, daß jeder einzelne Teilhaber an der Gemeinschaft also z.B. auch in das 
Grundbuch eingetragen werden muß. 
Für einige Gemeinschaften nach Bruchteilen bestehen gesetzliche Sonderregelungen, z.B. für 
das Miteigentum im sogenannten Mitbesitz, Nachbarrecht, Wohnungseigentum.  
Grundsätzlich steht die Verwaltung des gemeinschaftlichen Gegenstandes den Teilhabern in 
ihrer Gesamtheit zu. Zur Erhaltung notwendiger Maßnahmen kann jeder Teilhaber 
grundsätzlich ohne die Beteiligung der übrigen Gemeinschafter treffen, desgleichen kann 



auch durch Vereinbarung, Stimmenmehrheit und ähnliches vereinbart werden, siehe § 744, 
745 BGB. Ebenso wird eine entsprechende Vereinbarung über die Aufhebung der 
Gemeinschaft gegen Nachfolger, siehe §§ 746, 751 BGB. Solche Vereinbarungen sind auch 
gegenüber Erben wirksam, nicht aber gegenüber Pfandgläubigern. Jeder Gesellschafter kann 
über seinen Anteil frei verfügen, d.h. ihn verpfänden und auch übertragen. Jeder Teilhaber 
kann ferner jederzeit die Aufhebung der Gesellschaft verlangen, siehe § 749 BGB. Sofern 
dieses per Vertrag ausgeschlossen ist, kann er es zumindest bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes vornehmen.  
Im Falle der Aufhebung der Gemeinschaft erfolgt eine Teilung in Natur, wenn dieses nicht 
möglich ist durch Verkauf des gemeinschaftlichen Gegenstandes nach Vorschriften über den 
Pfandverkauf. Bei Grundstücken geschieht dies durch Zwangsversteigerung und durch 
anschließende Teilung des Erlöses, siehe § 753 BGB.  
Wenn sich eine Gruppe findet, um ein Haus in der Form einer Bruchteilsgemeinschaft zu 
verwalten, handelt es sich um eine BGB-Gesellschaft, auf die die Vorschriften des 
Gesellschaftsrechtes Anwendung finden, mit Ausnahme derer, die sich auf das 
Gesamtheitsvermögen beziehen.  

Juristische Personen als Grundstückseigentümer 
Die juristische Person als solche ist im Rechtsleben nicht bekannt, denn Handeln können 
eigentlich nur natürliche Personen. Gleichwohl hat der Gesetzgeber juristische Personen als 
Rechtssubjekte zugelassen. Insofern kann die juristische Person als Fiktion bezeichnet 
werden. Die juristische Person selber ist eine Personenvereinigung oder ein Zweckvermögen, 
das der Gesetzgeber mit einer rechtlichen Selbständigkeit anerkannt hat. Im Gegensatz zur 
Gesamthandsgemeinschaft oder der Gemeinschaft nach Bruchteilen, bei denen die Gesamtheit 
der mitbeteiligten Träger von Rechten und Pflichten ist, besitzt die juristische Person eine 
eigene Rechtsfähigkeit und kann daher im Verkehr mit Dritten im eigenen Namen auftreten, 
Rechtsgeschäfte tätigen, klagen, verklagt werden usw. Die juristische Person besitzt 
Rechtsfähigkeit und auch Parteifähigkeit. Juristische Personen sind deshalb auch von Mit-
gliedern und deren Bestand oder dem Wechsel der Mitglieder losgelöst. Die juristische Person 
tritt also im Rechtsleben wie jede andere natürliche Person auf. Nur wenige Rechte stehen der 
juristischen Person nicht zu, z.B. Eheschließung, Testamentserrichtung, Staatsangehörigkeit 
usw. dieses steht nur natürlichen Personen zu. Die juristischen Personen werden auch 
Körperschaften genannt, da sie organschaftlich strukturiert sind. Nach Außen hin handelt 
immer die juristische Person, d.h. der Körper. Ihre Handlungsfähigkeit hat sie durch die Tätig-
keiten ihrer Organe, das sind z.B. die Geschäftsführer, der Vorstand usw. Im Innenverhältnis 
regelt sich das Leben der Mitglieder nach den gesetzlichen Bestimmungen und der Satzung, 
dem Statut, dem Gesellschaftsvertrag.  
Die juristische Person entsteht durch Gründungsakt der Gründungsmitglieder, die unter 
Verabschiedung einer Satzung, eines Statuts, eines Gesellschaftsvertrages die Gründung und 
Errichtung einer juristischen Person beschließen. Voraussetzung für die Rechtsfähigkeit ist 
weiterhin die Eintragung in einem öffentlich geführten Register. Hierbei kann es sich um das 
Handelsregister, Vereinsregister, Genossenschaftsregister handeln. Erst mit der Eintragung in 
das Register erlangt die juristische Person die Rechtsfähigkeit. Der Gesetzgeber sieht einen 
abgeschlossenen Katalog von juristischen Personen vor.  
Grundsätzlich können nur solche juristischen Personen gegründet werden, für die der 
Gesetzgeber entsprechende gesetzliche Bestimmungen vorgesehen hat und deren Errichtung 
und Eintragung möglich ist. Es handelt sich hierbei um den eingetragenen Verein, die 
eingetragene Genossenschaft. die Gesellschaft mit beschränkter Haftung, die Aktienge-
sellschaft, die Kommanditgesellschaft auf Aktienbasis. Die vorgenannten juristischen 
Personen sind mitgliedschaftlich organisiert. Ohne mitgliedschaftliche Struktur kennt das 
Privatrecht noch die Stiftung als ein Zweckvermögen mit eigener Rechtspersönlichkeit.  



Grundsätzlich gibt es für die juristischen Personen eigene gesetzliche Bestimmungen, die im 
folgenden unter den jeweiligen Kapiteln der entsprechenden Personen kurz dargestellt 
werden.  
Sollte eine spezielle gesetzliche Bestimmung zu einer juristischen Person fehlen, so kann auf 
die Rechtsgedanken als Grundlage der juristischen Person das Privatrecht auf die §§ 21 
ff BGB zurückgegriffen werden.  

Eingetragene Genossenschaft (e.G.) 
Die Genossenschaft ist ein Verein mit freier und wechselnder Mitgliederzahl mit dem Zweck, 
der Erwerb und die Wirtschaft der Mitglieder zu fördern, wobei die Genossenschaft in das 
Genossenschaftsregister eingetragen werden muß. Die Genossenschaft ist eine juristische 
Person und nach § 17 Genossenschaftsgesetz (Abkürzung: GenG) den Handelsgesellschaften 
gleichgestellt. Je nach dem Zweck lassen sich Konsumgenossenschaften, 
Produktionsgenossenschaften, Verbrauchergenossenschaften, Kreditgenossenschaften, 
Baugenossenschaften unterscheiden. Für Zahlungsverpflichtungen der Genossenschaften 
(Verbindlichkeiten) haftet grundsätzlich die Genossenschaft als juristische Person, d.h. das 
Vermögen der Genossenschaft ist haftbar (siehe § 2 GenG). Im Statut muß festgehalten sein, 
ob im Falle eines Konkurses die Genossenschaft Nachschlüsse zur Konkursmasse 
unbeschränkt oder beschränkt auf eine Haftsumme oder überhaupt nicht zu leisten haben, 
siehe § 6 GenG. Von der rechtlichen Konstruktion ist es also möglich, daß die Genossen 
keinerlei Haftung übernehmen. D.h. es haftet ausschließlich das Vermögen der Genossen-
schaft. Möglich ist es aber auch, die Haftung auf eine bestimmte Summe zu begrenzen oder 
aber eine unbeschränkte Haftung zu übernehmen. Die Genossenschaft muß als eingetragene 
juristische Person den Zusatz e.G. erhalten, siehe § 3 GenG.  
Die Gründung einer Genossenschaft ist wie beim eingetragenen Verein, d.h. es müssen 
mindestens sieben Genossen die Genossenschaft gründen, siehe § 4 GenG. Ferner muß das 
Statut (Satzung) schriftlich aufgestellt werden, siehe § 5 GenG und einen bestimmten 
Mindestgehalt aufweisen, siehe § 6 bis 8 GenG. Nach § 16 GenG kann nur durch Beschluß 
der Gesellschafterversammlung mit 3/4 Mehrheit die Satzung geändert werden. Gemäß § 13 
GenG entsteht die Genossenschaft erst mit Eintrag in das Genossenschaftsregister.  
Zu jeder Genossenschaft gehören drei notwendige Organe, nämlich die Generalversammlung, 
der Vorstand, der Aufsichtsrat.  
Der Vorstand muß aus mindestens zwei Mitgliedern bestehen. Der Vorstand hat die Aufgabe 
der Geschäftsführung und die Vertretung der Genossenschaft. Dieses steht grundsätzlich dem 
Vorstand zu, siehe § 24 bis 26 GenG. Abweichende Regelungen sind hierfür allerdings 
möglich. Grundsätzlich ist die Vertretungsmacht nach außen hin unbeschränkbar, siehe § 27 
GenG. Die Genossenschaft kann allerdings auch noch weiterhin andere Personen als Vertreter 
mit beschränkter Vertretungsmacht bestellen, z.B. Prokuristen und Generalbevollmächtigte, s. 
§ 42 GenG. Der Vorstand wird von der Generalversammlung gewählt. Die Vorstands-
mitglieder können ehrenamtlich tätig sein oder aber eine Vergütung hierfür erhalten. Zu den 
wichtigsten Aufgaben neben der laufenden Führung der Geschäfte gehört insbesondere für 
den Vorstand auch das Führen der Verzeichnisses der Genossen, siehe § 30 GenG, die 
Buchführung, siehe § 33 Absatz 1 GenG, den Jahresabschluß und den Geschäftsbericht, siehe 
§ 33 Absatz 2 GenG, die Vorstandsmitglieder haben die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannes zu beachten und sind der Genossenschaft hierfür verantwortlich und bei 
Verstößen auch schadenspflichtig.  
Mindestens alle zwei Jahre muß die Geschäftsführung eingehend geprüft werden, siehe § 53 
Abs. 1 GenG. Dies geschieht durch einen Prüfungsverband, dem die Genossenschaft 
angehören muß, siehe §§ 54, 55 GenG. Zu diesem Zweck hat der Vorstand den Prüfern alle 
Bücher und Schriftstücke offenzulegen, siehe § 57 GenG.  



Mitglied einer Genossenschaft wird, wer an der Gründungsversammlung teilnimmt durch 
Unterzeichnung der Satzung oder aber durch eine unbedingte schriftliche Beitrittserklärung, 
siehe § 15 GenG. Die Mitgliedschaft wird erst wirksam durch Eintragung in die vom 
Registergericht geführte Genossenliste. Eine Mitgliedschaft kann nicht übertragen werden 
durch den einzelnen Genossen, allerdings kann das Geschäftsguthaben an eine andere Person, 
die Genosse ist oder wird, schriftlich übertragen werden, siehe § 76 GenG. Dieses sollte aller-
dings von der Zustimmung der Mitgliederversammlung abhängig gemacht werden. Jeder 
Genosse kann grundsätzlich nur eine Mitgliedschaft haben, wobei das Statut allerdings den 
Erwerb mehrerer Geschäftsanteile zulassen kann oder bestimmen kann, siehe 
Pflichtbeteiligung nach § 7a GenG. Die Mitgliedschaftsrechte eines Genossen umfassen 
diesen Geschäftsanteil, das Geschäftsguthaben (das ist die Summe der Einlagen zuzüglich der 
Gewinne und der Abzug der Verluste, wobei dieses in der Satzung unterschiedlich geregelt 
werden kann), das Recht auf Mitverwaltung, ein Anspruch am Reingewinn, siehe §§ 19 und 
20 GenG, das Recht zur Benutzung der genossenschaftlichen Einrichtungen, z.B. Wohnraum 
und dergleichen. Hiermit verbunden sind neben den Rechten allerdings fast immer auch 
gleichzeitig Pflichten, z.B. Eintrageverpflichtung, Nachschußpflichten, 
Abnahmeverpflichtungen, Zahlungsverpflichtungen, Arbeitsverpflichtungen, Durchführung 
von Tätigkeiten und dergleichen.  
Die Mitgliedschaft endet durch Tod, siehe § 77 GenG, durch Austritt, siehe §§ 65 und 66 
GenG oder durch Abtretung des Geschäftsguthabens, siehe § 76 GenG. Ein weitere Verlust 
der Mitgliedschaft ist der Ausschluß nach § 68 GenG. Nach dem Ausscheiden hat eine 
Auseinandersetzung mit der Genossenschaft stattzufinden bezüglich des Geschäftsguthabens 
des Genossen, die aufgrund der Bilanz und nach § 73 GenG errechnet wird und auszuzahlen 
ist.  
Eine Auflösung der Genossenschaft ist durch Beschluß der Generalversammlung mit 3/4 
Mehrheit möglich, siehe § 78 GenG. Ferner ist eine Auflösung durch Beschluß des 
Registergerichts unter den Voraussetzungen der §§ 54, 54a, 80 GenG möglich. Eine weitere 
Auflösung wäre durch Konkurs nach § 1 GenG oder die Verschmelzung (Fusion) mit einer 
anderen Genossenschaft gleicher Machart, siehe § 93a ff. GenG. Nach der Auflösung findet 
eine Liquidation statt, sofern eine Löschung nicht wegen Vermögenslöslichkeit eintritt.  
Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß sich die Genossenschaft vom Idealverein 
dadurch unterscheidet, daß sich die Genossen zusammengeschlossen haben, um sich 
gegenseitig durch Selbsthilfe wirtschaftlich zu fördern. Wie beim Idealverein sind die 
Mitglieder untereinander gleichberechtigt, wobei die Höhe der Kapitaleinlage keine Rolle 
spielt. Es gilt der Grundsatz pro Kopf eine Stimme. Grundsätzlich übt die Genossenschaft 
Selbstverwaltung durch ihre Organe, wie oben beschrieben aus. Leider hat sich das 
Genossenschaftsrecht durch eine Fülle von Formvorschriften als hemmend für 
Kleinstzusammenschlüsse erwiesen, da die Sprache des Genossenschaftsgesetzes und Hand-
lungsabläufe von vielen einfachen Menschen aufgrund der Komplexität nicht mehr erarbeitet 
werden können und deshalb sich die bestehenden Genossenschaften zu größeren 
Gesellschaften entwickelt haben mit einem eigenen Verwaltungsapparat, der ziemlich vom 
Mitgliederbestand abgehoben ist und sehr autonom arbeitet.  
Die bestehenden großen Genossenschaften können deshalb keinesfalls als basisdemokratisch 
bezeichnet werden, trotz ihrer körperschaftlichen Organisation.  

Eingetragener Verein (eV) 
Aufgrund der Kürze soll nur auf die grundlegenden Punkte zum Vereinsrecht eingegangen 
werden. Es handelt sich hierbei um die Rechtsgrundlage für das Vereinswesen, dabei speziell 
aus den Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches, derjenigen zum Bereich der ideellen 
Zwecksetzung, da dieses für die Eintragung eines ideellen Vereins gemäß § 21 BGB 



erforderlich ist. Abschließend erfolgt nur eine kurze Zusammenfassung und Verweis auf 
Literaturmöglichkeiten.  
Die Vereinigungsfreiheit ist geregelt in Art. 9, Abs. 1 und 2 GG. Hiernach ist den Einzelnen 
des Recht gewährt, sich zu Vereinen, Verbänden und Zusammenschlüssen aller Art 
zusammenzufinden, sie also zu gründen, ihnen aber auch fernzubleiben und auch wieder aus 
ihnen auszutreten. Art. 9, Abs. 1 GG schützt die Vereine selber vor staatlichem Eingriff in den 
Kernbereichen des Vereinsbestandes und in die Vereinstätigkeiten, siehe 
Bundesverfassungsgerichtsentscheidung 13, 174 und Bundesverfassungsgerichtsentscheidung 
30, 227 (241). 

Kommanditgesellschaft (KG) 
Die Kommanditgesellschaft ist eine handelsrechtliche Gesellschaft. Sie ist verankert im 
Handelsgesetzbuch in den §§ 161 bis 177, Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft sind 
unbeschränkt haftende Komplementäre und beschränkt haftende Kommanditisten. Nach § 161 
Abs. 1 HGB ist eine Gesellschaft, deren Zweck auf dem Betrieb eines Handelsgewerbes unter 
gemeinschaftlicher Firma errichtet ist, eine Kommanditgesellschaft, wenn bei einem oder bei 
einigen von den Gesellschaftern die Haftung gegenüber den Gesellschaftsgläubigern auf den 
Betrag einer bestimmten Vermögenseinlage beschränkt ist, sogenannte Kommanditisten, 
während bei dem anderen Teile der Gesellschafter eine Beschränkung der Haftung nicht 
stattfindet, sogenannte Komplementäre, d.h. persönlich haftende Gesellschafter. Eine 
Kommanditgesellschaft bedarf zu ihrer Gründung somit mindestens eines Komplementärs 
und mindestens eines Kommanditisten. 
Als Komplementär, d.h. mit unbeschränkter persönlicher Haftung, kann auch eine juristische 
Person auftreten, vielfach bekannt und insbesondere gestaltet durch Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung. Hierdurch wird erreicht, daß die eigentlich persönlich unbeschränkte 
Haftung der Komplementäre aufgrund der Rechtsformen der juristischen Person wiederum 
beschränkt ist auf das Vermögen dieser juristischen Personen. Im Endergebnis bedeutet dies, 
daß keine unbeschränkte persönliche Haftung stattfindet. Bekannt sind die Fälle unter den 
Begriffen Firma Y GmbH & Co KG. 
Grundsätzlich entsprechen die Rechtsverhältnisse der Kommanditgesellschaft denen der 
offenen Handelsgesellschaft (oHG), siehe § 161 Abs. 2 HGB. Im Firmenname darf nicht ein 
Name eines Kommanditisten aufgenommen werden, siehe § 19 Abs. 4 HGB. 
In das Handelsregister werden alle Namen der Kommanditisten und ihre Einlage, sogenannte 
Haftsumme, eingetragen. Die Kommanditisten sind von der Geschäftsführung 
ausgeschlossen, diese steht allein den Komplementären zu, siehe § 164 HGB. 
Durch Gesellschaftsvertrag kann aber auch einem Kommanditisten die Geschäftsführung 
übertragen werden. Die Kommanditisten haben stets alle Kontrollrechte, siehe § 166 HGB. 
Die Verteilung von Gewinn und Verlust ergibt sich aus den §§ 167 und 168 HGB. Hierbei ist 
wichtig, daß der Kommanditist am Verlust nur bis zum Betrag seines Kapitalanteils und 
eventuell noch rückständigen Einlagen teilnimmt. Grundsätzlich haftet er für die 
Verbindlichkeiten der Gesellschaft ebenso, wie der Komplementär persönlich und 
unmittelbar, allerdings nur bis zur Höhe seiner Haftsumme. Die Haftung entfällt, wenn er die 
Einlagen geleistet hat und die Haftsumme somit in das Gesellschaftsvermögen geflossen ist. 
Grundsätzlich ist der Tod eines Kommanditisten kein Auflösungsgrund für die Gesellschaft, 
siehe § 177 HGB. Dieses gilt grundsätzlich auch für das Ausscheiden aus einer 
Kommanditgesellschaft, da diese auf die Mitgliedschaft rein geldmäßig beteiligter 
Kommanditisten ausgerichtet ist, siehe BGHZ 63, 338. 
Da die Höhe der Einlage nicht gesetzlich geregelt ist, in das Handelsregister außerdem nur die 
Zahl der Kommanditisten und ihre Haftsummen eingetragen werden, wird der einem 
Kommanditisten zukommende Gewinn den jeweiligen Kapitalanteil als tatsächliche Einlage 
immer soweit gutgeschrieben, als daß er die vereinbarte Einlagenhöhe erreicht hat. Hierbei 



kann vereinbart werden, ob die Gewinne der tatsächlichen Einlage jeweils gutgeschrieben 
werden, bis die Haftsumme erreicht ist, oder aber, ob die Gewinne ausgezahlt werden und die 
tatsächliche Einlage bis zur Erreichung der Haftsumme zu erhöhen ist. Einlagen bei der 
Kommanditgesellschaft können geregelt werden durch Geldeinlagen, durch Stehenlassen von 
Gewinnen, durch Dienstleistungen wie Eigenarbeit und dergleichen, durch Einbringung von 
Sachgütern. 
Bei nicht zum üblichen Geschäftsablauf gehörenden Handlungen ist wie bei der oHG die 
Zustimmung der Kommanditisten erforderlich. Die Kommanditisten können eine Jahresbilanz 
verlangen. 
Ursprüngliches Instrumentarium der Kommanditgesellschaft ist ein Geschäftsbetrieb, bei dem 
ein oder mehrere persönlich haftende Gesellschafter das Geschäft als solches betreiben. 
Lediglich zur Kapitalschöpfung, um bestimmte Geschäfte betreiben zu können, werden 
weitere Gesellschafter einbezogen, die eigentlich nur als Kapitalgeber betrachtet werden 
können. Deshalb findet die Kommanditgesellschaft vielfach in Familien Anwendung, bei 
kleineren Betrieben, die einen größeren Maschinenaufwand betreiben müssen zur Aufrechter-
haltung des Betriebes und über Geldgeber mit deren Einbindung zur Kapitalschöpfung 
gelangen. Die Konstruktion der GmbH und Co. KG ist primär nicht unter diesem 
vorgenannten Gesichtspunkt entstanden, sondern Ausfluß aus der Steuergesetzgebung. 
Die Kommanditgesellschaft hat Körperschaftssteuer, Vermögenssteuer, Mehrwertsteuer, 
Gewerbesteuer, Kapitalertragssteuer zu leisten. 
Bezüglich der Erhebungsgründe und der Steuersätze verweise ich auf das Skript Steuerrecht. 

Offene Handelsgesellschaft (oHG) 
Die offene Handelsgesellschaft, oHG genannt, ist eine Gesellschaft, deren Zweck auf den 
Betrieb eines Handelsgewerbes unter dem Namen einer gemeinschaftlichen Firma gerichtet 
ist, wobei alle Gesellschafter den Gesellschaftsgläubigern gegenüber unbeschränkt haften. Die 
oHG ist eine Personengesellschaft und somit Gesamthandgemeinschaft. Die Grundform der 
oHG ist die Gesellschaft bürgerlichen Rechts, wobei allerdings weitere Voraussetzungen vor-
liegen müssen. Vorliegen muß ein Gesellschaftszweck, siehe auch § 705 BGB, der auf den 
Betrieb eines vollkaufmännischen Handelsgewerbes gerichtet ist. Sollte es sich bei dem 
Handelsgewerbe nur um das eines Minderkaufmannes handeln, so liegt lediglich eine 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts vor. Aus den Firmennamen muß mindestens der Name eines 
Gesellschafters hervorgehen und ein Zusatz, daß noch weitere Gesellschafter vorhanden sind, 
siehe § 19 HGB. Grundsätzlich darf auch im Gegensatz zur Kommanditgesellschaft keine Be-
schränkung der Haftung vorliegen. Die oHG ist keine juristische Person, steht ihr aber 
ziemlich nahe, da oHG, d.h. alle Gesellschafter zusammen unter dem Namen ihrer Firma 
Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen können, als auch als oHG vor Gericht 
klagen kann und verklagt werden kann. Die oHG hat somit Parteifähigkeit, siehe § 124 Abs. 1 
HGB. Aus diesem Grunde wurde die oHG auch unter dem Kapitel juristische Person 
aufgeführt, da sie ihr sehr nahe steht von der Begründung der Rechte und Pflichten her, 
obwohl sie keine juristische Person ist. Im Innenverhältnis entsteht die oHG durch einen 
Gesellschaftsvertrag, im Außenverhältnis entsteht sie durch Eintragung in das 
Handelsregister. 
Grundsätzlich steht die Geschäftsführung allen Gesellschaftern zu, und jedem für sich allein, 
siehe §§ 14, 115 HGB. Der Gesellschaftsvertrag kann allerdings einzelne Gesellschafter von 
der Geschäftsführung ausschließen oder aber auch bestimmen, daß bestimmte Geschäfte nur 
gemeinsam als Gesamtgeschäftsführung getroffen werden können. 
Die Kommanditgesellschaft und die offene Handelsgesellschaft stehen sich sehr nahe, 
weshalb auf viele Ausführungen für die Kommanditgesellschaft verwiesen werden kann. 
Die oHG soll allerdings an dieser Stelle nicht weiter vertieft werden, da sie wie die 
Kommanditgesellschaft auf einen vollkaufmännischen Betrieb gerichtet ist, der üblicherweise 



für Hausprojekte ausscheidet, da hier der vollkaufmännische Betrieb auf den Erwerb und die 
Verwaltung von Grundbesitz gerichtet sein muß. Primärer Ansatzpunkt für 
Hausgemeinschaftsprojekte allerdings ist Eigenbewirtschaftung und Selbstverwaltung der 
Objekte, nicht aber die Teilnahme am Kapitalmarkt als Beteiligungsform für 
Immobiliengesellschaften. 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) 
Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist eine Kapitalgesellschaft und eine juristische 
Person. Als juristische Person wird nur diese am Rechtsverkehr beteiligt, d.h. die einzelnen 
Gesellschafter der GmbH sind nicht direkt verpflichtet, d.h. sie erlangen weder Eigentum 
noch können sie zur Haftung herangezogen werden. Die GmbH ist nach § 13 Abs. 3 GmbH-
Gesetz und § 6 HGB (Handelsgesetzbuch) immer Kaufmann, unabhängig vom Zweck, den 
der Betrieb verfolgt. Die GmbH wird durch Abschluß eines Gesellschaftsvertrages in 
notarieller Form gegründet. Das Mindestkapital beträgt DM 50.000,- DM. Aus dem Namen 
der Firma muß immer hervorgehen, das es eine Firma mit beschränkter Haftung ist. Die 
GmbH entsteht durch Anmeldung und Eintrag in das Handelsregister. Als Organe müssen 
mindestens ein Geschäftsführer vorgesehen sein und die Gesellschaftsversammlung. Die 
GmbH kann auch einen Aufsichtsrat haben. Die Geschäftsführer sind die gesetzlichen 
Vertreter der GmbH, wobei die Vertretungsmacht nach außen hin nicht beschränkt werden 
darf. Im Innenverhältnis kann die Vollmacht selbstverständlich beschränkt werden. Die 
Bestellung zum Geschäftsführer kann jederzeit widerrufen werden, es sei denn, der 
Gesellschaftsvertrag setzt bestimmte Fristen hierfür voraus. Unabhängig hiervon besteht 
zwischen Geschäftsführer und Gesellschaft meistens noch ein Dienstvertrag, wobei dann 
zusätzlich die Kriterien dieses Dienstvertrages zu berücksichtigen sind. Die Geschäftsführer 
haben Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Kaufmannes und können bei Verletzung dieser 
Pflichten zum Schadensersatz herangezogen werden, siehe § 43 GmbH-Gesetz. Alle 
Gesellschafter zusammen fassen ihre Beschlüsse in der Gesellschaftsversammlung, siehe § 84 
GmbH-Gesetz. 
Die Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung ergibt sich aus § 46 GmbH-Gesetz, z.B. 
Prüfung und Überwachung der Geschäftsführer. Änderungen des Gesellschaftsvertrages 
bedürfen eines Gesellschafterbeschlusses mit 3/4 Mehrheit aller Gesellschafter, der wiederum 
notariell beurkundet werden muß, siehe § 53 GmbH-Gesetz. Ein Ausscheiden aus der GmbH 
ist möglich durch Übertragung des Geschäftsanteils, siehe § 15 GmbH-Gesetz. Bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes ist auch ein Austritt oder Ausschluß aus der GmbH möglich. Die 
GmbH kann aus mehreren Gründen zur Auflösung gelangen, z.B. durch ein gerichtliches 
Urteil aufgrund einer Auflösungsklage, z.B. wenn es unmöglich wird, den Gesellschaftszweck 
zu erreichen, siehe § 61 GmbH-Gesetz, durch Entscheidung der zuständigen 
Verwaltungsbehörde, wenn gesetzwidrige Beschlüsse und Handlungen durchgeführt werden, 
siehe § 62 GmbH-Gesetz, und durch Konkurseröffnung, wenn z.B. Zahlungsunfähigkeit oder 
Überschuldung vorliegt, siehe § 63 GmbH-Gesetz. Mit der Auflösung der GmbH, die 
wiederum dem Handelsregister anzuzeigen ist, wird die GmbH zur Liquidation und zur 
Beendigung geführt. Die GmbH kann aber auch wegen Vermögenslosigkeit auf Antrag der 
Industrie- und Handelskammer, des Finanzamtes oder auch von Amts wegen gelöscht werden. 
Die GmbH ist eine Gesellschaftsform, die Überschüsse nur in Form von Auszahlungen an die 
Gesellschafter oder in andere Form als Gehalt an die Mitarbeiter auswerfen kann. Diese Form 
bewirkt, daß die Auszahlungen bei der Einkommenssteuer des einzelnen Arbeitnehmers zu 
berücksichtigen sind bzw. die Gewinnausschüttungen an die Gesellschafter der 
Kapitalertragssteuer unterliegen und somit einer hohen Versteuerung. Um dieses zu 
vermeiden, vermehren die GmbHs immer weiter ihren Vermögensstand, sogenannte 
Kapitalkonzentration, um aufgrund der Produzierung von neuen Verlusten die Gewinne 
auszugleichen. Neben diesem Typ gibt es in neuerer Zeit GmbH-Gründungen, die bewußt von 



vornherein Verluste produzieren und zur Geldschöpfung/Liquidität von sozialen Zwecken 
eingesetzt werden sollen aufgrund der Verlustzuweisungen an die Gesellschafter, die hierüber 
Steuern sparen. Inwieweit diese Form auf Dauer Bestand haben wird, muß die Zukunft erst 
noch zeigen. Diese Gesellschafter sind nämlich im Prinzip nicht darauf angelegt, auf Dauer 
einen eigenständigen Gewinn zu erzielen und es erscheint mir fragwürdig, inwieweit solche 
Formen, da eine GmbH kraft Gesetzes nicht in der Fortführung der Leitgedanken einer 
bestimmten Rechtskonstruktion zu einer veränderten steuerlichen Handhabung, z.B. 
Nichtanerkennung der Verluste oder dergleichen, führt. Grundsätzliche rate ich in diesen 
Fällen zur Vorsicht und zur Einschaltung eines Steuerberaters und Juristen. 

Besonderheit Wohnungseigentum im sogenannten echten 
Durchgangserwerb 
Sehr häufig kam es vor, daß mehrere Personen sich überlegten, gemeinsam ein Grundstück 
mit Mietshaus zu erwerben, um dieses dann sukzessive selber zu bewohnen. Bei der Frage der 
möglichen Rechtskonstruktion entschieden sich unter dem Gesichtspunkt der möglichen 
Steuerersparnis viele Gemeinschaften für das Wohnungseigentum. Da allerdings keine 
Eigentumswohnung erworben werden konnte, mußte zunächst das gesamte Grundstück 
erworben werden. Für diesen Vorgang haben wir die Konstruktion der Käufergesellschaft im 
Durchgangserwerb zur sofortigen Bildung von Wohnungseigentum kreiert. Hierbei schließen 
sich die Interessenten zu einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts zusammen. Der 
Gesellschaftsvertrag hat den Zweck, das Grundstück käuflich zu erwerben, es 
zwischenzeitlich zu verwalten, kurzfristig eine Aufteilung in Wohnungseigentum 
vorzunehmen, wobei jedem Gesellschafter von vornherein eine bestimmte Wohnung als 
künftige Eigentumswohnung zugewiesen ist. Damit es bei der Aufteilung in 
Wohnungseigentum keine Probleme gibt, werden von Anfang an die Miteigentumsanteile 
festgelegt, die Kaufpreisanteile festgelegt, die Gemeinschaftsordnung für das spätere 
Wohnungseigentum bereits im Gesellschaftsvertrag, der vor dem Kaufvertrag geschlossen 
werden sollte, vereinbart. Diese Form hat sich bewährt, zumal von vornherein auch in die 
Gemeinschaftsordnung entsprechende soziale Belange einbezogen werden können, bei-
spielsweise der Verzicht auf die Geltendmachung von Eigenbedarf gegenüber den jetzigen 
Bewohnern, damit keine Verdrängungsprozesse stattfinden, der Verzicht auf die 
Durchführung von Modernisierung gegenüber Bewohnern ... (letzter Teil war nicht 
vollständig).  
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